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STANDPUNKT

Brücke mit Lücke
Tom Strohschneider über das
Urteil zu den EZB-Anleihenkäufen

Vom Urteil der Luxemburger
Richter haben die einen zu viel
und die anderen zu wenig erwar-
tet. Zu wenig, weil der Europäi-
sche Gerichtshof eine Reihe jener
Bedenken, welche die deutschen
Kläger via Karlsruher Vorlagenbe-
schluss geäußert hatten, in seine
Entscheidung ja doch integriert
hat: Die EZB muss bei ihren Anlei-
henkäufen Bedingungen beachten,
darf nicht wirtschaftspolitisch tätig
werden und also ihr auf die Geld-
politik begrenztes Mandat nicht
überschreiten. So gesehen hat das
Urteil eine Brücke betreten, die in
Karlsruhe gebaut wurde.
Es wurde vom Luxemburger

Urteil aber auch zu viel erwartet:
von denen, die hofften, das Ge-
richt würde sich wie der General-
anwalt zuvor auch zur Rolle der
EZB in der Krisenpolitik äußern.
Die lässt sich durchaus als politi-
sche ansehen, als Teil der »Insti-
tutionen« greift die Zentralbank in
den wirtschaftspolitischen Kern-
bereich von Staaten ein, etwa
durch ihr Mittun bei der Verhän-
gung von Kürzungsauflagen. Hier
besteht also eine politische Lücke
des Urteils – und nicht die einzige.
Natürlich ist die »Unabhängig-

keit« der EZB in Teilen eine Fikti-
on, so wie die konkrete Ausge-
staltung ihrer Geldpolitik nicht
frei von ideologischen Imperati-
ven und die EU-Auslegung der ih-
rer Arbeit zugrunde liegenden
Verträge eine auch politische Fra-
ge ist. Ob sich an der EZB-Politik
etwas ändert, wird man aber nicht
den Luxemburger Richtern über-
lassen können. Es ist wie mit der
Krisenpolitik insgesamt: Eine Al-
ternative kommt nicht per Urteil,
sondern kann nur das Ergebnis
eines gesamteuropäischen Poli-
tikwechsels sein.

EZB darf Anleihen
kaufen: Kritiker
hoffen auf Karlsruhe
Europäischer Gerichtshof bestätigt
mit Urteil den Kurs der Notenbank

Berlin. Der Europäische Gerichtshof hat An-
leihenkäufe der Europäischen Zentralbank für
rechtmäßig befunden. Die EZB überschreite
damit »nicht die währungspolitischen Befug-
nisse« und verstoße auch »nicht gegen das Ver-
bot der monetären Finanzierung von Mit-
gliedstaaten«, urteilten die Luxemburger Rich-
ter am Dienstag.
Kritik kam unter anderem vom linken Eu-

ropaabgeordneten Fabio De Masi. Es sei der
Kurs der EZB bestätigt worden, »keine öffent-
lichen Investitionen, sondern nur Finanzbla-
sen« zu finanzieren. Die Ankündigung, not-
falls unbegrenzt Staatsanleihen zu kaufen, ha-
be zwar »die Finanzmärkte beruhigt. Aber
während Banken und Börsen gedopt wurden,
wird die Realwirtschaft auf Entzug gesetzt.« De
Masi nannte es zudem »verhängnisvoll, dass
der Gerichtshof die Kürzungsdiktate der EZB
nicht nur bestätigt, sondern sie auch noch zur
Voraussetzung der Anleihekäufe erklärt« hat.
Er hoffe nun, dass die Bundesverfassungs-
richter »der EZB in den Arm fallen«.
Karlsruhe war 2014 zu der Auffassung ge-

kommen, die EZB habe mit dem Anleihen-
kaufprogramm OMT ihre Kompetenzen über-
schritten. Geklagt hatten unter anderem die
Linksfraktion und der Verein »Mehr Demo-
kratie«. Nun muss das Bundesverfassungsge-
richt auf Grundlage des Luxemburger Urteils
eine eigene Entscheidung treffen, ein Termin
steht noch nicht fest. nd Seite 2

Die Toten kommen an
Künstlergruppe beerdigt syrische Geflüchtete auf Berliner Friedhof

Berlin. Die Stühle der geladenen Regie-
rungsvertreter blieben leer. Wären diese ge-
kommen, sie hätten miterleben können, was
die Abschottung der Europäischen Union vor
Flüchtlingen praktisch bedeutet: Tod und
Trauer. Sie hätten eine Beerdigung erlebt, mit
Imam, Trauergästen und der Aufmerksam-
keit der Presse. Den vielen Tausend anderen
toten Flüchtlingen, die im Mittelmeer ertrin-
ken oder an den Zäunen um die EU sterben,
ist nichts davon vergönnt.
Die Berliner Künstlergruppe »Zentrum für

politische Schönheit« bestattete am Dienstag
auf dem muslimischen Friedhof in Berlin-Ga-

tow eine im Mittelmeer ertrunkene Frau. Die
Syrerin, deren Namen die Gruppe nicht be-
kanntgeben wollte, sei mit ihrer zweijähri-
gen Tochter auf dem Weg von Libyen nach
Lampedusa ertrunken. Die Beerdigung ist Teil
der Aktion »Die Toten kommen«, mit der die
Künstler gegen die europäische Flüchtlings-
politik protestieren. Der »Eskalationsbeauf-
tragte« des »Zentrums für politische Schön-
heit«, Stefan Pelzer, wehrte sich gegen Vor-
würfe, bei dem Begräbnis handele es sich um
eine Inszenierung. »Wer ernsthaft glaubt,
dieses Ereignis sei nur eine Geschichte, ist an
Geschmacklosigkeit nicht zu überbieten.«

Die Verantwortlichen für das Sterben und
die katastrophale Lage der Flüchtlinge in den
Ankunftsländern konnten sich am Dienstag un-
terdessen nicht auf eine Verteilung der Men-
schen auf alle Länder einigen. Die Mehrheit der
EU-Staaten will sich nicht verpflichten, Flücht-
linge aus Italien und Griechenland aufzuneh-
men. Die Frage wurde von den Innenministern
fast drei Stunden lang diskutiert, es gab aber
keine Abstimmung. Insbesondere aus Ost- und
Mitteleuropa, darunter vor allem Ungarn und
Tschechien, kam Widerstand. Großbritannien,
Irland und Dänemark wollen sowieso nicht
mitmachen. nd/Agenturen Seiten 6 und 9

Muslimischer Friedhof, Berlin-Gatow Foto: dpa/Gregor Fischer

UNTEN LINKS

Das Nickerchen zwischendurch
hat einen Namen: Inemuri. In
Japan beschreibt Inemuri die
Kunst einzuschlummern, wenn
die Gelegenheit günstig ist. Die
Fähigkeit hat natürlich einen
Grund. Schlafmangel nämlich.
Der Japaner schläft mit sechs
Stunden und 22 Minuten weniger
als der Deutsche. Weil er so viel
arbeitet. Wenn der Deutsche
längst schläft, arbeitet der Japa-
ner noch. Und wenn der Deutsche
aufwacht, arbeitet der Japaner
schon wieder. In Deutschland
reicht es zwar noch nicht zu einer
Nationalen Schlafstiftung wie in
den USA, die die Untersuchung in
Japan anstellte. Doch immerhin
ist der Achtstundenschlaf eine vor
vielen Jahren gewerkschaftlich
erkämpfte Errungenschaft. Bisher
kann man sich hier – anders als in
Japan – mit Inemuri keine Repu-
tation als Schwerarbeiter ver-
schaffen. Wenige Institutionen
erst probieren sich ausreichend
ernsthaft daran. Bis zu einem ei-
genen Begriff für den Vorgang
aber ist es noch weit. Wie klingt
denn das: Inebundestag ...? uka

SPD-Spitze will interne Kritiker disziplinieren
Generalsekretärin Fahimi warnt im Streit um Vorratsdatenspeicherung vor Verlust der Regierungsfähigkeit

Das SPD-Präsidium will mit ei-
nem Initiativantrag den Kon-
flikt um die Datenspeicherung
entschärfen. Der Konvent soll
über das Papier abstimmen.

Von Aert van Riel

In der SPD-Spitze wächst vor dem
Parteikonvent am Samstag die
Nervosität. Generalsekretärin
Yasmin Fahimi sagte, dass bei der
Veranstaltung in Berlin die Re-
gierungsfähigkeit der Partei auf
dem Prüfstand stehen werde. Fa-
himis indirekte Drohung mit dem
Gang in die Opposition richtete
sich gegen die parteiinternen
Gegner des vom Kabinett be-
schlossenen Gesetzentwurfs zur
Vorratsdatenspeicherung. Dieser
soll im September vom Bundes-
tag verabschiedet werden.
Zuvor will die Führung der SPD

am Samstag die 250 Delegierten
über einen eigenen Antrag für die
anlasslose Datensammlung ab-
stimmen lassen, in dem der Ent-

wurf ihres Genossen und Justiz-
ministers Heiko Maas unterstützt
wird. Beim unter Ausschluss der
Öffentlichkeit tagenden Konvent
werden heftige Debatten erwar-
tet. Damit diese nicht aus dem Ru-
der laufen, verkündete die SPD-
Führung neben Drohungen auch
Versprechen. Fahimi erklärte, dass
die Union von einer baldigen Um-
setzung einer europaweit ange-
strebten Datenschutzgrundver-
ordnung überzeugt werden solle.
Dabei geht es um die Sammlung
und Verwendung von Kundenda-
ten durch private Internetkon-
zerne. Dies soll laut Fahimi ein-
gegrenzt werden.
Allerdings werden hier von der

SPD-Führung zwei Dinge zusam-
mengebracht, die nicht direkt
miteinander vergleichbar sind.
Viele Menschen stimmen im In-
ternet wissend oder unwissend
Einschränkungen ihres Daten-
schutzes zu. Bei der staatlich vor-
geschriebenen Vorratsdatenspei-
cherung werden hingegen ohne

Anlass beispielsweise Informati-
onen aufbewahrt, wer wann mit
wem telefoniert oder sich E-Mails
geschrieben hat. Dagegen richtet
sich der Widerstand in der SPD.

Mehr als 100 Gliederungen der
Partei haben sich gegen die Neu-
auflage der Vorratsdatenspeiche-
rung ausgesprochen. Sie kritisie-
ren, dass diese ein undifferen-
ziertes und rechtlich unverhält-
nismäßiges Überwachungsinst-
rument sei, das die Grundrechte
einschränke und alle Bürger un-
ter Generalverdacht stelle. Das
einst von Schwarz-Rot beschlos-

sene Gesetz zur Vorratsdaten-
speicherung wurde 2010 vom
Bundesverfassungsgericht ver-
worfen. Im April 2014 kippte der
Europäische Gerichtshof auch die
EU-Richtlinie zur Vorratsdaten-
speicherung.
Der SPD-nahe netzpolitische

Verein D64 hat Beschlüsse von elf
sozialdemokratischen Landes-
verbänden in den letzten Jahren
gegen die Vorratsdatenspeiche-
rung veröffentlicht. Wenn die De-
legierten diese Beschlüsse beach-
ten würden, müsste der Konvent
die Datenspeicherung mit deutli-
cher Mehrheit verhindern, heißt
es bei den Jusos. Ob sie das tun
werden, ist aber fraglich. Die De-
legierten sind Abgeordnete und
Funktionäre, die sich in der Regel
mehrheitlich eher an der Partei-
führung orientieren. Vergangene
Woche hatte die SPD-Fraktion die
Einbringung des Gesetzentwurfs
zur Datenspeicherung in den
Bundestag gebilligt. Nur 38 Ab-
geordnete stimmten dagegen.

»Datenspeicherung
wird verhindert,
wenn die Delegierten
Beschlüsse ihrer
Länder beachten.«
Aufforderung der Jusos

Werben für die
Parlamentsarmee
Rühe-Kommission: Bundestag soll
nicht jeden Einsatz absegnen müssen

Berlin. Der Bundestag soll auch weiterhin ein
Mitspracherecht bei den Entscheidungen
über Auslandseinsätze der Bundeswehr ha-
ben. Diese Empfehlung gibt die sogenannte
Rühe-Kommission zur Überprüfung und Si-
cherung der Parlamentsrechte bei solchen
Missionen in einem am Dienstag in Berlin
vorgestellten Bericht. Ausgangspunkt seien
die Veränderungen der militärischen Struk-
turen, sagte der Kommissionsvorsitzende und
ehemalige Verteidigungsminister Volker Rü-
he (CDU) bei der Vorstellung. »Wir haben
keine rein nationalen Armeen mehr. Militä-
rische Fähigkeiten gehören uns nicht mehr al-
lein und Bündnisse verlassen sich auf uns.«
Das Parlament sei entscheidend dafür, die
Bevölkerung von Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr zu überzeugen, betonte der CDU-
Politiker. »Was man nicht begründet, kann
man auf die Dauer auch nicht durchsetzen.«
Rühe geht davon aus, dass künftig die Fä-
higkeiten der Bundeswehr international ver-
stärkt angefragt werden. In der Opposition
stößt die vorgeschlagene Kategorisierung der
Einsätze auf Widerstand. Die Kommission
spricht sich für eine Klarstellung des »Ein-
satzbegriffes« aus. Zustimmungspflichtig
müsse nach wie vor ein Einsatz in Kriegsge-
bieten sein, nicht aber Hilfen bei der Logis-
tik, bei der medizinischen Versorgung oder
auch Ausbildung. epd/nd Seite 5

} Lesen Sie heute
im Ratgeber
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Der Bär, der die
Sprache liebte

Harry Rowohlt,
Übersetzer,
Vortragskünst-
ler und Schrift-
steller, verstarb
im Alter von 70
Jahren. Nicht
nur Pu der Bär
trauert. Seite 13
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Skouris Stimme und die Luxemburger Kompetenz
Europas oberster Richter ist ein Grieche. Der Jurist hat in Berlin studiert, kennt den Osten der Stadt und setzt sich für enge EU-Integration ein

Der EU-Gerichtshof hat für die
Rechtsprechung eine immer grö-
ßereBedeutung.DochseinChefhält
nichts von Medienspektakeln.

Von Kurt Stenger

Immer wenn in den vergangenen Jah-
ren in Griechenland ein wichtiger Pos-
tenwie der des Interims-Premiers oder
des Staatspräsidenten mit einer über-
parteilich unumstrittenen Persön-
lichkeit zu besetzen war, tauchte sein
Name auf: Vassilios Skouris. Doch es
blieb bei Spekulationen. Die Ausflüge
des Rechtswissenschaftlers in die Po-
litik beschränken sich weiter auf die
Jahre 1989 und 1996, als er jeweils
für wenige Monate in Übergangsre-
gierungen als Innenminister die Vor-
bereitung unabhängiger Parlaments-
wahlen zu sichern hatte. »Das war
eher eine politische Erfahrung, aber
keine Karriere«, sagt das Parteimit-
glied der sozialdemokratischen PA-
SOK, die lange Jahre die Regierungen
stellte, bevor sie im Zuge der Krise in
die Bedeutungslosigkeit abrutschte.
Vielleicht behält der 67-Jährige

auch deshalb lieber seinen sicheren
Arbeitsplatz in dem großen Gebäu-
dekomplex auf dem Kirchberg-Pla-
teau im Nordosten der Stadt Luxem-
burg. Hier hat der Gerichtshof der Eu-
ropäischen Gemeinschaften (EuGH)
seinen Sitz. Vassilios Skouris ist seit

2003 dessen Präsident – so lange wie
niemand zuvor in der gut 60-jähri-
gen Geschichte des obersten euro-
päischen Gerichts. Zuletzt war der
Grieche im Oktober 2012 für weitere
drei Jahre von seinen Kollegen im
Amt bestätigt worden.
Skouris ist einer unter 27 Richtern,

aber seine Stimme hat besonderes Ge-
wicht. Er vertritt das EuGH nach au-
ßen, hat aber auch intern für Einig-
keit zu sorgen und Fälle so zu vertei-

len, dass sich niemand übervorteilt
fühlt. Das dürfte alles andere als ein-
fach sein, zumal ein bekanntes Bon-
mot lautet: »zwei Juristen – drei Mei-
nungen«. Umso wichtiger ist die Strin-
genz der Rechtsprechung, besonders
bei wichtigen Urteilen, die die Hand-
schrift des Gerichtshofschefs tragen.
Skouris gilt als zielstrebig und er-

gebnisorientiert, ist aber im Umgang
auch freundlich und humorvoll. Kei-
nen Spaß versteht er allerdings bei
den immer wieder auftretenden Kon-
flikten des EuGH mit nationalen Kol-
legen. Gerade in Deutschland gibt es
Kritik, dass der Gerichtshof EU-Recht
unzulässig auf nationale Rechtsfel-
der ausdehne und damit seine Kom-
petenzen überschreite. Das Bundes-
verfassungsgericht will Verstöße ge-
gen das Grundgesetz abwehren.
EuGH-Chef Skouris hingegen sieht
nicht einmal einen Anlass für Kom-
petenzgerangel, denn es gebe eine
klare Arbeitsteilung: Die nationalen
Gerichte entscheiden über nationales
Recht, müssen bei EU-Rechtsfragen
aber den Gerichtshof anrufen, denn:
»Wir haben die Kompetenz, das Uni-
onsrecht auszulegen. Aber nicht, es
aufzuzwingen«, wie er diplomatisch
sagt. Umso erleichterter war Skouris,
als das deutsche Verfassungsgericht
in der Frage der Zulässigkeit des Kaufs
von Staatsanleihen durch die Euro-
päische Zentralbank nun zum ersten

Mal den Gerichtshof anrief, statt zu-
erst selbst zu urteilen.
Dass der EuGH-Präsident sich klar

für eine stärkere europäische Integ-
ration einsetzt, mag auch an seinem
persönlichen Lebensweg liegen. Mit
17 verließ der Spross einer alteinge-
sessenen Juristenfamilie seine nord-
griechische Heimatstadt Thessaloniki,
um als Stipendiat des Deutschen Aka-
demischen Austauschdienstes Jura an
der FU Berlin zu studieren. In der Zeit
fuhr er auch gerne in den Ostteil der
Stadt, um Brecht-Stücke anzuschau-
en. Die dunkle griechische Juntazeit
konnte er im Ausland verbringen. Die
Doktorwürde erlangte der perfekt
deutsch sprechende Jurist 1973 in
Hamburg. Dort und später auch in
Bielefeld lehrte er einige Jahre, bevor
er 1982 einer Berufung an die Aris-
toteles-Universität Thessaloniki folg-
te. Besonders das immer wichtiger
werdende Europarecht hatte es ihm
angetan. 1999 schickte ihn die grie-
chische Regierung dann als Richter
nach Luxemburg. Als EuGH-Präsident
verdient er mit einem Gehalt von mo-
natlich rund 20 000 Euro auch er-
heblich besser, als dies in Griechen-
land oder in der Bundesrepublik als
Richter möglich wäre.
Schon beim Urteil zum EU-Ret-

tungsschirm ESM und dem Fiskal-
pakt hieß es im Luxemburger Urteil,
dass die EU-Politik damit nicht ihre

Kompetenzen überschreite. Auch der
Vorwurf, diese Verträge außerhalb
des Unionsrechts seien nicht demo-
kratisch legitimiert, lässt Skouris
nicht gelten. Schließlich seien auch
bei ihnen die nationalen Parlamente
beteiligt gewesen. Politische Kritik am
Inhalt dieser Verträge wiederum hat
aus seiner Sicht nichts im Gerichts-
saal zu suchen, hier geht es wenig
spektakulär um eine spezielle juristi-
sche Auslegung. Auch deshalb findet
er es problematisch, dass Medien sei-
nerzeit das Karlsruher ESM-Urteil zur
»Schicksalsstunde für Europa« hoch-
stilisierten. Im Gespräch mit der
Sonntags-»FAZ« fragte er jetzt die In-
terviewerin, ob das Urteil zu den An-
leihekäufen wirklich noch so span-
nend sei. Die Richtung sei im Ver-
fahren längst vorgegeben gewesen.
Viel wichtiger findet es Skouris,

dass die »vielen Errungenschaften aus
Europa gerade für den Alltag der Bür-
ger« herausgestellt werden, wobei
auch EuGH-Urteile einen »beschei-
denen Beitrag« geleistet hätten. Und
kann mit dem Aufzählen gar nicht
mehr aufhören: die Möglichkeit, mit
der Krankenversicherungskarte
überall in der EU zum Arzt zu gehen,
besserer Datenschutz, Gleichstellung
ausländischer Arbeitnehmer oder die
Schaffung einheitlicher Tarife bei Le-
bensversicherungen für Männer und
Frauen.

Skouris bei der Eröffnungsfeier für ein
neues EuGH-Gebäude 2008 Foto: dpa

Wenn die EZB
in den Markt
eingreift
Fragen und Antworten zu
den Staatsanleihekäufen

Was ist eigentlich das OMT-Pro-
gramm der Europäischen Zent-
ralbank (EZB)?
OMT ist die Abkürzung für »Out-
right Monetary Transactions«. Im
September 2012 entschied der
EZB-Rat, notfalls unbegrenzt
Staatsanleihen von kriselnden Eu-
roländern zu kaufen, um den Euro
zu retten. Die Zentralbank wird
aber nur tätig, wenn das betroffe-
ne Land unter einen Euro-Ret-
tungsschirm geschlüpft ist. Anders
als bei früheren Anleihenkäufen
verzichtet die EZB auf eine vor-
rangige Gläubigerstellung – ein
Schuldenschnitt würde sie genau-
so treffen wie andere Gläubiger.
Die im März 2015 begonnenen
Staatsanleihenkäufe von monat-
lich 60 Milliarden Euro bis Sep-
tember 2016 sind kein OMT-Pro-
gramm.

Wie begründete die EZB das
OMT-Programm offiziell?
Mit der notwendigen Einheitlich-
keit der Geldpolitik im Euroraum.
Die Veränderung der Leitzinsen
hatte höchst unterschiedliche Wir-
kungen auf die Eurostaaten. In ei-
nigen Staaten blieben Zinssen-
kungen in der Krise ohne jegliche
Wirkung, was die EZB auf über-
steigerte Risikobewertungen von
Anlegern in Bezug auf die Staats-
titel einzelner Länder zurückführ-
te. Mit OMT kann zielgerichtet in
einemLand entgegengesteuert und
Marktwillkür beendet werden.

Welche Wirkungen hatte die
OMT-Ankündigung?
Die bloße Ankündigung durch
EZB-Chef Mario Draghi, dass ein
solches Programm irgendwann
eingesetzt werden könnte, ließ auf
dem Höhepunkt der Euro-Schul-
denkrise die Zinsen der Anleihen
von Krisenstaaten wie Spanien
und Italien stark sinken. Dadurch
konnten sie sich an den Kapital-
märkten weiter zu erträglichen
Bedingungen selbst mit Geld ver-
sorgen, mussten also nicht die mit
harten Kürzungsauflagen ver-
bundenen EU-Rettungshilfen be-
antragen. Die Zinsen sanken, weil
Kreditgeber sich sicher sein kön-
nen, beim Kauf von Staatsanlei-
hen keinen Totalverlust zu ver-
meiden.

Wie begründet die EZB den der-
zeitigen Anleihenkauf?
Die Zentralbank ist verpflichtet,
die Inflationsrate im Euroraum bei
ca. zwei Prozent zu halten. We-
gen der Wirtschaftskrise liegt sie
aber weit darunter. Das viele Geld
der EZB soll Banken dazu brin-
gen, die Wirtschaft mit Krediten
anzukurbeln.

Was sind die Wirkungen?
Die wirtschaftliche Wirkung ist
umstritten – die Konjunktur im
Euroraum erholt sich nur lang-
sam. Die Zinsen der Staatsanlei-
hen im Euroraum sanken zu-
nächst, in den letztenWochen sind
sie aber wieder gestiegen. Das vie-
le billige Geld der EZB, das durch
verschiedenste Maßnahmen in die
Finanzmärkte gepumpt wird, hat
hingegen zweifellos zu einem
Boom bei Aktien und Immobilien
geführt. KSte

Zurück nach
Karlsruhe
Die EZB-Anleihenkäufe sind rechtens, sagt
Europas oberstes Gericht. Die Kritik hält an
Die EZB bekommt grünes Licht für
ihre Anleihenkäufe – unter be-
stimmten Bedingungen. Die Kriti-
ker des Kurses der Zentralbank sind
davon dennoch nicht überzeugt.

Von Vincent Körner

Mario Draghi wird am Dienstag we-
nigstens kurz sein Lächeln aufgesetzt
haben, das mit den schmalen Lippen.
Der Chef der Europäischen Zentral-
bank kann sich nach dem Urteil des
Europäischen Gerichtshofes in sei-
nem Kurs bestätigt sehen – und das
gilt nicht nur für das Programm »Out-
right Monetary Transactions« (siehe
Randspalte), mit dem die EZB not-
falls unbegrenzt Staatsanleihen von
Euroländern kaufen wollte, um den
Euro »zu retten«.
Das Programm wurde bisher nie

genutzt, dennoch befanden die Lu-
xemburger Richter nun, es »über-
schreitet nicht die währungspoliti-
schen Befugnisse der EZB und ver-
stößt nicht gegen das Verbot der mo-
netären Finanzierung von Mitglied-
staaten«. Die EZB habe Vorausset-
zungen eingehalten, etwa durch die
Garantie, dass dadurch Staatsetats
nicht direkt finanziert würden. Auch
gehe es hier um »eines der geldpoliti-
schen Instrumente«, welche »die Uni-
onsverträge vorsehen«. Diese »gestat-
ten es der EZB und den nationalen
Zentralbanken nämlich, auf den Fi-
nanzmärkten tätig zu werden, indem
sie auf Euro lautende börsengängige
Wertpapiere endgültig kaufen und
verkaufen«. Das OMT-Programm kön-
ne »nicht als eine wirtschaftspoliti-
sche Maßnahme eingestuft werden«.
Konkret ging es um den EZB-Be-

schluss von 2012, notfalls unbe-
grenzt Anleihen von Euro-Staaten zu
kaufen, um diese zahlungsfähig zu
halten. Allein die Ankündigung hatte

damals die Märkte »beruhigt«, wie es
heute rückblickend gern heißt. Weil
Kritiker allerdings die Kompetenzen
der EZB überschritten sahen, gab es
mehrere Klagen vor dem Bundesver-
fassungsgericht. Die Karlsruher Rich-
ter blieben 2014 ähnlich skeptisch –
und legten den Fall dem Europäi-
schen Gerichtshof vor.
Keineswegs beruhigt hat das Ur-

teil aus Luxemburg die Kritiker des
EZB-Kurses. Der CSU-Politiker Peter
Gauweiler, der zu den Klägern ge-
hört, verlangte empört von der Bun-
desregierung: »Diplomatische Pro-
teste sind das Mindeste, was sofort
unternommen werden muss.« Von ei-
ner »schwerwiegenden Verletzung
der Souveränität der EU-Mitglied-
staaten« war die Rede. Und dann pol-
terte Gauweiler noch das Wort von
der »Kriegserklärung« gegen das
Bundesverfassungsgericht heraus.
Das sahen Beobachter teils ganz

anders. »Mit auf dem Siegertrepp-
chen steht auch das zunächst skepti-
sche Bundesverfassungsgericht, weil
die EZB Vorgaben aus Karlsruhe für
das Ankaufprogramm einzuhalten
hat«, kommentierte der Korrespon-
dent der Nachrichtenagentur AFP den
Luxemburger Richterspruch. Denn
die Einschränkungen, die das Bun-
desverfassungsgericht – im Sinne der
Kläger – in seinem Vorlagenbe-
schluss aufgezählt hatte, finden sich
auch im Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes wieder: keine Finanzie-
rung von Euro-Staaten per Noten-
presse, kein direkter Kauf von Staats-
anleihen, sondern nur über den so ge-
nannten Sekundärmarkt; die Beach-
tung von Fristen, damit sich Markt-
preise bilden können; Verzicht auf
Ankündigungen der Ankäufe, damit
Spekulationen verhindert werden.
Auch Gregor Gysi räumte ein, dass

der EuGH der Zentralbank einerseits

Spielräume gegeben, andererseits
Grenzen aufgezeigt habe. Der Links-
fraktionschef wörtlich: »Ein bisschen
gottähnlich ist die EZB geblieben, aber
sie ist dann doch in ihrer Gottähn-
lichkeit auch wieder eingeschränkt
worden.« Ähnlich hin- und hergeris-
sen äußerte sich der Verein »Mehr De-
mokratie«, der ebenfalls geklagt hat-
te: »Es ist ein Zaun gesteckt, aber ich
glaube, dass die EZB den sehr frei und
weit stecken kann und doch letztlich
macht, was sie will«, so Vereinsvor-
stand Roman Huber.
Dass Jubel über das Urteil vor al-

lem bei den linken Kritikern der EZB
ausbleibt, ist wenig überraschend.
Denn es geht nicht allein um Fragen
der Souveränität nationaler Parla-
mente oder die Kompetenzen der
EZB. Sondern das Urteil ist auch ei-
nes, das die Krisenpolitik in Europa
betrifft – genauer gesagt: das diese im

Wesentlichen eben nicht ändert. Der
linke Europaabgeordnete Fabio De
Masi verwies gegenüber »nd« da-
rauf, dass die EZB weiter keine öf-
fentlichen Investitionen, sondern nur
Finanzblasen finanziere. Mit ihren
Anleihekäufen würden zwar Banken
und Börsen »gedopt«, nötige Inves-
titionen in die Realwirtschaft gebe es
aber nicht. Außerdem habe der Ge-
richtshof indirekt die Berechtigung
der EZB bestätigt, an »Kürzungsdik-
taten« gegen Staaten wie Griechen-
land mitzuwirken.
Anders als erwartet, haben sich die

Luxemburger Richter nämlich nicht
zu der Frage geäußert, welche Rolle
die EZB in der »Troika« beziehungs-
weise im Kreis der »Institutionen«
spielen darf. Der Generalanwalt hat-
te in seinem Gutachten noch festge-
stellt, dass es »keinesfalls zulässig
wäre«, dass die EZB im Falle der Aus-

führung eines Programms wie »Ou-
tright Monetary Transactions« auch
»weiterhin an der Überwachung des
Finanzhilfeprogramms beteiligt« ist,
»dem derMitgliedstaat unterliegt, auf
den gleichzeitig eine bedeutende In-
tervention der EZB« auf dem Sekun-
därmarkt für Staatsanleihen ausge-
richtet ist«.
Auch Linksfraktionschef Gysi erin-

nerte am Dienstag daran – und nann-
te es »bemerkenswert«, dass sich die
Luxemburger Richter dazu »über-
haupt nicht geäußert« haben. Bei der
Fortsetzung des Verfahrens in Karls-
ruhe könne man sich »jetzt auf den
Generalanwalt stützen, ohne dass es
eine Äußerung des Europäischen Ge-
richtshofes dagegen gibt«. Wann das
Bundesverfassungsgericht auf Grund-
lage des Luxemburger Urteils eine ei-
gene Entscheidung treffen wird, steht
noch nicht fest.

Bleibt »ein bisschen gottähnlich«: die EZB in Frankfurt Foto: dpa/Boris Roessler

Nach dem Luxemburger Urteil zugunsten
der Anleihenkäufe der Europäischen
Zentralbank hoffen die Kläger nun wieder
auf das Bundesverfassungsgericht.
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Wachstum um jeden Preis
Die Schäden für Umwelt und Bevölkerung werden im bitterarmen Bangladesch von der Politik in Kauf genommen
Bangladesch, das zu den ärmsten
Ländern der Welt gehört, ist poli-
tisch gespalten. Das Regierungsla-
ger und die Opposition stehen sich
unversöhnlich gegenüber und die
Bevölkerung bleibt auf die Strecke.

Von Gilbert Kolonko

In den meisten Ländern der Welt ist
er die Ausnahme: der Generalstreik.
In Bangladesch ist er 2015 fast die
Regel. Alle paar Wochen rufen die
politischen Oppositionsparteien zum
Generalstreik auf. Darüber hinaus
machen Brandbomben auf Busse,
Lastwagen und Autos klar, dass die
persönliche Fehde der beiden »gro-
ßen« Damen des Landes mal wieder
einen Höhepunkt erreicht hat. Dabei
bräuchten die Menschen Bangla-
deschs im Augenblick die Hilfe der
Politik, denn der wirtschaftliche Auf-
schwung des Landes läuft in falsche
Bahnen – er scheint langfristig mehr
zu kosten als er kurzfristig bringt.
Hasina Wajed, die Vorsitzende ih-

rer Familienpartei Awami Liga, ist ge-
rade Premierministerin – und Khale-
da Zia, die ehemalige Premierminis-
terin und Vorsitzende ihrer Famili-
enpartei BNP, ist in der Opposition
und unter Hausarrest. In den letzten
24 Jahren war es auch öfter umge-
kehrt der Fall. Die meisten Geschäfte
und Institute sind auch während der
Generalstreiks geöffnet. Auch die
Dhaka-Bank, die dem Oppositions-
führer Mirza Abbas gehört. Ebenso
die beiden größten Busunternehmen
Bangladeschs, Khalak und Hanif, die
führenden Politikern der Opposition
gehören. Trotzdem sind allein in den
ersten drei Monaten des General-
streiks seit Ende Januar schon mehr
als 100 Menschen bei Angriffen ge-
gen »Streikbrecher« ums Leben ge-
kommen. Fast täglich gibt es Mel-
dungen, dass irgendwo im Land Bus-
passagiere oder Lastfahrer nach ei-
nem Brandanschlag auf ihr Fahrzeug
bei lebendigen Leibe verbrannt sind.
Trotz der politischen Unruhen pul-

siert das Wirtschaftsleben: In der Ha-
fengegend der 17-Millionen-Mega-
metropole Dhaka am pechschwarzen
Bungiganga-Fluss, in dem schon lan-
ge kein Fisch mehr lebt, finden sich
Lastenkutscher, Rikschas und Träger,
teils abenteuerlich mit Kisten bela-
den, die wie wuselige Ameisen Wa-
ren von den Schiffen zu kleinen Fab-
rikgebäuden oder in das täglich
wachsende Monster Dhaka hinein-
transportieren. Aus Wellblechgebäu-
den dringen schwarzer Rauch oder
Staubwolken; in ihnen werden Plas-
tik-, Gummisandalen und andere Bil-
ligwaren hergestellt. Auf qualmen-
den Müllhaufen sortieren Frauen und
Männer eifrig Papier, Plastik oder Es-
sensreste in bereitstehende Eimer:
»200 Taka (etwa 2,50 Euro) zahle ich
meinen Angestellten für sechs Stun-
den«, sagt mir Amith stolz, während
er auf die anderenMüllsammler zeigt.
Auch zwei Kilometer weiter, an ei-

nem weiteren biologisch toten Sei-
tenarm des Bungiganga, sieht man
trotz mörderischen Gestanks fast nur
lachende und stolze Gesichter. Hier
werden die verwesenden Reste der
Ledergerbereien zu Fisch- und Hüh-
nerfutter verarbeitet. Auch hier er-
klären die Menschen, dass sie sich als
Unternehmer fühlen und bis zu vier
Mal mehr verdienen als die etwa vier
Millionen Billigarbeiter der Textilin-
dustrie. Einige haben sich ein Stück
weiter schon ein Betonhaus bauen
können; für die anderen, die keinen
Steinwurf entfernt noch in Well-
blechhütten wohnen, ist das Ansporn.
500Meterweiter,wodicht an dicht

200 Ledergerbereien stehen, däm-
mert den Anwohnern schon lange,
dass der Wirtschaftsaufschwung in
Bangladesch auch seine Kehrseiten
hat. In bunten Bächen treiben die teils
giftigen Abwässer der Gerbereien in
der offenen Kanalisation entlang,
vorbei an Tee- oder Obstständen. Al-
lein hier sollenmittlerweileweitmehr
als 160 000 Menschen erkrankt sein.
Schon im Jahr 2009 hat der oberste
Gerichtshof Bangladeschs entschie-
den, dass die Gerbereien Dhakas, die
täglich mehr als 20000 Kubikmeter
chromverseuchtes Abwasser in den
Bungiganga leiten, umgesiedelt wer-
den müssen. Passiert ist nichts, die
Awami Liga von Hasina Wajed, die
seit 2013 sogar mit absoluter Mehr-
heit regiert, da die Oppositionspar-

teien die letzte Wahl boykottiert ha-
ben, blieb in dieser Angelegenheit
untätig.
Ähnlich sieht es in Sachen Ver-

kehrsplanung aus. Obwohl die Stadt-
verwaltung seit den 80er Jahren kei-
ne neuen Lizenzen mehr ausgestellt
hat, tummeln sich 400 000 Fahrrad-
rikschas in den ohnehin verstopften
Straßen der Metropole. Zwei Stun-
den für zehn Kilometer sind in Dha-
ka derNormalfall, egal ob zu Fußoder
mit dem Bus – und das bei einer Luft,
die die höchste Schwefeldioxidkon-
zentration aller Großstädte der Erde
enthält. Schon im Jahr 2000 gab eine
Studie des Max-Planck-Instituts die
Zahl der Menschen, die jährlich in
Dhaka allein an den Folgen der Luft-
verschmutzung sterben, mit 14 700
an. Dafür hat nicht nur die Lederin-
dustrie ihre Exporterlöse im letzten
Jahr um 31 Prozent steigern können,
sondern die Gesamtexporte haben die
30 Milliarden US-Dollargrenze über-
schritten. 54 Prozent davon wurden
in Länder der Europäischen Ge-
meinschaft geliefert.
Trotz eines jährlichen Wirt-

schaftswachstums von etwa sechs
Prozent, das auch im letzten Jahr von
einer Inflation von 7,4 Prozent an-
gefressen wurde, antworten die Stu-
denten, die man in Bangladesch auf
den Straßen trifft, fast immer das
Gleiche: »Ich möchte nicht für zwei
Dollar am Tag meine Gesundheit in
einer Fabrik ruinieren. Ich will ins
Ausland.« Auch im Kleinen spürt man
den »Aufschwung« des Landes, bei-
spielsweise in den Teebuden. War es
vor ein paar Jahren noch üblich, den

Keks zum Getränk aus einem großen
Glas zu fischen, bieten jetzt zig Fir-
men einzelne Kekse in bunten Plas-
tikverpackungen an. Auch die Milch
im Tee ist durch eine gesüßte Do-
senmilch ersetzt. Der Milchpreis hat
sich in Bangladesch in den letzten
zwei Jahren verdoppelt, wenn es im
Agrarland Bangladesch überhaupt
Milch zu kaufen gibt.
In den Städten des Landes mani-

festiert sich das Wirtschaftswachs-
tum sichtbar vor allem in Hochhäu-
sern und Shoppingcentern. Und in je-
der noch so kleinenOrtschaft herrscht
Verkehrschaos – Umgehungsstraße
ist ein Fremdwort. Die meisten Flüs-
se sind stinkende Kloaken; das aus der
Kolonialzeit stammende Eisenbahn-
netz verlottert zusehends.
Einen Mitarbeiter einer Nichtre-

gierungsorganisation (NRO), der alle
64 Distrikte seines Landes besucht
hat, frage ich, wie er die Entwick-
lungshilfe aus dem Ausland sieht.
»Wir brauchen keineAlmosen in Form
von NRO, die jegliche Nachhaltigkeit
vermissen lassen und einzig ein paar
Arbeitsplätze schaffen«, erklärt er. »In
meiner NRO sitzen seit zwei Mona-
ten 90 Mitarbeiter herum, weil die
ausländischen Spender nach einein-
halb Jahren festgestellt haben, dass
die Arbeit nicht ihren Zielen ent-
spricht. Seit dem letzten Jahr ist mein
Land sogar fähig, sich selber mit Reis
zu versorgen. 60 Prozent unserer Be-
völkerung sind jünger als 25 Jahre,
und sie sind hungrig, sie wollen et-
was erreichen. Man soll uns dabei
helfen, endlich in die Köpfe unserer
Bevölkerung, erst Recht in die der
Landbewohner und in die Infra-
struktur zu investieren.«
Um mir zu zeigen, wie es theore-

tisch gehen könne, bringt er mich in
den Nordosten des Landes. Plantagen
mit Tabakpflanzen, so weit das Auge
reicht; Dörfer, die nur aus Lehmhüt-
ten bestehen. 30 Kilometer von der
Stadt Kushtia entfernt besuchen wir
zwei Schulen, die wegen ihrer »Smart
class« als Vorzeigemodelle gelten. Das
bröckelnde Schulgebäude stammt aus
den 70er Jahren. Der Direktor erklärt
mir eifrig: »Es reicht nicht mehr aus,
den Kindern nur Lesen und Schreiben
beizubringen. Wir müssen sie endlich
auf die IT-Welt vorbereiten, damit sie
nicht von Anfang an hinterher ren-
nen, wie ihre Eltern.« Dann führt er

mich in die »Smart class«. Der Pro-
jektor wirft die Figur eines europäi-
schen Musterlehrers an die Wand. Ge-
stenreich erteilt die Projektion Eng-
lischunterricht. Ab und zu unterbricht
der reale Klassenlehrer die Unter-
richtsshow an der Wand und gibt ein-
dringlich, aber etwas steif, Erklärun-
gen an seine Schüler ab. Etwas später
wird der Unterricht an sieben Com-
putern weitergeführt. Wieder im Bü-
ro frage ich den Direktor, wie viele
dieser »Smart class«-Räume es an sei-
ner Schule gebe. »Einen«, antwortet
er etwas verlegen. Also für 700 Schü-
ler ein Projektor und sieben Compu-
ter, allesamt aus privaten Spenden fi-
nanziert.
An der nächsten Schule gibt es vier

Computer für 600 Schüler. Auch dort
ist man stolz und bemüht. Nachein-
ander besuche ich die verschiedenen
Klassen und spreche mit den Schü-

lern. Die Mädchen überwinden am
schnellsten ihre Aufgeregtheit und
überschlagen sich vor Eifer, meine
Fragen auf Englisch zu beantworten.
Ohne es zu merken, fallen sie schnell
wieder in ihre Muttersprache, bevor
sie sich mit einem »Uups« kichernd
die Hand vor das Gesicht halten. Be-
eindruckend: So viel Energie, so viel
Wissenshunger, obwohl die zur Ver-
fügung stehenden Mittel so begrenzt
sind. Ich frage einen Englischlehrer,
ob er Fortschritte in Bangladesch aus-
machen könne. »Ja. Als Junge habe
ich erlebt, was Hunger heißt. Heute
muss in Bangladesch praktisch nie-
mand mehr mit einem leeren Magen
ins Bett«, erklärt der 50-jährige Pä-
dagoge. »Noch als junger Mann habe
ich gesehen, wie selbst im Bungi-
ganga riesige Fische geangelt wur-
den. Jetzt sind beinahe alle Flüsse un-
seres Landes verseucht. Ist das der

Preis dafür, dass Menschen nicht
mehr hungern müssen?«
Während ich drei Wochen später in

einem Nachtbus auf dem Weg zur in-
dischen Grenze sitze, denke ich an die
Premierministerin Hasina Wajed und
ihre Vorgängerin Khaleda Zia, die bei-
den «großen Damen« des Landes.
Letztere hat gerade erklärt, dass sie
den Streik zum Wohle der Demokra-
tie fortsetzen werde – worauf die an-
dere erwiderte, sie werde das Land
zum Wohle der Menschen von Terro-
risten befreien. Beides wurde früher
auch schon von der jeweils anderen
gesagt. Dass nach Schätzungen der
Weltbank jedes Jahr 20 000 Men-
schen in Bangladesch im Straßenver-
kehr sterben, ist eine traurige Bilanz.
Und doch wohl nur ein weiterer Preis,
den die Menschen des Landes dort auf
der wirtschaftlichen Überholspur zu
zahlen haben.

Lastenträger im Hafen von Dhaka: Wer mit dem Kopf arbeiten will, begibt sich ins Ausland. Foto: Gilbert Kolonko

Vom Wirtschaftswachstum in Bangladesch kommt auf den Straßen in Dhaka nichts an. Foto: AFP/Roberto Schmidt

»Ich möchte nicht für
zwei Dollar am Tag
meine Gesundheit in
einer Fabrik ruinieren.
Ich will ins Ausland.«

Armut ist die
Konstante
Seit der Unabhängigkeit
prägen zwei Familien
die Politik

Die Volksrepublik Bangladesch
gehört zu den am dichtesten be-
siedelten Ländern der Welt. Mit
knapp 150 000 Quadratkilome-
tern ist der südasiatische Staat
nicht einmal halb so groß wie
Deutschland – mit über 156 Mil-
lionen (2013) hat er aber fast dop-
pelt so viele Einwohner. Bangla-
desch zählt zu den ärmsten Län-
dern der Welt. Viele Menschen
sind unterernährt, Kinderarbeit ist
verbreitet. Etwa 90 Prozent der
Bevölkerung bekennen sich zum
Islam.
Nach der Entkolonialisierung

war Bangladesch mehr als zwei
Jahrzehnte eine pakistanische
Provinz. Nach einem Bürgerkrieg
wurde es 1971 unabhängig. Seit
1991 wird es demokratisch-par-
lamentarisch regiert, allerdings ist
es von Familiendynastien ge-
prägt. Die derzeitige Premiermi-
nisterin Hasina Wajed ist die
Tochter des 1975 ermordeten
»Vaters der Unabhängigkeit«,
Sheikh Mujibur Rahman. Wajed
ist zugleich Vorsitzende der Fa-
milienpartei Awami Liga,
Die Rivalität zu Khaleda Zia-

besteht seit mehr als 20 Jahren
und wird überwiegend erbittert
ausgetragen. Khaleda Zias Gatte
war Ziaur Rahman, Gründer der
Bangladesh Nationalist Party
(BNP) und Staatspräsident seit
1977 bis zu seiner Ermordung
1981.
Die 69-jährige BNP-Chefin

Khaleda Zia war bereits dreimal
Premierministerin, wie auch ihre
Kontrahentin, Regierungschefin
Hasina Wajed. Ein Ende ihres
Machtkampfes zeichnet sich nicht
ab.
Ökonomisch hat Bangladesch

einen marktwirtschaftlichen Kurs
eingeschlagen. Die meisten Er-
werbstätigen arbeiten in der
Landwirtschaft, vorwiegend im
Reisanbau. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen ist in den vergangenen
Jahren stark gestiegen, liegt aber
noch immer bei nur 904 US-Dol-
lar pro Jahr (804 Euro).
Hauptexportgüter sind mit et-

wa 80 Prozent Bekleidungsarti-
kel, danach weit abgeschlagen Ju-
te- und Lederwaren sowie tiefge-
frorene Meeresfrüchte. Wichtigs-
te Abnehmer sind die USA und
Europa. Deutschland lag 2013
weltweit auf dem zweiten Platz.
Dem südostasiatischen Land

macht de Klimawandel zu schaf-
fen. Von Mitte Juni bis Mitte Ok-
tober muss klimabedingt mit
Überschwemmungen gerechnet
werden, im südlichen Landes-
drittel von Oktober bis November
und Mitte April bis Mitte Mai
grundsätzlich auch mit Wirbel-
stürmen. nd
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Es ist die »ferne Politik«

Zu »Parteien wollen Wahlen attrak-
tiver machen«, nd-online.de, 14.6.
Jeder Wähler kennt die Ursachen
der Wahlmüdigkeit – es ist die »fer-
ne Politik«, die nicht die Leute er-
reicht, die Wahlversprechen, die
nicht eingehalten werden, die Poli-
tikfelder, die gegen die Meinungen
der Mehrheit gerichtet sind! Volks-
demokratie, Volksbefragungen und
Mitnahme der Menschen wären
Wege zur Veränderung!
Peter Uebel, Gernsbach

Kein Ausdruck von »Demokratie«

Zu »Schirme in Hongkong«, 15.6, S. 7
Aus der Meldung geht hervor, dass
die Anzahl der Teilnehmer an den
neuen Peking-feindlichen De-
monstrationen in Hongkong we-
sentlich zurückgegangen ist. Zu
vermuten ist, dass sich die Mehr-
zahl der Hongkonger Geschäfts-
leute und friedlichen Bürger heute
von den früheren Krawallen dis-
tanziert, da sie z. T. sogar selbst
Leidtragende waren.
Die Krawalle und Straßen-

schlachten waren in meinen Augen
kein Ausdruck von »Demokratie«.
Das Bild zeigt einen Ausschnitt aus
dem Zug der jüngsten Demonstra-
tionen. Auffallend ist bei näherer
Betrachtung der geschlossene Block
einer relativ neuen Partei namens
»Gongmindang«, zu Deutsch »Bür-
gerpartei«. Dieser Name erinnert
mich stark an die »Guomindang«
(gleich »Staatsbürgerpartei« oder
»Nationalpartei«), die früher unter
Tschiang Kaischek herrschende
Partei in China, deren Überreste
heute noch auf Taiwan existieren.
Für mich ist diese Ähnlichkeit nicht
zufällig und ein Zeichen dafür, dass
auch Taiwan bei den Unruhen in
Hongkong seine Finger im Spiel
hat. Nicht auszuschließen ist m. E.
auch, dass diese Demonstrationen
dazu beitragen sollen, die schwa-
chen Ansätze für interne friedliche
Verhandlungen zwischen der Re-

gierung der VR China und der
zentralen Verwaltung auf Taiwan
zu sabotieren, wobei beiderseitige
wirtschaftliche Interessen im Mit-
telpunkt stehen.
Dr. Gerhard Kahlenbach, Berlin

Wen schert das schon?

Zu »Baschir in Südafrika – und wie-
der weg«, 16.6., S. 7
Es ist schon eigenartig, wer vor dem
Internationalen Strafgerichtshof
angeklagt wird. Herr Baschir sicher
zu Recht, aber wie ist es mit den
anderen internationalen, aber ame-
rikafreundlichen Potentaten? Ein
Anklagepunkt liegt gleich nebenan
im Südsudan, aber der kommt erst
gar nicht auf der Tagesordnung vor,
darüber wird auch nicht berichtet.
Denn der Staat Südsudan ist auch
ein Konstrukt der USA. Und was ist
mit G. W. Bush? Müsste der nicht
schon längst vor Gericht stehen?
Wegen des Irak-Kriegs und seinen
Folgen! Und wer hat als erster Li-
byen mit Flugzeugen angegriffen
und wurde dafür nicht angeklagt?
Dann wäre noch der letzte Gaza-
Krieg, aber wen schert das schon in
unserer einseitigen Weltsicht?
Hartmut Rienäcker, Badeborn

Quelle und Co. lassen grüßen

Zu »Kaufhof geht über den Laden-
tisch«, 16.6., S. 9
Das Ende von Karstadt in Deutsch-
land naht. Der Traum von der deut-
schen Warenhaus-AG zwischen
Karstadt und Kaufhof ist ausge-
träumt. Mit dem Kaufhof-Verkauf
an die Investorengruppe Hudson’s
Bay hat die deutsche Metro-Gruppe
einen Schlussstrich unter das Kauf-
haus-Konzept von Karstadt gezo-
gen. Neckermann, Quelle und Co.
lassen grüßen.
Albert Alten, Wernigerode

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Weiter so mit Oppermann
Velten Schäfer über die sozialdemokratische BND-Agenda

Viel zu erwarten war nicht von dem SPD-Vorschlag zur Neuregelung der
Arbeit des Bundesnachrichtendienstes. Doch was nun vorgestellt wurde,
bleibt dahinter noch zurück. Einer Regierungspartei fällt zu einem Staats-
schutz-Dauerskandal nicht mehr ein als die Forderung, der Geheimdienst
solle sich doch an Recht und Gesetz des Gemeinwesens halten, dessen
Schutz seine Existenzgrundlage darstellt. Man möge, heißt es, »nicht ge-
gen deutsche Interessen verstoßen«: Was hat dann im Umkehrschluss der
Pullacher Agentenstadl bis heute getan?
Schon in der Grundhaltung sind die Vorschläge windelweich. Im Detail

sind sie ein Offenbarungseid. Was soll es denn heißen, dass vom BND
»keine Erkenntnisse über Unternehmen der Privatwirtschaft erhoben
werden« dürften, die »allein der Erlangung von Wettbewerbsvorteilen in
kommerzieller Hinsicht zu dienen bestimmt sind«? Wer wird unterschei-
den und kontrollieren, welche Informationen »allein« in »kommerzieller
Hinsicht« relevant sind – und welche weiter abgeschöpft werden dürfen?
Die moderat aufgestockte Kommission eines Parlaments, das fremde
Mächte fragen soll, wenn es seine Arbeit tun will?
Was die SPD da heute aufgetischt hat, ist nicht einmal ein Placebo. Es

ist ein Freifahrtschein, ein »Weiter so« mit Oppermann.

Schwieriges Rennen
Olaf Standke über die Präsidentschaftskandidatur von Jeb Bush

Auf der Liste der republikanischen Präsidentschaftskandidaten ist er bereits
der Elfte, unter Demoskopen und politischen Analysten gilt Jeb Bush aber als
Spitzenmann beim Rennen um das Weiße Haus. Nur hat der 62-Jährige
selbst im konservativen Lager keinen Freifahrtsschein, trotz oder gerade we-
gen seines berühmten Clans. In gewisser Weise steht der dritte Bush, der ins
höchste Amt der Vereinigten Staaten strebt, vor der Quadratur des Kreises.
Um sich bei den Republikanern durchzusetzen, muss er sich fundamenta-

listischer geben, als er im Grunde ist. Schon seine moderate Haltung in Sa-
chen Einwanderungsreform macht ihn in den Augen der Rechtsaußen von
der Tea-Party-Bewegung verdächtig. Und sie haben inzwischen einen großen
Einfluss in der Grand Old Party. Um aber ins Weiße Haus einzuziehen, muss
Bush den Zuspruch noch ausweiten, den er als Gouverneur in Florida bei den
Latino-Wählern fand, der am stärksten wachsenden Wählergruppe im Lande.
Und überhaupt die meist liberalere Mitte der noch Unentschlossenen für sich
gewinnen, egal, ob er am Ende nun gegen Hillary Clinton oder einen anderen
demokratischen Kandidaten antreten würde. Da ist sein Name, der auch für
den ungeliebten Irak-Krieg seines Bruders steht, nicht unbedingt hilfreich.
Deshalb fehlt er auch auf dem Wahlkampflogo. Doch damit ist das Problem
längst nicht aus der Welt.

Nationalistische Gefahr im Verzug
Katja Herzberg zur neuen Fraktion im EU-Parlament von Wilders und Le Pen

Es fällt schwer zu entscheiden, welche Welle gefährlicher erscheint: die
Haarpracht von Geert Wilders oder die blonde Mähne von Marine Le Pen?
Eine Wahl zwischen Pest und Cholera. Beide zusammen ergeben gar eine
brandgefährliche Kombination. Eben jene findet sich nun im EU-Parlament.
Dort sitzen die beiden Frontfiguren der neuen rechten Fraktion »Europa
der Nationen und der Freiheiten« nicht mehr nur nebeneinander. Für ihr
nationalistisches wie zuwanderungs- und EU-feindliches Schaffen bekom-
men sie als parlamentarische Gruppe noch mehr Mittel. Der Rechtsruck in
der einzigen direkt gewählten EU-Institution infolge der Europawahl im
Mai 2014 verschärft sich so und schwächt das Parlament als Ganzes.
Denn wer von EU-Kommission und -Rat soll Wortführer wie Le Pen und

Wilders in politischen Verhandlungen ernst nehmen, wenn die die Grund-
lage des Zusammenarbeitens auf europäischer Ebene ablehnen? Wie sollen
Entscheidungen über die Zukunft des Euros und den Umgang mit Flücht-
lingen getroffen werden, wenn Beteiligte die Basis dafür missbilligen?
Noch haben Le Pen und Wilders nicht die Oberhand in Brüssel, Den

Haag und Paris. Es liegt nun an allen Verantwortungsträgern in der EU, ih-
nen nicht noch mehr Zulauf zu verschaffen – indem sie den Menschen auf-
zeigen, dass ein friedliches, solidarisches und soziales Europa möglich ist.

KOLUMNE

Das magische Viereck
Roland Bunzenthal über eine mögliche Lösung im anhaltenden Streit zwischen Athen und den Geberländern

Der Kern des Problems zwischen
Griechenland und seinen Gläubigern
sind die unterschiedlichen Prioritä-
ten beider Seiten. Beide Anspruchs-
skalen sind nur wenig miteinander
kompatibel. Um in dieser Situation
einen Konsens zu finden, erfordert es
ein Mindestmaß an gegenseitigem
Vertrauen sowie die Überzeugung,
dass der gefundene Kompromiss in
der Praxis umsetzbar ist.
Die griechischen Ziele bilden ein

magisches Viereck; das heißt, sie
schließen sich zum Teil gegenseitig
aus. Priorität hat für Athen die Loya-
lität der Wähler angesichts eines
hochsensiblen Themas. Dabei stre-
ben die beiden Koalitionspartner
SYRIZA und ANEL an, ihre jeweilige
Klientel zu schonen und zugleich das
Gerechtigkeitsgefühl der breiten
Mehrheit nicht zu verletzen. Dies ist
vor allem dann der Fall, wenn eine
Belastung zu einseitig und zu weit-
gehend empfunden wird. Einer der
Tricks dabei ist es, die Belastung
möglichst weit in die Zukunft zu
verschieben – eine Erhöhung der Al-
tersgrenze und damit eine stärkere
Belastung künftiger Rentner ist eben
leichter durchzusetzen als Einschnit-
te bei den aktuell gezahlten Renten.
Sparreformen müssen auch kurz-

fristig technisch machbar sein. So
kommt der griechische Finanzminis-
ter Yanis Varoufakis nur schwer an
das Vermögen der Superreichen he-
ran; es liegt größtenteils im Ausland
und kann nur durch internationales
Vorgehen angekratzt werden.
Der dritte Faktor ist die Ergiebig-

keit der jeweiligen Maßnahme. Um
die entscheidende Größe eines für
den Schuldendienst ausreichenden
Haushaltsüberschusses zu erreichen,
müssen entweder viele Bürger ein
wenig oder wenige erheblich belastet
werden. Letzteres betrifft zum Bei-
spiel die Angestellten im Staats-

dienst, die durch Einsparungen ihren
Job und damit ihre Existenzgrundla-
ge verlieren. Ersteres wäre beispiels-
weise durch eine erhöhte Mehrwert-
steuer möglich.
Der vierte Faktor sind die Auswir-

kungen auf Investitionen und Kon-
junktur. Hier stehen sich zwei Theo-
rien gegenüber: Ist es besser, den
Konsum und damit die Binnennach-
frage zu stärken? Oder lieber die

Gewinne und damit das investierfä-
hige Kapital?
Bei den Gläubigern reicht das Ver-

ständnis für sozial ausgewogene Re-
formen nur so weit, wie das politische
System instabil zu werden droht. Dies
hätte wiederum Auswirkungen auf
die Stabilität der gemeinsamen Wäh-
rung: Für die Gläubiger steht die po-
litische Stabilität neben der Rivalität
der Geberländer. Die unterschiedli-
che Rangfolge der einzelnen Geld-
forderungen bildet den Rahmen, die
möglichst ausgewogene Verteilung
der Lasten ist das Ziel.
An erster Stelle der Forderungen

stehen die des Internationalen Wäh-
rungsfonds. Sie sind gewissermaßen
sakrosankt und können theoretisch
nicht abgeschrieben werden. Bei
Notlagen behilft man sich damit, die

fälligen Forderungen des Fonds ent-
weder durch ihn selbst oder durch
potente Mitgliedsstaaten zu refinan-
zieren und damit das Problem auf der
Zeitachse nach hinten zu verschieben
– wohl wissend, dass der Schulden-
berg so weiter wächst. An zweiter
Stelle der Forderungsskala stehen die
privaten Anleihen. Da ihr Ausfall er-
hebliche Konsequenzen hätte – den
Verlust jeglichen Standings am Kapi-
talmarkt und die direkte Zugriffs-
möglichkeit der privaten Gläubiger
auf Auslandsvermögen des Landes –,
ist man stets bemüht, sie zu schonen.
An dritter Stelle kommen die öf-

fentlichen Forderungen, überwiegend
aus Exportkrediten und -bürgschaf-
ten. So verfügt zum Beispiel die KfW
als zuständige Staatsbank allein über
Außenstände in Höhe von 15 Milliar-
den Euro. Der Steuerzahler sitzt bei
der Wertberichtigung der Bankkredi-
te ohnehin mit im Boot, von daher
erklärt sich die Strategie, »systemre-
levante« Institute mit Steuergeldern
zu retten. Dieses vage Kriterium soll
künftig nicht mehr dazu dienen, pri-
vate Risiken zu sozialisieren. Zwi-
schen den Geberländern wird derzeit
diskutiert, dass die Staaten am meis-
ten zu einem Konsens beitragen sol-
len, die zuvor am meisten von der
Kreditvergabe profitiert haben. Das
zielt vor allem auf Deutschland.
Ein solcher Konsens kann zunächst

nur durch die Verschiebung der Fäl-
ligkeiten in die Zukunft erreicht wer-
den. Langfristig ist das aber keine
Lösung. Diese kann nur erreicht wer-
den, wenn die Gläubiger dem
Schuldner genügend Luft lassen, um
die nötigen Haushaltsüberschüsse zu
erwirtschaften, damit ein akzeptables
Verhältnis zwischen Schuldendienst
und Wirtschaftsleistung erreicht wird.
Für die Gläubiger bedeutet das, auf
einen signifikanten Teil ihrer Forde-
rungen verzichten zu müssen.

Roland Bunzenthal ist freier
Journalist mit Schwerpunkt
Sozial- und Entwicklungfspolitik.
Foto: privat
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Tochterglück
Von Katja Herzberg

Es ist nicht der nächste Sohn, son-
dern endlich einmal eine Tochter
geworden. Die neue Vorsitzende
der griechischen Sozialdemokra-
ten der PASOK heißt Gennimata
– Fofi Gennimata. Die 51-Jährige,
die am Wochenende in einer Ab-
stimmung von Parteimitgliedern
und -Sympathisanten mit 51 Pro-
zent der Stimmen gekürt wurde,
ist die Tochter von Giorgos Gen-
nimata. Er gehörte in der zweiten
Reihe hinter Andreas Papandreou
zu den Gründungsmitgliedern der
Panhellenischen Sozialistischen
Bewegung. Die einstige Volks- und
Regierungspartei schaffte es bei
der letzten Wahl nur knapp über
die Drei-Prozent-Hürde. Mit der
Wahl von Gennimata junior an ih-
re Spitze leitet sie jetzt dennoch
keine echte Neuausrichtung ein.
Die in Athen geborene Politik-

wissenschaftlerin Gennimata ist
zwar die erste Frau im Amt des
PASOK-Vorsitzes. Doch auch sie
war am Niedergang ihrer Partei
insbesondere durch die verfehlte
Krisenpolitik, die die PASOK in
Regierungsverantwortung zuerst
einschlug und später mittrug, mit-
verantwortlich.
Im Jahr 2000 wurde Gennima-

ta erstmals in das griechische Par-
lament gewählt. Zwischen 2001
und 2004 war die Tochter eines
Widerstandskämpfers, an dessen
Verdienste sie in der nach ihrem
Vater benannten Stiftung erinnert,
Mitglied im Zentralkomitee und
später im Vorstand der PASOK.

Gennimata verfügt über Re-
gierungserfahrung in der Präfek-
tur von Athen und Piräus. In der
Regierung von Andreas Papand-
reous’ Enkel Giorgos war sie Stell-
vertretende Gesundheits- und So-
zialministerin sowie verantwort-
lich für Bildung und religiöse An-
gelegenheiten. An diese Erfah-
rungen würde Gennimata wohl
nur zu gern anknüpfen. Dafür
müsste es ihr jedoch zuerst gelin-
gen, die PASOK aus der politi-
schen Bedeutungslosigkeit zu
führen, in die ihr Vorgänger Evan-
gelos Venizelos sie mit seiner Ko-
alition mit der konservativen Nea
Dimokratia geführt hat. Immer-
hin hatte Venizelos nun ein Ein-
sehen und gab seinen Posten nach
drei Jahren ab. Mit der Besetzung
von Fofi Gennimata könnte sich
die PASOK nun endlich wieder
Sachthemen zuwenden.

Mit Fofi Gennimata an ihrer Spitze
will die PASOK zu alter Stärke zu-
rückfinden. Foto: imago/Wassilis Aswestopoulos
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Wir trauern um 

Arno Klönne
der am 4. Juni im Alter von 84 Jahren gestorben ist.

Erstes großes Forschungsthema des Politik- und Sozialwissenschaftlers Arno 
Klönne war die Jugend im Nazi-Reich. Sein Hauptinteresse galt denjenigen 
Jugendlichen, die trotz allen Zwangs und aller Lügenpropaganda nicht zu 
Mitläufern und Mittätern wurden, sondern sich dem Unrecht verweigerten und 
Verfolgten halfen. An diesen Vorbildern orientierte er sich, ihr Vermächtnis gab er 
weiter. Als hessischer Landesjugendpfleger, als Dozent in der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit, als Hochschullehrer und als unermüdlicher Publizist lehrte er: 
Eine Gesellschaft, die sich zur Demokratie entwickeln soll, braucht Menschen, die 
offen ihre Meinung sagen und einander auch zum Widerspruch ermutigen. Keine 
Demokratie ohne Opposition. Arno Klönne engagierte sich vor allem wirkungsvoll in 
der außerparlamentarischen Opposition gegen Aufrüstung und gegen eine Politik, 
die behauptet, deutsche Verantwortung gebiete deutsche Militäreinsätze weltweit. 
Arno Klönne war uns ein kluger Ratgeber, vielen ein guter Freund.

Elisabeth Abendroth und Herbert Kramm-Abendroth – Wilhelm Achelpöhler – Udo Achten – Elmar 
Altvater – Norbert Arndt – Friedrich-Martin Balzer – Egon Becker – Rolf Becker – Matthias Berger 
und Katrin Herrmann – Susanna Böhme-Kuby – Heinz-J. Bontrup – Gerd Bosbach – Dieter 
Braeg – Michael Buckmiller – Andreas Buderus – Andreas Buro – Rainer Butenschön – Christoph 
Butterwegge – Paul Ciupke – Horst Conradt – Manfred Coppik – Diether Dehm – Frank Deppe – 
Helga Dieter – Hartmut Dreier – Rolf Euler – Jürgen Feldhoff – Johanna Fleischhauer – Magda Foster 
von Frankenberg – Georg Fülberth – Ulrich Gausmann – Jochen Gester – Rolf Gössner – Heiner 
Halberstadt – Heinrich Hannover – Jürgen Harrer – Michael Hartmann – Gerhard Hauck – Peter 
Ulrich Hein – Detlef Hensche – Sabine Hesse – Dietmar Hexel – Jürgen Hinzer – Willi Hoffmeister – 
Heinz-Gerd Hofschen – Dieter Hooge – Bernd Hüttner – Mechtild Jansen – Ulla Jelpke – Christoph 
Jetter – Christoph Jünke – Viktor Kalla – Sima Kassaie – Richard Kelber – Franz Kersjes – Andreas 
Kertscher – Mario Keßler – Angela Klein – Christian Koberg – Monika und Otto Köhler – Reinhard 
Kößler – Uwe Koopmann – Dieter Kramer – Daniel Kreutz – Gregor Kritidis – Hein und Oss Kröher 
– Hans Jürgen Krysmanski – Timm Kunstreich – Katrin Kusche – Harro Läpple – André Leisewitz 
– Erdmann Linde – Dietrich Marquardt – Gert Meyer – Hans Mausbach – Ulrich Mückenberger – 
Walther Müller-Jentsch – Wolf-Dieter Narr – Gisela Notz – Bettina Ohnesorge – Hinrich Oetjen – 
Karl A. Otto – Günter Pabst – Yaak Pabst – Stevos Papaiovannou – Wolfgang Pauls – Ulrich Peter 
– Helmut Pollähne – Martin Radde – Nadja Rakowitz und Ralf Kliche – Peter Rath-Sangkhakorn 
– Norbert Reichling – Anne Rieger – Roland Roth – Werner Ruf – Anton Safer – Ulrich Sander – 
Gerhard Schäfer – Horst Schmitthenner – Birger Scholz – Michael Schulte – Jan Schulze-Husmann 
– Andreas Schüßler – Bernd Schütt – Wilhelm Schwettmann – Martin Singe – Lydia und Eckart 
Spoo – Martin Singe – Karl-Heinz Stammberger – Hans Steiger – Elke Steven – Peter Strutynski – 
Ingrid und Dieter Süverkrüp – Sonja Tesch – Günter Thien – Klaus Thüsing – Axel Troost – Richard 
Ulmer – Klaus und Hanne Vack – Martin van de Rakt – Willi van Ooyen – Eveline Ventker-Vogt 
und Willi Vogt – Michael Vester – Peter C. Walther – Rudolf Walther – Edgar Weick – Peter Weiß – 
Frank Werkmeister – Dmitrij und Boris Werschbizkij – Angelika Wiersgalla – Heiner Wild – Manfred 
Wittmeier – Egon Wolfertz – Mag Wompel – Die Buchmacherei – Komitee für Grundrechte und 
Demokratie – marx21-Netzwerk – Redaktion Arbeiterstimme – Redaktion Ossietzky – Redaktion 
Sozialistische Zeitung – ver.di NRW, Fachbereich Medien, Kunst und Industrie

Die Beisetzung findet im engen Familienkreis statt. 

Das Linke Forum Paderborn, von Arno Klönne ins Leben gerufen, plant für den 
5. September eine Gedenkfeier. Näheres:  www.linkesforum-paderborn.de

Sorgen um Pullachs »Potenz«
SPD-Papier zur BND-Reform: Auslandsgeheimdienst soll nicht »gegen deutsche Interessen verstoßen«
Die SPD-Bundestagsfraktion will
denBNDbesser kontrollieren. Doch
ihr Konzept enthält nicht viel Greif-
bares, so die Opposition.

Von Velten Schäfer

Seit Jahren dauert der Skandal umdie
Tätigkeit desUS-GeheimdienstesNSA
in der Bundesrepublik sowie die mut-
maßliche Hilfe durch den deutschen
BND an. Nun will die SPD Konse-
quenzen ziehen – mit einem am
Dienstag vorgestellten 16-Seiten-Pa-
pier der Bundestagsfraktion.
Dessen Zielsetzung machten de-

ren Chef Thomas Oppermann und
Justizminister Heiko Maas deutlich:
Maas erklärte laut dpa, die Aktivitä-
ten des BND müssten »aus dem recht-
lichen Graubereich« herausgeholt
werden, die »gesamte Tätigkeit« des
Dienstes müsse »einer demokrati-
schen Kontrolle« unterworfen wer-
den. Laut Oppermann will man zwar
einen »Rechtsstaat mit eingehegtem
Nachrichtendienst«, denselben aber
»nicht impotent machen«.
Die Botschaft, die die Sozialde-

mokraten aussenden wollen, fand ih-
ren Weg in Medien, denen es vorab
zur Verfügung gestellt worden war:
»SPD will BND an kurze Leine le-
gen«, titelte »Spiegel Online«.
Tatsächlich enthält das Konzept im

Wesentlichen zwei Neuerungen: Die
sogenannte G-10-Kommission des
Bundestags, die alle vom BND, dem
Bundesamt für Verfassungsschutz so-
wie vom Militärischen Abschirm-
dienst (MAD) vorgenommenen Ein-
griffe in das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis kontrollieren soll,

will die SPD personell besser aus-
statten. Bisher können die Bundes-
tagsfraktionen jeweils ein Mitglied
entsenden; die Kommission tritt bis-
lang nur einmal monatlich zusam-
men. Die Kommission soll zudem da-
rüber entscheiden dürfen, wen der
BND im Ausland ausspäht. Bisher ist

nur die Überwachung deutscher Per-
sonen oder Unternehmen ihrer Kont-
rolle unterworfen. Speziell in Part-
nerländern wie etwa den EU-Staaten
soll der BND nur dann Telekommu-
nikation ausspähen dürfen, wenn es
um Terrorismus, Weitergabe von
Waffen und Drogenhandel geht.

Ansonsten beinhaltet das Konzept
viele Absichtserklärungen und Be-
kräftigungen herrschender Regelun-
gen. So soll etwa ein Ringtausch von
Daten ausdrücklich untersagt wer-
den – eine schon jetzt widerrechtli-
che, aber dennoch mutmaßlich übli-
che Praxis zur Aushebelung der Kont-

rolle durch die Kommission: Deut-
sche Dienste sollen dabei ausländi-
schen Diensten Informationen über-
geben, die diese nicht erheben dür-
fen, um dafür ihrerseits nicht legal zu
erhebende Informationen zu bezie-
hen. In eine ähnliche Richtung geht
das Postulat, der BND möchte doch
durch seine Arbeit »nicht gegen deut-
sche Interessen verstoßen«.
Zudem soll »klargestellt« werden,

dass der BND keine Wirtschaftsspio-
nage betreibt. Dies wird dem Ge-
heimdienst vorgeworfen; deutsche
Späher sollen für die NSA nicht nur
inländische und europäische Politi-
ker und Institutionen ausspioniert
haben, sondern auch Unternehmen
etwa aus dem Rüstungsbereich. Im
SPD-Papier heißt es nun, »Erkennt-
nisse über Unternehmen der Privat-
wirtschaft, die allein der Erlangung
von Wettbewerbsvorteilen in kom-
merzieller Hinsicht zu dienen be-
stimmt sind« dürften vom BND nicht
abgeschöpft werden – eine Formu-
lierung mit wenig Trennschärfe.
Die Opposition ist enttäuscht von

dem Konzept. André Hahn (LINKE)
sagte, er könne keine »Leine« erken-
nen, an die der Dienst gelegt werden
könne. Konstantin von Notz (Grüne)
erinnerte daran, dass die Koalition die
Kontrollrechte des Parlaments über
die Dienste im Zuge der NSA-Affäre
tatsächlich einschränke. Der CDU-In-
nenpolitiker Armin Schuster lehnte
die Vorschläge als unpraktikabel ab.
Es ist also nicht wahrscheinlich, dass
sich – wie Oppermann fordert – bis
2017 noch etwas ändert an den frag-
würdigen Praktiken des Geheim-
dienstes. Kommentar Seite 4

Im Zentrum eines Dauerskandals: BND-Abhöranlage im bayerischen Bad Aibling Foto: dpa/Angelika Warmuth

NACHRICHTEN

Flüchtlingsrat kritisiert
geplante »Sonderlager«
für Balkan-Flüchtlinge
Nürnberg. Bund und Länder pla-
nen nach Angaben des bayeri-
schen Flüchtlingsrates die Ein-
richtung von zentralen Unter-
künften für Balkan-Flüchtlinge.
Bundesweit sollen zwei bis drei
große »Sonderlager« mit 3000 bis
5000 Plätzen entstehen, in denen
nur diese Personengruppe unter-
gebracht werden solle, erklärte der
Flüchtlingsrat am Dienstag in
Nürnberg. Mitarbeiter des Bun-
desamtes für Migration und
Flüchtlinge sollen dort schnell über
die Asylanträge entscheiden. Auch
Außenstellen der Verwaltungsge-
richte seien dort vorgesehen, hieß
es. Die Abschiebung abgelehnter
Antragsteller solle die Bundespo-
lizei übernehmen. Die Pläne sol-
len dem Flüchtlingsrat zufolge am
Donnerstag bei den Gesprächen
über der Asylpolitik bei der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz be-
schlossen werden. epd/nd

Bayern fordert strikte
Regeln für Bahn-Streiks
München. Bayern setzt sich auf
Bundesebene für eine Begrenzung
des Streikrechts bei der Bahn und
in anderen öffentlichen Bereichen
ein. Vor allem soll hier ein Schlich-
tungsverfahren vorgeschrieben
werden, bevor gestreikt werden
darf. Zudem sollen Streiks min-
destens vier Werktage vorher an-
gekündigt werden müssen. Das
beschloss das Kabinett am Diens-
tag. Die Initiative soll in den Bun-
desrat eingebrachtwerden. dpa/nd

Mandatspflicht verwässert
Rühe-Kommission legt Vorschläge zu Bundeswehreinsätzen vor – und erntet Kritik

Die Rühe-Kommission schlage ei-
ne Stärkung der Rechte des Par-
laments bei Auslandseinsätzender
Bundeswehr vor, heißt es. Doch so
einfach ist es nicht. Eher das Ge-
genteil ist der Fall.

Ein feines Stück Formulierungs-
kunst liegt da vor – der Bericht der
Rühe-Kommission lobt die Rechte
des Bundestages für die Mandatie-
rung von Auslandseinsätzen und
spricht sich für deren Erhalt aus. In
scheinbar marginalen Punkten nur
werden Änderungen vorgeschlagen.
Mehr noch, die Kommission emp-
fiehlt, dass die »zivilen Komponen-
ten einer umfangreicheren, multi-
dimensionalen Krisenreaktionsmis-
sion« in Parlamentsberatungenmehr
Aufmerksamkeit erhalten solle.
Dennoch spricht die LINKE im Bun-
destag von einer »Beschneidung des
Parlamentsvorbehalts durch die
Hintertür«. Einen Angriff auf den
Charakter der Bundeswehr als Par-
lamentsarmee sieht die Sprecherin

für Internationale Beziehungen der
Fraktion, Sevim Dagdelen. Grund ist
die Kategorisierung des Einsatzbe-
griffs in Einsatztypen, die der Be-
richt vornimmt. Nicht mehr jeder
Einsatz soll mandatiert werden,
sondern nur jene, mit denen eine
Gefährdung des entsendeten Perso-
nals verbunden ist.
Die Kommission versuche auf

diese Weise, das Parlamentsbeteili-
gungsgesetz zu schleifen, so der Ob-
mann der Linksfraktion im Vertei-
digungsausschuss, Alexander S.
Neu. Sollten Ausbildungsmissionen
nicht mehr zustimmungspflichtig
sein, werde die Hemmschwelle der
Bundesregierung zu solchen Ein-
sätzen sinken. Die Linksfraktion for-
derte eine Zwei-Drittel-Mehrheit des
Bundestages, um Auslandseinsätze
zu beschließen. Auch die Grünen
warnten vor einer Verwässerung der
Mandatspflicht für die Einsätze. »Die
Mandatspflichtigkeit von der Un-
terscheidung zwischen mittelbarer
und unmittelbarer Einbindung in

bewaffnete Konflikte abhängig zu
machen und einen entsprechenden
Katalog aufzustellen, ist hochprob-
lematisch«, sagte der stellvertreten-
de Fraktionsvorsitzende Frithjof
Schmidt. Eine solche Regelung sei
nicht praxistauglich.
Rühe meint, die vorgeschlagenen

Regelungen würden »die Realität
verändern«. Das lässt ahnen, dass
auch er mehr als nur marginale Än-
derungen in der Parlamentspraxis im
Sinn hat. Statt strittiger Debatten soll
dem Wähler Einigkeit von Parla-
ment und Armee präsentiert wer-
den. Dafür plädiert die Kommission
dafür, dass das Parlament besser über
Einsätze unterrichtet wird – etwa in
einem Jahresbericht über die »kon-
krete Verantwortung für die multi-
lateralen militärischen Verbundfä-
higkeiten«. Auch über den Einsatz
von Spezialkräften, die der Geheim-
haltung unterliegen, sollen der Aus-
wärtige Ausschuss und der Verteidi-
gungsausschuss unterrichtet werden
– allerdings ohne Einsatzdetails. uka

Koalitionsstreit um Erbschaften
SPD lehnt Schäubles abgeschwächte Steuerpläne bei Firmenübernahmen ab

Die Wirtschaft und Teile der Uni-
on kritisierten Schäubles Pläne,
Firmenerben stärker zu belasten.
Jetzt kommt er seinen Widersa-
chernentgegen–bringtdamit aber
die SPD gegen sich auf.

Berlin. In der schwarz-roten Koali-
tion bahnt sich ein Streit über die ge-
plante Erbschaftsteuer-Reform an.
Finanzexperten der SPD-Fraktion im
Bundestag lehnen die jüngsten Zu-
geständnisse von Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) an die
Wirtschaft und die CSU bei der steu-
erlichen Begünstigung von Firmen-
erben ab. Sie stoßen sich an den wie-

der abgeschwächten Plänen zur Ein-
beziehung von Privatvermögen.
Diese fallen in einem Referenten-
entwurf weniger scharf aus als in
Eckpunkten. Familienunternehmen,
Verbände und Teile der Union po-
chen dennoch auf weitere Locke-
rungen.
»Den Referentenentwurf zur Erb-

schaftsteuer in seiner derzeitigen
Form hält die SPD für verfassungs-
widrig«, sagte die SPD-Finanzpoli-
tikerin Cansel Kiziltepe der dpa. Er
sei insgesamt ein Rückschritt: »So
wie er jetzt ausgestaltet ist, werden
ihn die Finanzpolitiker der SPD-
Fraktion nicht mittragen.«

Das Bundesverfassungsgericht
hatte Ende 2014 schärfere Regeln für
die Begünstigung von Firmenerben
gefordert. Die Richter fordern unter
anderem, dass bei größeren Unter-
nehmen Firmenerben nur dann ver-
schont werden dürfen, wenn sie in
einer Bedürfnisprüfung nachweisen,
dass sie die Steuer nicht verkraften. 
Diese Vorgabe der Richter werde

nun durch ein sogenanntes Ab-
schmelzmodell umgangen, kritisier-
te Kiziltepe: »Der Widerstand gegen
eine solche Prüfung ist mir unbe-
greiflich. ALG-II-Empfänger müssen
sogar alle sechs Monate ihre Hilfe-
bedürftigkeit nachweisen.« dpa/nd
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Hart an der Grenze finden manche die neue Aktion von Politkünstlern, die Tote aus dem Mittelmeer nach Deutschland bringen.
Man wünschte sich so eine moralische Debatte über ein Europa, das um Quoten feilscht, während Menschen krepieren,
und das dabei ist, für eine Ideologie seine Werte zu opfern. Wer das anders will, sollte am Samstag nach Berlin kommen.

Italien räumt
Flüchtlinge
Frankreich verweigerte
Familiennachzug

Von Wolf H. Wagner, Florenz

Am Dienstagmorgen hat die itali-
enische Polizei den Grenzüber-
gang nach Frankreich sowie den
Küstenabschnitt nahe der franzö-
sischen Grenze geräumt. Seit dem
Wochenende hatten dort Flücht-
linge ausgeharrt. Bei dem harten
Einsatz der Beamten wurden auf
beiden Seiten Menschen verletzt.
Die Flüchtlinge wurden zunächst
zum Bahnhof von Ventimiglia ge-
bracht. Wohin sie eigentlich kom-
men sollen, war unklar. Der Bür-
germeister von Ventimiglia, Enri-
co Ioculano, forderte eine politi-
sche Lösung. Er sei von dem Blitz-
einsatz der Polizei nicht informiert
worden. Ioculano forderte die Be-
völkerung auf, sich solidarisch mit
den Flüchtlingen zu zeigen. Einige
jüngere Einwohner hatten sich
schützend zwischendie Polizei und
die sich seit dem Wochenende auf
den Uferfelsen aufhaltenden Men-
schen gestellt. Die Bootsflüchtlin-
ge aus afrikanischen Ländern
wollten zu ihren Familien nach
Frankreich weiterreisen. Etliche
Angehörige hatten sich bereits auf
der französischen Seite eingefun-
den. Frankreich lehnte jedoch die
Einreise ab. Man wende nur kon-
sequent die Verträge von Dublin
an, erklärte das Land. Italiens In-
nenminister Angelino Alfano be-
zeichnete die Vorgehensweise als
einen »Faustschlag in Gesicht Eu-
ropas«.

Keine Mehrheit
für Asyl-Quote
in der EU
Verteilung von 40 000
Flüchtlingen fraglich

Luxemburg. Unter den EU-Staa-
ten gibt es derzeit keine Mehrheit
für die Verteilung von Flüchtlin-
gen per Quote. Das zeichnete sich
beim Treffen der EU-Innenminis-
ter am Dienstag in Luxemburg ab.
Die Frage wurde dort diskutiert,
es gab aber keine Abstimmung.
»Viele Staaten sind absolut gegen
eine verpflichtende Verteilung«,
sagte ein Diplomat. Insbesondere
aus Ost- und Mitteleuropa, da-
runter vor allem Ungarn und
Tschechien, kam Widerstand.
Großbritannien, Irland und Dä-
nemark wollen sowieso nicht mit-
machen. Das Thema werde nun
beim EU-Gipfel in der kommen-
den Woche erneut diskutiert.
Die EU-Innenminister berieten

über den Vorschlag der EU-Kom-
mission, 40 000 Flüchtlinge aus
Italien und Griechenland über
Quoten auf andere EU-Staaten zu
verteilen. Verpflichtende Quoten
gelten inzwischen als ausge-
schlossen, weil das bei einer Reihe
von Ländern aus Mittel- und Ost-
europa auf Widerstand stößt. »Es
gibt noch kein Ergebnis«, sagte
Bundesinnenminister Thomas de
Maizière, »aber es gibt die ge-
meinsame Überzeugung, dass wir
sehr bald eine gemeinsame Lö-
sung brauchen«. Er habe am
Dienstag von den skeptischen
Staaten aus Mittel- und Osteuropa
»zum ersten Mal sehr konstruktive
Beiträge gehört«.
De Maizière und sein französi-

scher Kollege Bernard Cazeneuve
warnten bei dem Treffen vor ei-
nem Ende der Freizügigkeit in Eu-
ropa über das Schengenabkom-
men. Er wolle »keine systemati-
schen Grenzkontrollen wieder
einführen«, sagte de Maizière.
Wenn aber Länder ihre Ver-
pflichtungen aus dem europäi-
schen Asylrecht nicht erfüllten,
könne dies zum »Ende von freiem
Verkehr in Europa« führen.
»Während die EU-Innenminis-

ter in Luxemburg ergebnislos he-
rumdebattieren, spitzt sich die La-
ge in Italien und Griechenland
dramatisch zu. Jeder Tag, an dem
die Regierenden untätig bleiben,
geht auf Kosten der Flüchtlinge«,
kommentierte Ulla Jelpke, in-
nenpolitische Sprecherin der
Linksfraktion im Bundestag das
Ministertreffen. Auch die Men-
schenrechtsorganisation Pro Asyl
forderte die EU zu raschem Han-
deln auf: »Anstatt wochenlang
über Quoten zu streiten, bedarf es
jetzt dringend einer entschlosse-
nen und koordinierten Krisenin-
tervention in Griechenland und
Italien«, hieß es in einer Erklä-
rung. Agenturen/nd

Ist das Mensch oder kann das weg?
Zum Umgang des »Zentrums für politische Schönheit« mit Flüchtlingsleichnamen
Mit der Aktion »Die Toten kom-
men« konfrontiert ein Künstler-
kollektiv die Bundesregierung mit
den sterblichen Überresten ihrer
Flüchtlingspolitik. Vor Grenzüber-
tritten schreckt man nicht zurück.

Von Martin Hatzius

Kunst, lautet eine oft dahingeschrie-
bene und schnell überlesene Floskel,
soll der Gesellschaft den Spiegel vor-
halten. So kommt es, dass auf Büh-
nen, Leinwänden und Leseflächen gar
nicht selten das Schicksal der Elen-
den dieser Welt reflektiert wird. Kul-
turkonsumenten, die im eigenen Le-
ben noch immer selten unmittelbar
mit den Folgen von Krieg, Vertrei-
bung und Hunger konfrontiert sind,
setzen sich all dem freiwillig aus – so-
lange die Grenze zwischen Fiktion
und Wirklichkeit nicht überschritten
wird. Wennman so will: Die Kunst er-
möglicht es ihnen, sich im Elend der
Anderen zu spiegeln – und sich
gleichzeitig davon abzuschotten.
Nicht auf einer Projektionsfläche,

sondern auf dem muslimischen Teil
des Friedhofs in Berlin-Gatow voll-
zog das Künstlerkollektiv »Zentrum
für politische Schönheit« am Diens-

tagvormittag den ersten öffentlichen
Schritt seiner tags zuvor angekün-
digten Aktion »Die Toten kommen«.
Mit dem Ziel, »die bürokratische
Grausamkeit eines psychopathischen
Bundesinnenministers zu stoppen«,
wollen die Künstler in dieser Woche
sterbliche Überreste von zehn Men-
schen nach Berlin bringen, die auf der
Flucht nach Europa verreckt sind. Die
Leichen, die in verschiedenen Mit-
telmeer-Anrainer-Staaten anonym in
Massengräbern verscharrt oder in
Müllbeuteln verstaut und in engen
Kühlhäusern gelagert gewesen seien,
habe man in Absprache mit deren An-
gehörigen und mit Vertretern ihrer
Religionsgemeinschaften exhumiert.
Für die Überführung der Leichen nach
Berlin lägen Genehmigungen vor.
Bei der am Dienstag bestatteten

Frau, teilte das Bündnis mit, handle
es sich um eine Syrerin, die im März
mit ihrem zweijährigen Kind ertrun-
ken sei. Dessen Leiche sei von den ita-
lienischen Behörden nicht freigege-
ben worden, es wurde aber symbo-
lisch mitbegraben. Am Sonntag, ei-
nen Tag nach dem »Weltflüchtlings-
tag«, soll dann ein »Marsch der Ent-
schlossenen« vor das Kanzleramt zie-
hen – die Zentrale des »Europäischen

Abwehrkrieges«. Angeführt würde er
von drei Baggern, die vor dem Regie-
rungssitz einen Friedhof für die »Un-
bekannten Einwanderer« ausheben
sollen. Das »Zentrum für politische
Schönheit« fordert die Demonstran-
ten auf, zum Treffpunkt um 14 Uhr
vor der Neuen Wache »Blumen,
Schaufeln, Steinpickel oder gleich
Presslufthämmer« mitzubringen. Mit

den Aktionen, heißt es, soll »die Ab-
schottung des europäischen Mitge-
fühls« aufgesprengt werden. Man will
die Bundesregierung mit den tödli-
chen Folgen ihres Handelns sichtbar
und unverstellt konfrontieren.
Der Zweck ist klar, aber rechtfer-

tigt er auch die Mittel? Ist das Kunst
– oder nur »befremdlich und pietät-
los« (Volker Beck, Grüne)? Ist das ein
legitimer, wenn auch drastischer, Akt

zivilen Ungehorsams – oder ein Fall
für die Justiz?
Die Würde von Menschen, deren

Not so existenziell ist, dass sie ihren
Tod auf der Flucht hinzunehmen be-
reit sind, ist nicht leicht wieder her-
zustellen – auch nicht, indem Akti-
onskünstler ihre Namen recherchie-
ren und ihnen eine letzte Ruhestätte
schaffen. Dies aber als würdelose Ru-
hestörung zu brandmarken, steht
niemandem weniger zu als jenen, die
den Tod dieser Menschen durch ihre
Abschottungspolitik zunächst in Kauf
nehmen, um die Leichname dann in
anonymen Massengräbern entsorgen
zu lassen. Niemand muss sich die
Überschreitung der Grenzen des gu-
tenGeschmacks nachsagen lassen von
Leuten, denen noch nicht einmal die
Frage »Ist das ein Mensch – oder kann
das weg?« in den Sinn kommt.
Ästhetische Drastik steigert die

Aufmerksamkeit. Wo »politische
Schönheit« nicht durchdenExport von
Wohlstand erzeugt werden kann,
werden nun eben Leichen importiert.
Und, ja: Die Aktion des Künstlerkol-
lektivs ist nicht nur »hart an der Gren-
ze« (Katja Kipping), sondern ein au-
genöffnender Grenzübertritt – ästhe-
tisch wie politisch.

Ist das ein legitimer,
wenn auch drastischer,
Akt zivilen Ungehor-
sams – oder ein Fall
für die Justiz?

Die Nicht-Einverstandenen
Es gibt sie, die Kritiker der EU-Abschottung und der Erpressung Griechenlands – doch wie viele das auf der Straße zeigen, mag keiner vorhersagen

Das Schicksal Griechenlands ent-
scheidet sich im Juni, das Schick-
sal Tausender Flüchtlinge jeden
Tag. Ein Bündnis will am Samstag
in Berlin für Solidarität in Europa
demonstrieren.

Von Ines Wallrodt

Wenn deutsche Spitzenpolitiker die
griechische Regierung abkanzeln,
können sie mit Beifall rechnen. Ein-
dringlich, fast schon beschwörend,
klingt nun ein Aufruf, den Kritiker die-
ser Europapolitik formuliert haben
undmit dem sie für den 20. Juni zu ei-
ner Demonstration nach Berlin mo-
bilisieren. »Zu lange sah es aus, als
wären wir einverstanden«, heißt es
darin. Dabei gebe es sie doch, die
Menschen, die entsetzt und empört
sind, dass Europa derzeit seine fun-
damentalen Werte verrät, wenn es
Griechenland zu Grunde spart und
weiter zuschaut, wie Tausende
Flüchtlinge im Mittelmeer ertrinken.
Nur sind, und das macht es der Bun-
desregierung so leicht, diese Nicht-
Einverstandenen selten sichtbar.

Das »andere Europa«, für das At-
tac, die Linkspartei, Gewerkschafter,
die Grüne Jugend sowie antirassisti-
sche und antikapitalistische Gruppen
in ihrem Aufruf werben, soll demo-
kratisch, solidarisch, grenzenlos sein.
Mit ihrer Demonstration wollen sie
Europa an seine uneingelösten Ver-
sprechen erinnern. Denn statt »Ver-
nunft, Gerechtigkeit, Freiheit und De-
mokratie« herrsche der »technokrati-
sche Wahnsinn«. Roland Süß von At-
tac konstatiert trocken: »Unter Füh-
rung Deutschlands will die Euro-
gruppe Griechenland an die Wand
fahren lassen.« Dieser Kurs folgt nach
Überzeugung der Kritiker einem all-
gemeineren machtpolitischen Kalkül:
Wenn SYRIZA mit ihrem alternativen
Programm scheitert, könnte das den
Aufstieg anderer linker Parteien in Eu-
ropa stoppen. »Es geht nicht nur um
Griechenland, sondern darum, ob in-
nerhalb Europas überhaupt Alterna-
tiven zum Neoliberalismus möglich
sind«, machte Linksparteichefin Katja
Kipping deutlich.
Am Montag mobilisierte die Bun-

destagsabgeordnete zusammen mit

Fraktionskollegen via Twitter. Das
machte #20jBerlin für ein paar Mi-
nuten zum meistgenutzten Hashtag
und verhalf der Demonstration, so die
Hoffnung, zu mehr Aufmerksamkeit.
Die kann sie brauchen. Denn dem

Anliegen fehlt noch immer eine brei-
tere gesellschaftliche Unterstützung.
Wie viele Bürger auf die Straße ge-
hen werden, darauf mag sich im Vor-
feld niemand festlegen. Nur wenige
Sozialdemokraten unterstützen den
Aufruf. Auch von den Grünen stehen
nur Einzelpersonen darunter, aller-
dings mehr als bei vergleichbaren Ini-
tiativen in der Vergangenheit. Mit Ja-
kob Augstein, dem Herausgeber der
Wochenzeitung »Freitag«, und dem
namhaften Regisseur Nicolas Ste-
mann werden bei der Auftaktkund-
gebung zudem zwei Prominente re-
den, die in diesem Rahmen bislang
noch nicht Gesicht gezeigt haben.
Die Verbindung der beiden The-

men Griechenland und Flüchtlinge
war zunächst die Folge einer Ter-
minüberschneidung. Der 20. Juni ist
der internationale Tag des Flüchtlings
und zugleich der Beginn der vom

Weltsozialforum ausgerufenen Grie-
chenland-Solidaritätswoche, die der
Athener Regierung in den entschei-
denden Verhandlungen mit der Eu-
rogruppe den Rücken stärken soll. Ak-
tionen finden deshalb am selben Tag
auch in anderen europäischen Haupt-
städten, darunter Rom, London und
Brüssel statt. Ursprünglich hatten zwei
Kreise unabhängig voneinander De-
monstrationen in der Hauptstadt ge-
plant. Statt sich gegenseitig Konkur-
renz zu machen, wurden beide mit-
einander verzahnt.
Die bundesweite Europa-De-

monstration, zu der auch aus ande-
ren Städten mobilisiert wird, startet
um 13 Uhr am Oranienplatz in Kreuz-
berg, der zum zentralen Ort für
Flüchtlingsproteste in Berlin gewor-
den ist. AmSpringerhochhaus ein paar
Straßen weiter soll die rassistische
Stimmungsmache gegen Flüchtlinge
und Griechenland angeprangert wer-
den. Ein weiterer Demonstrationszug,
der von einem Berliner Schülerbünd-
nis organisiert wird, wendet sich zu-
demgegen das Vorhaben von SPDund
Union, Abschiebungen und Inhaftie-

rung von Geflüchteten zu erleichtern.
»Wer nicht ertrinkt, wird wegge-
sperrt«, charakterisieren die Jugend-
lichen die geplante Asylrechtsreform,
die noch im Juni im Bundestag ver-
abschiedet werden sollte. Diese De-
monstration startet etwas früher am
U-Bahnhof Mehringdamm und wird
sich später mit dem anderen Protest-
zug vereinen. Gemeinsames Ziel ist
das Regierungsviertel.
Für die Organisatoren passen bei-

de Themen aber auch inhaltlich zu-
sammen. »Europa schottet sich von
Menschen inNotnachaußenundnach
innen ab«, erklärt Attac-Mann Süß.
Den Zusammenhang formulierte am
Dienstag auch die Flüchtlingsorgani-
sation Pro Asyl anlässlich der EU-De-
batte über Aufnahmequoten. »Das
krisengeschüttelte Griechenland wird
ohne schnelle und umfangreiche hu-
manitäre Hilfe vor Ort durch die an-
deren EU-Staaten und ohne die Er-
öffnung legaler Weiterreisemöglich-
keiten für die gestrandeten Flüchtlin-
ge noch mehr destabilisiert«, das Le-
ben der Schutzsuchenden werde ge-
fährdet, warnte die Organisation.

Zwei Särge stellvertretend für Tausende: Laut dem »Zentrum für politische Schönheit« eine ertrunkene Syrerin in dem einen, der zweite leer als Symbol für das ertrunkene Kind der Frau Foto: dpa/Gregor Fischer
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Unter Erdogan will keiner mitregieren
Diffamierungspolitik des türkischen Präsidenten Hindernis für Koalitionen / Ist Ex-Präsident Gül die Lösung?
Kemal Kilicdaroglu, der Vorsitzen-
de der größten türkischen Opposi-
tionspartei, der CHP, hat sich am
Montag für eine Koalitionsregie-
rung unter Ausschluss der bisher
regierenden AKP ausgesprochen.

Von Jan Keetman

Seit den Parlamentswahlen vor neun
Tagen steckt die türkische Politik in
einer Sackgasse, eine Alleinregierung
von der Partei für Gerechtigkeit und
Aufschwung (AKP) ist nicht mehr
möglich. Jedoch scheint keine der im
Parlament vertretenen Oppositions-
parteien besondere Lust auf eine Ko-
alition mit der von Staatspräsident
Recep Tayyip Erdogan ferngelenkten
AKP zu verspüren.
Beobachter hatten am ehesten auf

eine Koalition mit der Partei der Na-
tionalistischen Bewegung (MHP) ge-
tippt. Doch deren Vorsitzender Dev-
let Bahceli hat gleich drei harte Be-
dingungen genannt: Erdogan muss
aus seinem neuen Präsidentenpalast
ausziehen, die Untersuchungen von
Korruptionsvorwürfen gegen vier
ehemalige Minister Erdogans müssen
wieder aufgenommen werden, und
der Friedensprozess mit der Arbei-
terpartei Kurdistans müsse abgebro-
chen werden. Nach diesen Aussagen
Bahcelis lud nicht dieser, sondern der
stellvertretende Generalsekretär der
MHP-Partei den Ministerpräsidenten
und AKP-Vorsitzenden, Ahmet Da-
vutoglu, zu Gesprächen ein. Das war
eine protokollarische Herabsetzung.
Die Korruptionsvorwürfe sind ein

Hauptproblem bei Koalitionsver-
handlungen. Erdogan, die AKP und
ihre Medien haben die Vorwürfe als
einen Putschversuch dargestellt. Die
Untersuchungen könnten wieder
aufgenommen werden. Aber dann
kämen auch Erdogans Affären wie-
der auf die Tagesordnung, etwa die
Telefongespräche mit seinem Sohn
Bilal über zu versteckende Millio-
nenbeträge.
Die Opposition verhält sich nicht

so staatstragend, dass sie zum ver-
meintlichen »Wohle des Landes«, weil
dieses eben eine Regierung brauche,
auf die Forderung nach einer Unter-

suchung verzichten würde. Anderer-
seits sind die Rechtsnationalisten von
der MHP und die linke Sammlungs-
bewegung »Demokratische Partei der
Völker (HDP) nicht zu einer Koaliti-
on miteinander bereit. Deshalb ist ei-
ne Koalition aus Republikanischer
Volkspartei – der zweitstärksten Kraft
im Parlament –, MHP und HDP le-
diglich eine theoretische Variante.
Neuwahlen kann die AKP aber

kaum ernsthaft wollen. Ihr Wahl-
kampfkonzept, das ganz auf das von
Erdogan angestrebte Präsidialsystem
und die bodenlose Diffamierung jeg-
licher Opposition hinauslief, ist ge-
scheitert. Die Partei steht unter
Schock. Keine guten Voraussetzun-
gen für eine Kampagne zur Rückge-
winnung der absoluten Mehrheit.
Die Lösung könnte eine Erneue-

rung der AKP sein. Kaum war das
Wahlergebnis bekannt geworden,
begannen sich die Medien zuneh-

mend für Erdogans Vorgänger im
Präsidentenamt Abdullah Gül zu in-
teressieren, denn nur ihm wird eine
Erneuerung der AKP zugetraut. Wie
es der Zufall so will, ist eine Woche
nach der Wahl ein Buch von Güls
Chefberater Ahmet Sever in die Re-
gale gekommen, in dem er das Zer-
würfnis zwischen Erdogan und sei-
nem alten Weggefährten Abdullah
Gül beschreibt. Entscheidend war
nach Sever, dass Erdogan per Gesetz
die Möglichkeit einer zweiten Amts-
zeit für Gül verhindert hat und dass
er dafür gesorgt hat, dass Gül nach
seiner Rückkehr keine politische Rol-
le in der AKP spielen konnte. Statt-
dessen bevorzugte er den leichter
lenkbaren Davutoglu als Minister-
präsidenten.
Gül war der wohl wichtigste

Gründungsvater der AKP, die von Er-
dogan später inoffiziell in Ak Partei
(Weiße Partei) umbenannt wurde.

Unter Gül erhielt die Partei einen
mehr sozialdemokratischen, refor-
mistischen Anstrich, nachdem stär-
ker religiös orientierte Gründungen
wie die Wohlfahrtspartei des Minis-
terpräsidenten von 1996/97, Nec-
mettin Erbakan, am Widerstand des
auf Säkularität bedachten Militärs
gescheitert waren. Unter Erdogan
wurde die türkische Politik in einen
manichäischen Gegensatz von Hell
und Dunkel getaucht, in dem nur
noch seine »weiße Partei« strahlte.
Der nüchterne Ansatz Güls ging ver-
loren.
Aber Gül hat Erdogans Politik all

die Jahre klaglos mitgetragen. Das
Zerwürfnis, das sein Chefberater nun
einräumt, ist zwar offensichtlich, es
betrifft aber zunächst Güls persönli-
che Rolle, nicht den Inhalt seiner Po-
litik. Wenn man das Buch liest, so er-
fährt man, wie Gül bei allen Fehlern
Erdogans gewarnt und wenn mög-

lich schlimmeres verhindert hat, al-
lerdings nur durch Zureden, nicht in-
dem er seine Kompetenzen als Staats-
präsident gebraucht hätte. Die Ko-
lumnistin Ezgi Basaran schreibt,
»hätte er doch tatsächlich an Wen-
depunkten seinen Fuß in die Tür ge-
stellt, was er gekonnt hätte, unsere
Nerven wären heute weniger strapa-
ziert.« Doch bei allen Zweifeln, die
man an der Ehrlichkeit von Güls in-
direkter Distanzierung von Erdogan
haben kann, ist er doch der einzige
Politiker, dem eine Erneuerung der
AKP zugetraut wird.
Doch da gibt es noch ein anderes

Hindernis. Da Gül nicht Abgeordne-
ter ist, kann er nicht Ministerpräsi-
dent werden. Man kann ihn auch
nicht über Nacht für Davutoglu zum
Parteichef der AKP machen. So bleibt
unklar, wie eine Koalitionsregierung
unter der Führung Güls aussehen
könnte.

Werden neue Kräfte wie Demirtas von der HDP regieren – oder kommt Ex-Präsident Gül zurück? Fotos: AFP/Ozan Kose
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Angriff der US-Luftwaffe
in Jemen
Sanaa. Der Vizechef von Al Qaida
ist bei einem Luftangriff des US-
Militärs in Jemen ums Leben ge-
kommen. Ein Sprecher von A Qai-
da auf der Arabischen Halbinsel
(AQAP) bestätigte am Dienstag in
einem Internetvideo den Tod von
Nasser al-Wahischi. Er war an-
geblich Anführer der Gruppe, die
hinter dem Anschlag auf das fran-
zösische Satiremagazin »Charlie
Hebdo« in diesem Frühjahr ste-
cken soll. Der weltweit gesuchte
Terrorist war als Stellvertreter von
Aiman Al-Sawahiri die Nummer
zwei von Al Qaida. AQAP wird für
zahlreiche Attentate in Jemen
verantwortlich gemacht. Die USA
hatten eine Belohnung von bis zu
zehn Millionen US-Dollar auf Wa-
hischi ausgesetzt. dpa/nd

Türkische Behörden
nehmen Reporter fest
Istanbul. Die türkischen Behörden
haben am Dienstag in der Stadt
Akcakale an der Grenze zu Syrien
vier Journalisten vorübergehend
festnehmen lassen, darunter den
Korrespondenten der »Welt«. Dies
erklärte »Welt«-Reporter Deniz
Yücel nach seiner Freilassung auf
Twitter. Bei einem Besuch an der
Grenze war Gouverneur Izzetin
Kücük am Dienstag laut dem
Fernsehsender IMC-TV von den
Journalisten nach Berichten ge-
fragt worden, wonach Flüchtlinge
in Akcakale wegen ebenfalls in die
Stadt gekommener IS-Kämpfer
um ihre Sicherheit fürchteten. Da-
rauf habe der Gouverneur die Be-
gegnung für beendet erklärt und
vier Reporter festnehmen lassen.
Dabei handelte es sich um Yücel
und Vertreter mehrerer Oppositi-
onszeitungen. AFP/nd

Todesurteil gegen Mursi
bestätigt
Kairo. Ein Kairoer Gericht hat das
Todesurteil gegen Ägyptens ers-
ten frei gewählten Präsidenten
Mohammed Mursi (63) bestätigt.
Die Richter sahen es als erwiesen
an, dass Mursi Anfang 2011 ge-
meinsam mit der palästinensi-
schen Hamas und der libanesi-
schen Hisbollah eine Flucht aus
dem Gefängnis organisierte. Nach
dem Urteil vom Dienstag wird au-
tomatisch eine Berufungsver-
handlung eingeleitet. dpa/nd

Vier Kandidaten wollen
Vorsitz der Labour-Partei
London. Nach dem Rücktritt von
Ed Miliband infolge der verlore-
nen Parlamentswahl bewerben
sich vier Politiker um den Vorsitz
der britischen Labour-Partei. Wie
am Montag bekanntgegeben wur-
de, ist unter ihnen Andy Burn-
ham, früheres Mitglied im Kabi-
nett von Premierminister Gordon
Brown. Er gilt bei den Buchma-
chern als Favorit. AFP/nd

Jeb Bush bläst die
Backen auf
Nach langem Zögern im Rennen um das Weiße Haus

Der ehemalige Gouverneur von Flo-
rida, Jeb Bush, ist offiziell in das
Rennen um die Präsidentschafts-
kandidatur 2016 der US-Republi-
kaner eingestiegen. Dies erklärte er
am Montag (Ortszeit) in Miami.

Miami. Jeb Bush steigt mit großen
Zielen und Versprechen in das Ren-
nen um das Weiße Haus ein. Der Re-
publikaner will die Wirtschaft auf vier
Prozent Wachstum trimmen und 19
Millionen neue Arbeitsplätze schaf-
fen, falls er im November 2016 zum
US-Präsidenten gewählt würde. Zu-
gleich warb er bei seiner Bewer-
bungsrede im Miami um die Stimmen
der Latino-Wähler und plädierte für
ein »vernünftige Einwanderungsre-
form«. Doch fiel auf: Der 62-Jährige
erwähnte Vater und Bruder, denen er
als drittes Familienmitglied ins Präsi-
dialamt folgen will, mit keinem Wort.
Lediglich Mutter Barbara Bush be-
grüßte den Sohn herzlich. Bei den De-
mokraten gilt die ehemalige Außen-
ministerin und Gattin eines Ex-Präsi-
denten, Hillary Clinton (67), als Fa-
voritin. Es könnte also zu einem
»Kampf der Familien« kommen.
Allerdings meinen Kommentatoren

auch, es gebe erhebliche Vorbehalte
gegen einen »dritten Bush« – selbst
unter Republikanern. In Miami gab
sich der frühere Gouverneur von Flo-
rida kämpferisch und siegessicher.
»Ich werde antreten, um zu gewin-
nen«, rief er seinen jubelnden An-
hängern zu. »Wir werden die Zukunft
in diesem Land wieder in die Hand
nehmen.« In der Außenpolitik for-
derte er ein starkes Amerika. Er wolle
das Militär stärken, das Amtsinhaber
Barack Obama in die »Unterlegen-

heit« geführt habe. Ausdrücklich be-
kannte er sich zur Freundschaft mit Is-
rael. Kommentatoren meinten, der als
zurückhaltend geltende Bush habe ei-
nen gelungenen Wahlkampfstart hin-
gelegt. Als Problem für den Bewerber
gilt seine Haltung zum Bruder, der
2003 den Einmarsch in Irak ange-
ordnet hat. dpa/nd Kommentar S. 4
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WAR DAS DIE WENDE, DIE WIR 
WOLLTEN?
Gespräche mit Zeitgenossen

Die Journalistin Burga Kalinowski befragte Menschen, 
die 1989/90 die politischen Ereignisse erlebt und mit-
gestaltet haben, die leidenschaftlich für Veränderungen 
eingetreten sind und große Hoffnungen in die Bewegung 
im Lande gesetzt haben. Aus den Antworten auf ihre 
Fragen ist ein ungewöhnliches Buch entstanden, welches 
sie mit Protagonisten aus dem Buch vorstellt. 
Mit dabei: Christa Luft und Gisela Oechelhaeuser

KOOPERATION MIT DER EULENSPIEGEL VERLAGSGRUPPE
FRANZ-MEHRING-PLATZ 1, MÜNZENBERGSAAL
10243 BERLIN, EINTRITT 5 €
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Athen sieht keinen Spielraum mehr
Griechische Regierung wartet auf Verhandlungsangebot von Gläubigern

Vor dem EU-Finanzministertref-
fen zeichnete sich keine Lösung im
Streit zwischen Athen und den
Gläubigerinstitutionen ab. Statt-
dessen wurde ein Bankrun in Grie-
chenland beschrien.

Athen. Das Warten hat noch kein En-
de. Bis eine Einigung zwischen Grie-
chenland und den Gläubigerinstitu-
tionen über das auslaufende Kredit-
programm getroffen sein muss, ist ei-
gentlich nicht mehr viel Zeit. Grie-
chenland droht die Zahlungsunfä-
higkeit, wenn es am Monatsende
Schulden an den Internationalen
Währungsfonds (IWF) zurückzahlen
muss und selbst nicht die blockierte
letzte Kredittranche erhält. Doch am
Dienstag zeichnete sich weiter keine
Lösung ab. Die SYRIZA-geführte Re-
gierung in Athen bekräftigte, zu Ge-
sprächen bereit zu sein. Vorausset-
zung sei, dass die Vertreter von EU,
Europäischer Zentralbank (EZB) und
IWF »mit einem klaren, harten Man-
dat an den Verhandlungstisch kom-
men«, sagte Finanzminister Yanis
Varoufakis der »Bild«-Zeitung.
Varoufakis forderte zudem von

Bundeskanzlerin Angela Merkel eine
Führungsrolle bei der Bekämpfung
der Krise in Griechenland und in Eu-
ropa. Merkel hat sich dazu nicht ge-
äußert, jedoch erklärt, sie wolle alles
dafür tun, was möglich sei, um Grie-
chenland in der Eurozone zu halten.
»Ich konzentriere meine ganze Kraft
darauf mitzuhelfen, dass die drei Ins-
titutionen mit Griechenland eine Lö-
sung finden«, sagte Merkel nach ei-
nem Treffen mit dem luxemburgi-
schen Premierminister Xavier Bettel.
Zunächst müsse aber das Treffen der
Euro-Finanzminister am Donnerstag
in Luxemburg abgewartet werden.
»Aber auch dort kann nur etwas ent-

schieden werden, wenn es einen ge-
meinsamen Vorschlag der drei Insti-
tutionen mit Griechenland gibt.« Ob
dies bis Donnerstag gelinge, könne
sie nicht sagen.
Zu Spekulationen über mögliche

Notfallpläne und Sondergipfel äu-
ßerte sich Merkel nicht. Darüber be-
richteten am Dienstag mehrere Me-
dien. Ein Krisentreffen der EU-Staats-
und Regierungschefs sei »möglich«
und würde dann »wahrscheinlich«
am Sonntag stattfinden, hieß es in
Brüssel. Die »Süddeutsche Zeitung«
berichtete außerdem, die Euro-Län-
der hätten beschlossen, beim Aus-
bleiben einer Einigung am Wo-
chenende eine Kontrolle des grie-
chisch-europäischen Zahlungsver-
kehrs vorzubereiten. Dazu müssten
die Banken in Griechenland einige
Tage geschlossen bleiben. Danach
könnten Abhebungen und der elekt-
ronische Zahlungsverkehr im Inland
eingeschränkt sowie der ins Aus-
land gesperrt werden. Eine solche

Maßnahme müsste jedoch Grie-
chenland selbst ergreifen. Sollte
Athen sich weigern, könnten die Eu-
roländer Griechenland im Zah-
lungssystem isolieren, schreibt »SZ«.
Die griechische Regierung habe

nicht vor, den EU-Finanzministern
zu Donnerstag neue Vorschläge zu
machen, hieß es aus Athen. Das Land
habe die Grenzen dessen erreicht,
was es ertragen könne, sagte Re-
gierungschef Alexis Tsipras bei ei-
ner Rede vor seiner Parlaments-
fraktion am Dienstag in Athen. »Wir
sind bereit, mit unseren Partnern ...
für eine Lösung zu arbeiten«, sagte
er. Die Lösung könne aber nicht die
Fortsetzung der Sparpolitik sein. Das
Abkommen dürfe die Rentner nicht
weiter belasten. Zudemmüsse es den
Abbau der griechischen Staats-
schulden regeln. Die Debatte um ei-
nen Austritt Griechenlands aus dem
Euroland sollte ein für alle Mal be-
endet werden, forderte Tsipras.
Agenturen/nd Kolumne Seite 4

Einer der eigentlich leichteren Gänge dieser Tage: Alexis Tsipras und Yanis
Varoufakis in einem Park im Zentrum Athens Foto: dpa/Orestis Panangiotou
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ND-LESERREISE ANMELDUNG

KREUZFAHRTTRÄUME 
Information und Buchung:
nd-Leserreisen, Herr Diekert
 
 030/2978-1620

Ich interessiere mich für die Kreuzfahrt � »Jordanien − Emirate« � »Indi-
en − Thailand« und bitte um unverbindliche Zusendung ausführlicher Informa-
tionen/Schiffsplan und der ABGs des Veranstalters.

Hiermit melde ich mich zur Kreuzfahrt � »Jordanien − Emirate« � »Indi-
en − Thailand« mit          Personen an. Bitte senden Sie mir Rechnung und 
Buchungsbestätigung zu.

Von Indien bis Thailand

 Nicht im Preis � Reiseversicherungen � Trinkgelder/Serviceentgelt 

   Kabinenkategorie/Deck: .......................................................                                                     

 Veranstalter: PLANTOURS Kreuzfahrten. Eine Marke der plantours 
& Partner GmbH, Obernstr. 76, 28195 Bremen  

MS HAMBURG
� JORDANIEN − EMIRATE
� INDIEN − THAILAND 

Coupon bitte einsenden: nd-Leserreisen, F.-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin oder Fax: 
030/2978-1650 � leserreisen@nd-online.de � www.neues-deutschland.de/leserreisen

Der TI- und TA-Preis gilt pro Person in der jew. Kabinenkategorie, 
auch für Einzelreisende in 2-Bett-Kabinen. Sichern Sie sich 
den Vorteilspreis der TOP-Kabinen (limitiertes  Kontingent).

 Im Preis bei beiden Kreuzfahrten � Flugan- und abreise � Personen- u. Gepäcktransfer zum/vom Schiff  (in die Kabine) � Schiff sreise in der gebuchten Kabinenkate-
gorie � Ein- und Ausschiff ungsgebühren, alle Hafengebühren � Vollpension (Frühstück, Mittagessen, Nachmittagstee oder -kaff ee mit Gebäck, Abendessen, Mitter-
nachtsimbiss, Würstchenstation für zwischendurch, ganztäg. Kaff ee- und Teestation) � Sekt zum Frühstück � Getränke nach Ausfl ugsrückkehr � Willkommens- und 
Abschiedscocktail � Kapitänsdinner am Anfang und Ende der Reise � Unterhaltungsprogramm und Veranstaltungen an Bord � Entspannungskurse, Animation 
� alle Schiff seinrichtungen zur freien Verfügung (außer Friseur, Massage etc.) � PLANTOURS-Kreuzfahrten-Reiseleitung � Informationen zu den Landausfl ügen  

Sonderpreise pro Person in
Kabinenkategorie:

Jordanien −
V.A.E.

Indien−
Thailand

TI (TOP 2-Bett innen) € 2499,– € 2899,–

TA (TOP 2-Bett außen) € 2999,– € 3599,–

1 (4-Bett innen) € 1899,– € 2299,–

2 (2-Bett innen) € 2699,– € 2999,–

2A (Einzel innen) € 3869,– € 3699,–

3 (2-Bett innen)   € 2899,– € 3099,–

4 (2-Bett innen)    € 3199,– € 3299,–

5 (2-Bett außen) € 3299,– € 3799,–

6 (2-Bett außen) € 3599,– € 3899,–

6A (Einzel außen) € 5579,– € 4899,–

7 (2-Bett außen)   € 3899,– € 4099,–

8 (2-Bett außen)   € 4199,– € 4299,–

9 (2-Bett außen)  € 4499,– € 4499,–

10 (2-Bett außen) € 4799,– € 4699,–

11 (2-B. Suite außen) € 5599,– € 5099,–

12 (2-B. Suite außen) € 6199,– € 5499,–

13 (2-B. Suite/Veranda) € 6899,– € 5999,–

Fotos: Veranstalter

Kombimöglichkeit mit Vorkreuzfahrt »Traumhaft exotisch« 05.01. 
− 15.01.2016 von Dubai über Doha, Sharjah, Muscat nach Mumbai.
1. Tag Flug von allen Flughäfen in Deutschland, Österreich und der Schweiz.
nach Mumbai (Bombay)/Indien. 2. Tag Einschiff ung auf MS HAMBURG. 
3. Tag Erholung auf See. 4. Tag Marmagao/Indien. Fak.: Goas Strände 
oder Tempel/Kirchen. 5. Tag Mangalore/Indien. Fak. Tempel, Höhepunkte 
Mangalores, Udupi. 6. Tag Cochin/Indien. Fak.: Stadtrundfahrt oder Keralas 
grünes Herz. 7. Tag Trivandrum/Indien. Fak.: Stadtbesichtigung oder Land-
schaftsfahrt. 8. Tag Colombo/Sri Lanka. Fak.: Stadtrundfahrt, Elefanten von 
Pinnawala, alte Königsstadt Kandy. 9. Tag Galle/Sri Lanka. Fak.: Panora-
mafahrt, Fluss-Safari, Mangrovensümpfe. 10./11. Tag Erholung auf See. 
12. Tag Sabang/Sumatra/Indonesien. Freier Landgang. 13. Tag Phuket/
Thailand. Fak. Dinnercruise. 14. Tag Ausschiff ung und Rückfl ug nach Düs-
seldorf. Kombimöglichkeit mit Anschlusskreuzfahrt »Zum Verlieben 
schön: Südostasien« 26.01. − 11.02.2016 von Phuket über Port Klang, 
Singapur, Ho-Chi-Minh-Stadt, Da Nang, Ha Long Bay nach Hongkong.

� Schiff  mit individuellem Charme�Nur 400 Gäste! �Flüge inklusive! 

Kombimöglichkeit mit Vorkreuzfahrt »Orientzauber im Advent« 10.12. − 
21.12.2015 von Istanbul über Rhodos, Zypern und Ägypten nach Aqaba.
1. Tag Flug von Düsseldorf nach Aqaba. Einschiff ung auf MS HAM-
BURG. 2. Tag Aqaba/Jordanien − Eilat/Israel. 3. Tag Sharm-
el-Sheikh/Ägypten. 4. Tag Heiligabend auf See. 5. Tag 1. Weih-
nachtsfeiertag auf See. 6./7. Tag Hodeidah/Jemen. 8./9./10. Tag 
Erholung auf See. 11. Tag Silvester auf See. 12. Tag Muscat/Oman. 
13. Tag Fujairaha/V.A.E. 14. Tag Khasab/Oman. 15. Tag Abu Dhabi/
V.A.E. 16. Tag Dubai/V.A.E. 17. Tag Dubai/V.A.E. Ausschiff ung und 
Rückfl ug zu allen Flughäfen in Deutschland, Österreich und der Schweiz.
Ganz- oder halbtägige fakultative Ausfl üge werden am  2./3./6./7./12./13./
14./15./16. Tag angeboten; am 6. Tag u.a. per Flugzeug nach Sana‘a.
Kombimöglichkeit mit Anschlusskreuzfahrt »Traumhaft exotisch« 
05.01. − 15.01.2016 von Dubai über Doha, Sharjah, Muscat nach Mum-
bai.

Von Jordanien zu den Emiraten

21.12.2015 − 06.01.2016 14.01. − 27.01.2016 

 MS HAMBURG Die MS HAMBURG ist mit höchstens 400 Gästen 
an Bord auf Schiff srouten unterwegs, die den Riesenschiff en 
versperrt bleiben. Sie ist stilvoll und sportlich, weltoff en und 
privat, international und deutschsprachig. 
Seien Sie herzlich willkommen. 
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Russland kritisiert
US-Waffen in Osteuropa
Moskau. Russland hat US-Pläne
für die Stationierung schwerer
Waffen undTausender Soldaten in
Osteuropa als Verstoß gegen die
NATO-Russland-Grundakte von
1997 scharf kritisiert. Das Ab-
kommen verbiete eine dauerhafte
Präsenz von Kriegstechnik in ost-
europäischen Staaten, argumen-
tierte das Außenministerium in
Moskau am Montag. Der »New
York Times« zufolge plant das
Pentagon, Waffen in Estland,
Lettland, Litauen, in Polen, Ru-
mänien, Bulgarien und mögli-
cherweise Ungarn zu lagern. Ziel
sei, Russland vor dem Hinter-
grund der Ukraine-Krise von ei-
ner möglichen Aggression in Eu-
ropa abzuschrecken, schrieb das
Blatt am Wochenende. Russland
wies die Sorge um eine mögliche
russische Aggression als »Mythos«
zurück, der zu Propagandazwe-
cken eingesetzt werde. dpa/nd

Putin antwortet mit
Interkontinentalraketen
Moskau. Angesichts wachsender
Spannungen mit dem Westen will
Russlands Präsident Wladimir Pu-
tin das russische Arsenal an In-
terkontinentalraketen ausbauen,
die mit Atomsprengköpfen be-
stückt werden können. Allein in
diesem Jahr sollten die Streit-
kräfte mindestens 40 neue Rake-
ten erhalten, sagte der Präsident
bei einer Militärausstellung am
Dienstag in der Nähe von Mos-
kau. Diese seien in der Lage,
»selbst die technisch fortgeschrit-
tensten Abwehrsysteme zu über-
winden«, meinte Putin. Zudem
bekräftigte er das Ziel, die Waffen
des russischenMilitärs bis 2020 zu
einem Großteil zu modernisieren.
dpa/nd

Le Pen formiert im EP
Rechtsaußenfraktion
Brüssel. Die Chefin der Front Na-
tional in Frankreich, Marine Le
Pen, hat nach eigenen Angaben
genug Europaparlamentarier für
eine eigene Fraktion um sich ge-
schart. Die Gruppe heiße »Europa
der Nationen und der Freiheiten«,
kündigte Le Pen am Dienstag in
Brüssel an. Sie sprach sich für ei-
nen verhandelten Ausstieg Grie-
chenlands aus der Eurozone aus.
»Wir haben Politiker aus sieben
verschiedenen Ländern«, versi-
cherte der niederländische
Rechtspopulist Geert Wilders,
dessen Partij voor de Vrijheid bei
dem europäischen Bündnis mit-
zieht. Deutsche Politiker sind nicht
dabei. dpa/nd Kommentar Seite 4

Opposition läuft ins Leere
In Venezuela verfängt die Kampagne der Regierungsgegner trotz Wirtschaftskrise nicht
Die radikale Opposition in Vene-
zuela setzt auf Hungerstreik und in-
ternationale Medienpräsenz. Der
Zulauf ist begrenzt und zwischen
den USA und Venezuela zeichnet
sich eine Entspannung ab.

Von Andreas Behn, Caracas

Der Hungerstreik von Oppositionel-
len erregt die Gemüter in Venezuela.
Mittlerweile verweigern nach Anga-
ben der oppositionsnahen Zeitung »El
Nacional« vom 15. Juni fast hundert
Menschen die Nahrungsaufnahme,
unter ihnen vier Inhaftierte und über
90Unterstützer in rund15Städtendes
Landes.
Den Anfang hatte Ende Mai der

Rechtspolitiker Leopoldo López ge-
macht, der seit über einem Jahr in
dem Militärgefängnis Ramo Verde
nahe der Hauptstadt Caracas ein-
sitzt. In einem aus dem Gefängnis ge-
schmuggelten Video forderte er die
»Freilassung aller politischen Gefan-
genen«, die er auf insgesamt 70 be-
zifferte. Zudem werde er so lange
hungern, bis ein konkretes Datum für
die Parlamentswahlen, die für Ende
des Jahres geplant sind, genannt
worden sei. Die Staatsanwaltschaft
macht López für die Anstachlung zu
gewalttätigen Demonstrationen An-
fang 2014 verantwortlich, bei denen
im ganzen Land über 40 Menschen,
unter ihnen mehrere Polizisten und
Unbeteiligte, getötet wurden. Hun-
derte wurden festgenommen, unter
ihnen einige führende Politiker der
Opposition, denen die Regierung
nicht nur Beteiligung an den Aus-
schreitungen, sondern teilweise auch
die Verstrickung in Putschpläne vor-
wirft. Zu diesen zählt auch der ehe-
malige Bürgermeister der Stadt San
Cristóbal im Westen Venezuelas, Da-
niel Ceballos, der den Hungerstreik
zusammen mit López initiierte, aber
aus gesundheitlichen Gründen be-
reits vergangene Woche abbrach.
Der UN-Hochkommissar für Men-

schenrechte, Zeid Ra'ad Al Hussein,
forderte amMontag die »sofortige und
bedingungslose Entlassung« von Ló-
pez und weiterer Inhaftierter. Er sei
ernsthaft wegen der Haftbedingun-
gen besorgt, so Hussein zum Auftakt
einer Sitzung des UNO-Menschen-
rechtsrates. Zudem monierte er, dass
die Politiker und Aktivisten festge-
nommenworden seien, obwohl sie nur
ihr Recht auf freie Meinungsäuße-
rung und Versammlungsfreiheit aus-
geübt hätten. Ähnlich haben sich
mehrere Menschenrechtsorganisatio-
nen geäußert. Zudem forderten meh-
rere lateinamerikanische Ex-Präsi-
denten die Freilassung der Inhaftier-
ten und reisten auf Einladung der
Ehefrauen nach Venezuela.

Auch aus Europa erhält die Oppo-
sition Unterstützung. Zuletzt reiste
Anfang Juni Spaniens ehemaliger Mi-
nisterpräsident Felipe González nach
Caracas, ohne jedoch zu den Gefan-
genen vorgelassen zu werden. Präsi-
dent Nicolás Maduro kritisierte die
medienwirksame Kampagne mehr-
fach als »Einmischung in die inneren
Angelegenheiten«. López und Cebal-
los gehören zum radikalen Flügel der
Opposition, der nicht auf Verände-
rungen durch Wahlen, sondern auf ei-
nen Sturz der Regierung durch Druck
auf der Straße setzt. Ihre Unterstüt-
zer haben in mehreren Städten in den
wohlhabenden Stadtteilen vor Kir-
chen oder in Universitäten kleine La-
ger errichtet, wo einige Aktivisten
ebenfalls die Nahrungsaufnahme ver-
weigern. Vor den Lagerstädten kommt
es immer wieder zu Wortgefechten
zwischenGegnern und Anhängern der
chavistischen Regierung. In Trujillo
gaben die Unterstützer an, sie seien
von Unbekannten mit Molotow-Cock-
tails angegriffen worden.
In Tachira sollen einige Hunger-

streikende am vergangenen Wochen-
ende durch gespendetes Wasser ver-
giftet worden sein. Für Oscar Sché-
mel, den Direktor des Meinungsfor-

schungsinstituts Hinterlaces in Cara-
cas, mangelt es der radikalen Oppo-
sition in Venezuela trotz der ein-
drucksvollen Medienarbeit an sozia-
ler Basis. »Es sind kleine Gruppen, die
zwar viel Aufmerksamkeit erregen,
aber keine soziale Bewegung ausma-

chen und auch fast nur in der Ober-
schicht Unterstützung finden«, er-
klärte Schémel gegenüber dem »nd«.
Die große Mehrheit der Venezolaner
sei derzeit unzufrieden, vor allem we-
gen der Versorgungsengpässe und ei-
ner Regierung, die mit den wirt-
schaftlichen Problemenüberfordert zu
sein scheint. Viele von ihnen wollen
dem Meinungsforscher zufolge aber
keinen Machtwechsel, da sie mehr
Vertrauen in das Projekt des Chavis-

mus haben als in die konservative Op-
position, die weder im Ökonomischen
noch in der Politik konkrete Alterna-
tiven anbietet. »Und die Mehrheit der
Regierungskritiker bevorzugt ein-
deutig die gemäßigten Oppositions-
führer wie beispielsweise Henri Fal-
cón, den Gouverneur des Bundes-
staates Lara, der eher auf einen Aus-
gleich der polarisierten Fronten setzt«,
so Schémel. Die Venezolaner wüss-
ten, dass Veränderungen in Venezu-
ela nurmit demChavismus, aber nicht
gegen ihn durchzusetzen seien.
Unterdessen zeichnet sich in dem

seit Jahren belasteten Verhältnis zwi-
schen den USA und Venezuela zeich-
net eine Entspannung ab. Das State
Department bezeichnete am Montag
in Washington ein Treffen zwischen
dem venezolanischen Parlaments-
präsidenten Diosdado Cabello und
dem Berater des US-Außenministeri-
ums, Thomas Shannon, als »positiv
und produktiv«. Die Gespräche am
Samstag in Haitis Hauptstadt Port-au-
Prince »berührten alle Aspekte unse-
res bilateralen Verhältnisses«, erklär-
te Ministeriumssprecher Jeff Rathke.
Auch die venezolanische Außenmi-
nisterin Delcy Rodríguez hatte teilge-
nommen.

Hungerstreikende Oppositionsanhänger in Caracas Foto: AFP/Federico Parra

Die Venezolaner wüss-
ten, dass Veränderun-
gen in Venezuela nur
mit dem Chavismus,
aber nicht gegen ihn
durchzusetzen seien.
Oscar Schémel, Demoskop

Kurden holen
sich Stadt in
Syrien zurück
Tausende Menschen vor
Kämpfen geflüchtet

Beirut. Nach tagelangen heftigen
Kämpfen haben kurdische Milizi-
onäre die nordsyrische Stadt Tal
Abjad komplett von der Dschiha-
distenmiliz Islamischer Staat (IS)
zurückerobert. Syrisch-kurdische
Kämpfer hätten die Stadt an der
Grenze zur Türkei vollständig un-
ter ihrer Kontrolle, erklärte der
Chef der in London ansässigen Sy-
rische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte, Rami Abdel
Rahman am Dienstag.
Tal Abjad galt als Einfallstor für

ausländische Dschihadisten.
Schon am Montag hatten die sy-
risch-kurdischen Volksverteidi-
gungseinheiten (YPG) bestätigt,
sie hätten die meisten IS-Extre-
misten aus der Stadt vertrieben.
Die YPG-Kämpfer wurden von sy-
rischen Rebellengruppen und
durch Luftangriffe der US-ge-
führten Militärallianz unterstützt.
US-Brigadegeneral Thomas
Weidley sagte, die Luftangriffe der
Allianz verlangtem dem IS in Irak
und Syrien mittlerweile »einen
hohen Preis« ab.
Seit Anfang dieses Monats sind

nach offiziellen Angaben Zehn-
tausende Syrer in die Türkei ge-
flohen. Die türkischen Behörden
hätten angegeben, dass zwischen
dem 3. und dem 15. Juni 23 000
Flüchtlinge aus Syrien in die Tür-
kei eingereist seien, sagte der
Sprecher des UN-Flüchtlings-
hilfswerks (UNHCR), William
Spindler, amDienstag in Genf. Die
meisten von ihnen seien vor den
Kämpfen um Tal Abjad geflohen.
Zudem seien 2100 Iraker aus
Mossul und anderen Städten in die
Türkei gekommen.
Die Flüchtlinge seien sehr mü-

de und erschöpft, viele hätten ta-
gelange Fußmärsche hinter sich,
sagte Spindler unter Berufung auf
UNHCR-Mitarbeiter. Die meisten
Flüchtlinge seien nur mit weni-
gen Habseligkeiten angekommen.
Das syrische Fernsehen mel-

dete, durch schweren Beschuss
von Rebellen seien in der Stadt
Aleppo mindestens 23 Menschen
getötet und mehr als hundert wei-
tere verletzt worden. Die Hälfte
der Opfer des Granatenbeschus-
ses der von der Regierung gehal-
tenen Stadtviertel seien Kinder.
»Die Terroristen haben in Aleppo
ein Massaker angerichtet«, hieß
es. Auf Bildern war ein einge-
stürztes Gebäude in der früheren
Wirtschaftsmetropole zu sehen,
das seine Bewohner unter sich be-
graben habe. AFP/nd
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Verdrängung
nicht gestoppt
Bernd Kammer über die ganz
konkrete Wohnungsnot

Die Mieten in Berlin steigen ra-
sant, was besonders Bezieher von
Hartz IV vor große Probleme
stellt. Ihre Mietbelastung liegt oft
bereits bei 40 bis 50 Prozent der
Transferleistungen. Erschwerend
kommt hinzu, dass das Bundesso-
zialgericht die Berliner Regelun-
gen zur Kostenübernahme kippte,
womit es keine rechtssichere
Grundlage zur Übernahme der
Unterkunftskosten gab.
Mit der neuen Senatsverord-

nung hat sich die Situation der
Betroffenen kaum verbessert. Der
Sozialsenator preist zwar, dass
die Richtwerte jetzt um vier Pro-
zent höher liegen als die Werte,
die noch auf dem Mietspiegel von
2013 beruhten. Doch seitdem
haben sich die Mieten in Berlin
insgesamt um 5,4 Prozent erhöht.
Die Mieten von Hartz-IV-Emp-
fängern dürfen also weniger stei-
gen. Damit wird der Wohnraum,
der für Bedürftige zur Verfügung
steht, immer knapper. Wollen sie
nicht aus ihrer Wohnung ver-
drängt werden, müssen sie aus
ihrem knappen Regelsatz auch
noch die Miete mitfinanzieren.
Der Berliner Mieterverein nennt
das einen Skandal. Das erklärt
auch, warum sich die Umzüge
bisher in Grenzen halten.
So paradox es klingt: Auch

wenn Arbeitslose oder Rentner in
Sozialwohngen leben, haben sie
ein Problem. Denn diese Mieten
liegen meist über denen im freien
Wohnungsbau. Wenigstens dür-
fen diese Mieter jetzt die Richt-
werte etwas überziehen. Unbe-
rücksichtigt ließ der Senat dage-
gen die Mieten in besseren
Wohnlagen und vor allem die
Preise, die bei Neubezug einer
Wohnung fällig werden. Die lie-
gen bis zu 30 Prozent über den
Richtwerten. Die Betroffenen ha-
ben also kaum eine Chance, eine
neue Wohnung zu finden. Der
Mieterverein hatte deshalb einen
»Wiedervermietungszuschlag«
vorgeschlagen.

Refugees  
Welcome – 
Flucht ist kein 
Verbrechen!
Ein breites Bündnis ruft  
zur Kundgebung mit Musik 
zum Weltflüchtlingstag am  
20. Juni, 16 bis 22 Uhr  
am Brandenburger Tor auf.  
Mit Beiträgen u. a. von  
Geflüchteten, Bündnis für 
Bedingungsloses Bleiberecht, 
Republikanischer Anwalts- 
verein, Gregor Gysi und  
von vielen, vielen Künstlern.

Weitere Informationen unter 
www.linksfraktion.de

V. i. S. d. P. S. Wagenknecht,  D. Bartsch

ANZEIGE

Arme dürfen etwas teurer wohnen
Senat beschließt neue Richtwerte für Hartz-IV-Mieten
Der Sozialsenator reagiert auf ein
Gerichtsurteil und den neuen Miet-
spiegel. Doch die Mietsituation für
Bedürftige wird sich kaum ent-
spannen.

Von Bernd Kammer

Die Berliner Jobcenter dürfen künf-
tig höhere Mieten von Hartz-IV-Emp-
fängern übernehmen. Der Senat hat
dafür am Mittwoch auf Vorlage von
Sozialsenator Mario Czaja (CDU)
neue Regelungen beschlossen. Sie
wurden notwendig, weil das Bun-
dessozialgericht die sogenannte
Wohnaufwendungenverordnung
(WAV) vor einem Jahr gekippt hatte.
Es hatte befunden, dass die Grenz-
werte zur Ermittlung der angemes-
senen Heizkosten nicht vernünftig er-
mittelt worden sind, weil der Senat
dafür pauschal die aus dem bundes-
weiten Heizspiegel übernommen
hatte.
Laut Czaja werde es jetzt keine

Pauschalwerte mehr geben, sondern
getrennte Prüfungen von Bruttokalt-
mieten und Heizkosten, was aller-
dings einen etwas höheren Perso-
nalaufwand erfordere. Es werde aber
keine Schlechterstellungen von Leis-
tungsempfängern geben, versprach
er. Berücksichtigt sei auch der neue
Berliner Mietspiegel. Die Richtwerte
für die Angemessenheit der Woh-
nungen liegen dadurch um vier Pro-
zent höher als noch im März von Cza-
ja verkündet. »Damit geht der Senat
einen weiteren wichtigen Schritt, um
die sozialen Strukturen in den Stadt-
gebieten zu erhalten und und ärmere
Berliner nicht an den Stadtrand zu
verdrängen«, so Czaja.
Nach der neuen Reglung können

nun alleinstehende Leistungsemp-
fänger Warmmieten von im Schnitt
451 Euro übernommen werden, bis-
her waren es 423 Euro. Bei zwei Per-
sonen werden Mietkosten von 540
Euro (bisher 508), bei drei Personen
647 (603) und bei vier Personen von
733 Euro ((683) übernommen. Die
Werte sind abhängig von der Art der
Heizung und der Größe des Hauses.
Neu ist, dass bei Sozialwohnungen
des 1. Förderwegs die Richtwerte um
bis zu zehn Prozent überschritten

werden können. Alle Härtefallrege-
lungen haben weiter Bestand. Den
Mietsteigerungen auf dem Woh-
nungsmarkt werde damit Rechnung
getragen, befand der Senator. Es gel-
te, Umzüge zu verhindern, die wirt-
schaftlich keinen Sinn machten.
Dabei sieht sich Czaja auf einem

guten Weg. Mussten 2011 noch 1313

Leistungsempfänger wegen zu hoher
Mieten sich eine neue Wohnung su-
chen, waren es im vergangenen Jahr
nur noch 556 und damit »0,2 Pro-
zent der Bedarfsgemeinschaften«, wie
der Senator ausgerechnet hat. Eben-
so, dass die höheren Mietübernah-

men Berlin etwa 3,5 Millionen Euro
kosten. Insgesamt übernimmt Berlin
mit 1,4 Milliarden Euro pro Jahr et-
wa zwei Drittel der Mietkosten für
Hartz-IV-Empfänger, der Bund zahlt
den Rest dazu.
»Trotz der Anpassung an den Miet-

spiegel – das reicht nicht«, kritisiert
die sozialpolitische Sprecherin der
Linksfraktion, Elke Breitenbach. »Die
Richtwerte spiegeln auch jetzt den
Berliner Wohnungsmarkt nicht wi-
der«. Grund sei, dass der Senat an sei-
ner falschen Berechnungsgrundlage
festhalte. Die kleinen Wohnungen
seien, in denen viele Transfergeld-
bezieher wohnen würden, seien nicht
mit einbezogen worden. Aber gerade
die seien teuer. Die Neuvermie-
tungspreise würde gar nicht erst be-
rücksichtigt. »Sie liegen aber in der
Regel deutlich über dem Mietspie-
gelniveau und damit über den vor-
gesehenen Richtwerten«, so Breiten-
bach. Die Behauptung Czajas, dass es

keine Schlechterstellung für die Be-
troffenen gibt, hält sie für eine Farce.
»Der Bestandschutz ist löchrig und
entfällt, sobald es eine Neuberech-
nung der Mietkosten gibt. Für neue
Transferleistungsbeziehende gilt er
erst gar nicht. Durch die neue Rege-
lung wird die Verdrängung weder ge-
stoppt werden, noch reichen die
Richtwerte, um neue Wohnungen an-
zumieten.«
Auch für Katrin Schmidberger von

den Grünen ist der »Verdrängungs-
motor« noch nicht gestoppt. Die
Stadtentwicklungsexpertin der Grü-
nen-Fraktion kritisiert, dass auch in
der Neuregelung nur die einfache
Wohnlage berücksichtigt wird, ob-
wohl es auch in besseren Lagen ein-
fache Wohnungen gibt, in denen Be-
dürftige wohnen. »So lange es keine
bezahlbaren Wohnungen gibt, in die
sie umziehen könnten, muss der Se-
nat auch die überhöhten Mieten ak-
zeptieren«, fordert Schmidberger.

Günstige Wohnungen für einkommensschwache Mieter sind Mangelware. Foto: dpa/Jens Kalaene

»Trotz der Anpassung an
den Mietspiegel – das
reicht nicht.«
Elke Breitenbach (LINKE)

Czaja legt Bericht der externen Wirtschaftsprüfer vor
Steuerzahlerbund fordert Senat auf, Kontrollen der Vergaben an Flüchtlingsheimbetreiber zu gewährleisten

Der Bericht der externen Prüfer zu
privaten Flüchtlingsheimbetrei-
bern wird am Donnerstag der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Senat und
Abgeordnete bekommen die bri-
sante Studie an diesem Mittwoch.

Von Martin Kröger

Es ist ein symbolischer Rundgang.
Gemeinsam mit dem Regierenden
Bürgermeister Michael Müller (SPD)
besucht Sozialsenator Mario Czaja
(CDU) an diesem Dienstag im Rah-
men der Senatsstippvisite im Bezirk
Lichtenberg auch ein Flüchtlings-
heim inHohenschönhausen.Hier sind
310 Menschen, vor allem aus Syrien
und Afghanistan untergebracht. Die
Botschaft der Politiker lautet: Hier
kümmern sich Zwei um die Unter-
bringung der Flüchtlinge. Müller und
Czaja sprechen vor Ort mit Asylsu-
chenden, Heimleitung und Sozialar-
beitern. So ein Besuch gibt gute Bil-
der für die Presse.
Positive Publicity, die der ambiti-

onierte CDU-Senator in dieser Wo-
che gebrauchen kann. Nicht nur, dass
der Koalitionspartner von der SPD
Czaja jüngst mit einer Resolution auf-
forderte, bei der Unterbringung von
Flüchtlingen »sensibler« vorzugehen
und bewährte Betreiber aus der
Wohlfahrtspflege zu wählen. Am
heutigen Mittwoch will Czaja außer-
dem den lange erwarteten Bericht der
externen Wirtschaftsprüfer vorlegen.
In der Senatssitzung am Dienstag war

der Bericht kein Thema. Am Don-
nerstag will Czaja die brisante Studie
der Öffentlichkeit präsentieren. Die
»Berliner Morgenpost« hatte bereits
von Missständen bei der Vergabe von
Flüchtlingsunterkünften durch das
Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales (LAGeSo) an die privaten Be-
treiber PeWoBe und Gierso berichtet,
die die Prüfer festgestellt haben sol-
len. Auch das »nd« hatte über Unre-
gelmäßigkeiten bei Personalabrech-
nungen und Aufträgen geschrieben.
Die Opposition im Abgeordneten-

haus kritisiert die Informationspoli-

tik des CDU-Senators scharf. »Czajas
Umgang mit dem Parlament ist ka-
tastrophal«, sagt Fabio Reinhardt (Pi-
raten). Während Medien vorab In-
formationen aus dem Bericht der ex-
ternen Wirtschaftsprüfer vorliegen,
würden Abgeordnete nur vertraulich
unterrichtet. »So wird eine öffentli-
che Diskussion unterdrückt«, sagt
Reinhardt, der gehört hat, dass auch
der Bericht der Prüfer zumindest teil-
weise unter Vertraulichkeitsbestim-
mungen fallen könnte.
Gut möglich also, dass die brisan-

ten Inhalte und die mögliche Ver-

schwendung von Steuergeldern der
Öffentlichkeit nur allgemein mitge-
teilt werden. Czaja selbst betont seit
längerem, dass er einen »Paradig-
menwechsel« vornehmen wolle und
Flüchtlinge künftig in Heimen auf
landeseigenen Immobilien unter-
bringen werde. Das heißt aber nicht,
dass Private von den lukrativen Ge-
schäften ausgeschlossen werden. Wie
aus der Antwort auf eine Schriftliche
Anfrage der Piraten hervorgeht, ist
der Anteil der Unterbringungsplätze
der PeWoBe in Berlin sogar auf 21,5
Prozent am Gesamtanteil gestiegen.
Man darf deshalb gespannt sein, wel-
che »Handlungsempfehlungen« die
externen Wirtschaftsprüfer bezüglich
der Vertragsbestimmungen vor-
schlagen. Und welche Schlussfolge-
rungen Czaja auch bezüglich des Per-
sonals in seiner Verwaltung zieht.
Dass die Externen überhaupt sol-

che Empfehlungen zu Verträgen des
LAGeSo erarbeiten sollten, wertet der
Bund der Steuerzahler in Berlin als
»Armutszeugnis«. »Es ist eigentlich
Aufgabe des Senators zu gewähr-
leisten, dass seine Verwaltung alleine
zu staatlichem Handel in der Lage
ist«, sagt der Vorsitzende des Bundes
der Steuerzahler Berlin, Alexander
Kraus. »Es kann nicht angehen, dass
die von Steuerzahlern aufgebrachten
Millionenbeträge ohne ausreichende
Kontrollen verteilt werden und sich
Anbieter von Unterkünften zu Lasten
der Flüchtlinge die Taschen voll-
stopfen.«

Czaja (2. v.r.) und Müller (1. v.r.) am Dienstag auf Besuch im Asylheim Foto: Ulli Winkler

Flüchtling im
Hungerstreik
Ein syrischer Flüchtling, der im
Übergangswohnheim in der Kö-
penicker Alfred-Randt-Straße
lebt, befindet sich seit acht Tagen
in einem Hungerstreik. Der junge
Mann nimmt seit vergangenem
Mittwoch keine feste Nahrung
mehr zu sich, wie die vor Ort en-
gagierte Unterstützerin Petra
Strachovsky gegenüber »nd« sagt.
Der 30-jährige Baraa Moshin-

ish will mit dem Hungerstreik er-
reichen, dass die deutsche Bot-
schaft in Beirut seiner noch in Sy-
rien lebenden Frau und seiner
kleinen Tochter Visa ausstellt, so-
dass sie zu ihm nach Berlin nach-
kommen können. Alle nötigen
Unterlagen seien bereits bei der
Behörde eingetroffen. Die Bot-
schaft habe er aber laut Stra-
chovsky noch nicht über seinen
Protest informiert. »Er ist aber fest
entschlossen. Seit Wochen re-
agiert in Beirut niemand auf seine
E-Mails und Anrufe«, sagt sie.
Wenn am 18. Juni der Ramadan
beginnt, will Moshinish auch kei-
ne Flüssigkeit mehr zu sich neh-
men. Momentan sei seine Lage
noch stabil.
Moshinish lebt seit der Eröff-

nung des Containerwohnheims im
Januar dort, obwohl er bereits als
Flüchtling anerkannt ist und eine
Aufenthaltserlaubnis für drei Jah-
re bekommen hat. »Momentan
kümmern sich seine vielen Freun-
de in der Unterkunft um ihn«, sagt
die Unterstützerin. cod

Masern: Keine
Entwarnung für
Berlin in Sicht
Trotz rückläufiger Zahl der Ma-
sernerkrankungen in Berlin gibt
das Landesamt für Gesundheit
und Soziales (LAGeSo) keine Ent-
warnung. »Es ist weiterhin Vor-
sicht geboten«, sagte Sprecherin
Silvia Kostner. In dieser Woche
treffen sich in Berlin Experten zur
4. Nationalen Impfkonferenz. Sie
wollen unter anderem darüber
beraten, wie die Krankheit aus-
gerottet werden kann.
Seit dem Masernausbruch in

Berlin im Oktober 2014 sind 1286
Menschen erkrankt. Wöchentlich
kommen immer noch mehr als
zehn neue Fälle hinzu. Das ist
deutlich weniger als zu Spitzen-
zeiten des Ausbruchs, aber laut
LAGeSo noch mehr als der Natio-
nale Impfplan der Länder vor-
sieht. Dort ist das Leitziel von we-
niger als einem Fall je einer Mil-
lion Einwohner pro Jahr festge-
schrieben. In Brandenburg sind in
diesem Jahr 95 Menschen an Ma-
sern erkrankt.
»Die Masern können ausgerot-

tet werden. Dieses Ziel erreichen
wir aber nur mit höheren Durch-
impfungsraten in der Bevölke-
rung«, sagte die Brandenburger
Gesundheitsministerin Diana
Golze (LINKE). Auf der Konferenz
solle ein Aktionsplan vorgestellt
werden, der wichtige Vorausset-
zungen dafür schaffe. Berlin und
Brandenburg richten die von Don-
nerstag bis Freitag dauernde Ver-
anstaltung gemeinsam aus.
dpa/nd

SPD unterstützt
Humanistischen
Verband
Die Berliner SPD will den Huma-
nistischen Verband Berlin-Bran-
denburg (HVD) aktiv dabei un-
terstützen, einen Antrag auf An-
erkennung als Körperschaft des
öffentlichen Rechts zu stellen.
»Der Landesvorstand der SPD hält
es für politisch sinnvoll, dass der
HVD den anderen Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften
auf Augenhöhe begegnet«, sagte
der SPD-Landesvorsitzende, Jan
Stöß. Das erklärten SPD und HVD
nach einem Treffen am Montag-
abend. Auch für weitere Bereiche
sagte die SPD dem HVD Unter-
stützung zu. Der Humanistische
Verband hat in Berlin und Bran-
denburg derzeit rund 12000 Mit-
glieder. Er hat zudem 1200 haupt-
amtlich Beschäftigte. Mit seinem
Angebot (Lebenskundeunterricht,
Jugendarbeit und Kitas) erreicht
die Organisation jährlich 300000
Menschen in der Hauptstadtregi-
on. mkr



10 Brandenburg Mittwoch, 17. Juni 2015 uneues deutschland

NACHRICHTEN

EU ermittelt zu
Filz-Vorwürfen in Zossen
Zossen. Die EU-Kommission er-
mittelt zur Zeit wegen mögli-
cherweise rechtswidriger öffent-
licher Aufträge in der Stadt Zos-
sen. Wie der rbb amDienstag nach
eigenen Angaben von der Archi-
tektenkammer Brandenburg er-
fuhr, geht die Kommission Hin-
weisen nach. Demnach soll die
Stadt unter Bürgermeisterin Mi-
chaela Schreiber seit Jahren Auf-
träge in Millionenhöhe an immer
die selben Architekturbüros ver-
geben haben. Im Fall einer Ver-
urteilung drohe der Bundesre-
publik eine Strafzahlung in Milli-
onenhöhe, heißt es. Die Kommu-
nalaufsicht nehme den Fall daher
jetzt zum Anlass einer Prüfung,
wie Landrätin Kornelia Wehlan
(LINKE) dem rbb bestätigte. Hin-
tergrund sind Aufträge im Ge-
samtwert von rund 6,5 Millionen
Euro, die freihändig erteilt wur-
den. Der Stadtverordnete Carsten
Preuß (LINKE) sagte dem rbb, dass
Anträge auf Akteneinsicht zum
Teil monatelang bearbeitet und
die Mitarbeiter der Verwaltung
gegen die Stadtverordneten ab-
geschirmt werden. »Hier läuft al-
les über die Bürgermeisterin«, kri-
tisierte Preuß. nd

Debatte um Kreisreform
formell eröffnet
Potsdam. Die Diskussion um die
geplante Reform der kommuna-
len Verwaltungen in Brandenburg
ist formell eröffnet. Das rot-rote
Kabinett verabschiedete am
Dienstag den Leitbildentwurf von
Innenminister Karl-Heinz Schrö-
ter (SPD) als Diskussionsgrund-
lage. Danach könnten die derzeit
14 Landkreise künftig zu acht bis
neun Großkreisen zusammenge-
legt werden. Die neuen Struktu-
ren würden mindestens 175 000
Einwohner haben, aber auch nicht
größer als 5000 Quadratkilome-
ter werden. Ziel ist eine effizien-
tere Verwaltung. Der Leitbildent-
wurf sei »ein Angebot zur Dis-
kussion«, betonte Schröter. Im
zweiten Halbjahr 2015 sollen lan-
desweit Konferenzen veranstaltet
werden, um über den Entwurf zu
reden. Zusätzlich sind Möglich-
keiten zur Bürgerbeteiligung im
Internet geplant. Mitte 2016 soll
der Landtag über das Leitbild ent-
scheiden. Die Reform könnte im
Jahr 2019 greifen. dpa/nd

Studentin nach
Badeunfall gestorben
Brandenburg/Havel. Gut eine
Woche nach ihrem Badeunfall im
Beetzsee in Brandenburg/Havel
ist eine 22-jährige Studentin an
ihren schweren Verletzungen ge-
storben. Das teilte die Polizei am
Dienstag mit. Die junge Frau war
mit fünf Begleitern baden und
abends aus ungeklärter Ursache
plötzlich untergegangen. Die
alarmierten Rettungskräfte konn-
ten die junge Frau erst eine knap-
pe halbe Stunde später vomGrund
des Sees bergen. Sie konnte noch
reanimiert werden und wurde auf
die Intensivstation eines Kran-
kenhauses gebracht. dpa/nd

Grüne fordern Konzept
für alte Bahnhöfe
Potsdam. Die Landtagsfraktion
der Grünen verlangt von der rot-
roten Regierung ein Konzept für
die Nutzung alter Bahnhofsge-
bäude. Das Land müsse die Kom-
munen zudem finanziell unter-
stützen, forderte der verkehrspo-
litische Sprecher Michael Jung-
claus amDienstag. Nur 41 von 340
Bahnhofsgebäuden sind seinen
Angaben zufolge noch zugäng-
lich. »Viele Bahnhöfe sind verfal-
len«, beklagte Jungclaus. Ihr Zu-
stand sei »teilweise erschre-
ckend«. Mögliche Ideen für eine
Nachnutzung der alten Gebäude
wären aus seiner Sicht Läden mit
regionalen Produkten, Touristen-
informationen, Kulturzentren,
Cafés oder Fahrradverleihe. In
Sachsen-Anhalt wurde laut Jung-
claus bereits vor Jahren ein Pro-
gramm mit dem Namen Revita
aufgelegt, um alte Bahnhofsge-
bäude wieder zu beleben. dpa/nd

Wohnungsnot im Berliner Umland
In einigen Städten und Gemeinden sind praktisch keine Mietsquartiere frei
2600 zusätzliche Wohnungen wol-
len Genossenschaften und kom-
munale Gesellschaften im Berliner
Umland bauen. Die Erhöhung der
Grunderwerbssteuer regt sie auf.

Von Andreas Fritsche

In bestimmten Städten und Gemein-
den im Berliner Umland ist es reine
Glückssache, manchmal praktische
unmöglich, eine Wohnung zu finden.
In Nuthetal zum Beispiel oder in Wil-
dau. Das wissen die Bürgermeister
und davon könnte auch der Verband
der Berlin-Brandenburgischen Woh-
nungsunternehmen (BBU) ein Lied
singen.
Aus Brandenburg sind in diesem

Verband 77 kommunale Wohnungs-
gesellschaften mit zusammen
200 000 Quartieren organisiert, dazu
119 Genossenschaften mit zusam-
men 130 000 Wohnungen. Zusam-
mengezählt sind das fast die Hälfte
aller Mietwohnungen im Land.
Für Wildau und Kleinmachnow

melden die BBU-Mitgliedsunterneh-
men eine Leerstandsquote von le-
diglich 0,1 Prozent, für Königs Wust-
erhausen 0,7 Prozent, für Teltow 1,0,
für Erkner 1,2 sowie für Bernau und
Stahnsdorf je 1,3 Prozent. Nicht viel
besser sieht es in Hennigsdorf mit 1,5
Prozent Leerstand aus oder in Pots-
dam (2,4), Werder/Havel (2,6) und
Velten (2,8). Im Jahr 2002 betrug die
Leerstandsquote in Wildau noch 7,2
Prozent, die in Königs Wusterhausen
sogar 7,9 Prozent. Beiweniger als drei
Prozent Leerstand sprechen Experten
von einem angespannten Woh-
nungsmarkt. Genau drei Prozent
werden jetzt in Strausberg und Ora-
nienburg registriert. So sieht es fast
überall im Berliner Umland aus. Nur
Rüdersdorf fällt mit einer Quote von
11,1 Prozent aus dem Rahmen. Bei
0,1 Prozent herrscht eindeutig Woh-
nungsnot.
Bis zum Jahr 2020 möchten die

BBU-Firmen im gesamten Land Bran-
denburg 3000 Wohnungen bauen,
davon 2600 im Berliner Umland und
allein 1500 in der Stadt Potsdam.
2014 steckten sie 96 Millionen Euro
in den Neubau, 2015 werden es vo-
raussichtlich 126Millionen Euro sein.
BBU-Vorstand Maren Kern sieht

Chancen. Bei einem Ausflug ins süd-
liche Umland der Bundeshauptstadt
hat sie sich am Wochenende selbst

davon überzeugt, dass hier in be-
schaulichen Dörfern noch viele Mög-
lichkeiten für den Neubau schlum-
mern. In München und anderen Bal-
lungszentren sei so nah an den Stadt-
grenzen längst alles zugebaut, er-
klärte Kern am Dienstag.
Doch sie sieht Hemmnisse. So kri-

tisierte sie die Erhöhung der Grund-
erwerbssteuer von 5 auf 6,5 Prozent,
die der Landtag in der vergangenen
Woche beschloss. »Die Grunder-
werbssteuer verteuert den Ankauf
von Bauland und treibt damit die
Baukosten und darüber die Neubau-
mieten«, rügte Kern. »Während das
Land eine Mietpreisbremse erwägt,
genehmigt es sich selbst einen kräf-
tigen Schluck aus der Wohnkosten-
flasche.« Die Einnahmen des Landes
aus der Grunderwerbssteuer werden
um 166 Prozent auf 230 Millionen
Euro jährlich steigen, rechnete der
BBU vor. Die Baupreise seien zwi-
schen 2010 und 2014 um 12,8 Pro-
zent gestiegen, die Mieten bei den
BBU-Firmen nur um 7,4 Prozent. Da-
mit bewegten sich die Mieterhöhun-
gen laut Kern nur knapp oberhalb der
Inflationsgrenze von 6,4 Prozent. In

Brandenburg verlangten die kom-
munalen Wohnungsgesellschaften
und die Genossenschaften im De-
zember 2014 im Durchschnitt 4,79
Euro Kaltmiete pro Quadratmeter. Im
Berliner Speckgürtel forderten sie
5,20 Euro – und lagen damit 64 Cent
unter dem Mittelwert des Berliner
Mietspiegels.
Angesichts dessen verwundert es,

dass sich der BBU so furchtbar über
eine Mietpreisbremse aufregt, die
seine Mitglieder vermutlich gar nicht
betreffen würde. Doch Wolfgang
Schönfelder, der die Potsdamer BBU-
Geschäftsstelle leitet, schimpft, dass
die Politik den Menschen Sand in die
Augen streue. Eine Mietpreisbremse
führe doch nicht dazu, dass eine ein-
zige bezahlbare Mietwohnung zu-
sätzlich entstehe. Allein der Neubau
könne die Lage entspannen. Mit dem
Theater über Preisbremsen lenke die
Politik nur davon ab, dass sie sich um
die Neubauförderung herumdrücke.
Immerhin bescheinigte Schön-

felder, Brandenburg habe als einzi-
ges Bundesland dafür gesorgt, dass
die Bundesmittel für die Wohnungs-
wirtschaft dort wirklich ankommen.

Und Maren Kern begrüßte die am 8.
Juni vom Potsdamer Infrastruktur-
ministerium verfügte Anhebung zins-
freier Darlehen für den Wohnungs-
neubau. Statt 1000 Euro pro Quad-
ratmeter soll es nun 1500 Euro ge-
ben. Das würdigte Kern als ersten
Schritt in die richtige Richtung.
Die Realität werde das Argument

widerlegen, die höhere Grunder-
werbssteuer behindere den Woh-
nungsneubau, zeigte sich das Fi-
nanzministerium überzeugt. Bereits
als das Land 2011 die Steuer von 3,5
auf 5 Prozent erhöhte, habe es der-
artige Vorhersagen gegeben, erin-
nerte Sprecher Thomas Vieweg. In
Wirklichkeit habe die Bautätigkeit
aber sogar noch zugenommen. Die
Zahl der erteilten Baugenehmigun-
gen sei zwischen 2010 und 2013
schrittweise von 4361 auf 5614 ge-
stiegen.
Die Mietpreisbremse bremst nicht

genug, findet die Landtagsabgeord-
nete Anita Tack (LINKE). Sie stimmt
dem BBU zu, dass der Neubau mehr
gefördert werden müsste. »Hier
müsste der Bund ein richtiges Pro-
gramm auflegen.«

Potsdam benötigt in den kommenden Jahren Tausende neue Wohnungen. Foto: dpa/Jens Kalaene

Neuanlauf für eine Synagoge in Potsdam
Land will nun zusammen mit der Zentralwohlfahrtsstelle der Juden ein religiöses und kulturelles Zentrum bauen

Die jüdischen Gemeinden in Pots-
dam konnten sich nicht auf eine ge-
meinsame Synagoge einigen. Auch
jetzt signalisiertennurzweivonvier
Gemeinden Zustimmung.

Von Wilfried Neiße

Nach schier endlosem Streit wird nun
»die Bühne neu besetzt«. Wie Kul-
turministerin Sabine Kunst (SPD) am
Dienstag verkündete, baut das Land
Brandenburg ein jüdisches Gemein-
dezentrum in die Potsdamer Mitte
und überträgt es an die Zentral-
wohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland.
»Potsdam baut eine Synagoge«,

steht auf einem gewaltigen Transpa-
rent, das seit einigen Monaten an ei-
ner Brandmauer in der Schlossstraße
hängt. Doch weder baut die Stadt ei-
nen jüdischen Tempel, noch wird das
geplante jüdische Zentrum eine reine
Synagoge sein. Vielmehr sollen
Räumlichkeiten für religiöse, soziale
und kulturelle Betätigung entstehen.
In einem unsäglichen und Außen-

stehenden kaum erklärbaren Tau-
ziehen wird damit »in der Tat der gor-
dische Knoten zerschlagen«, wie die
Ministerin formulierte. Seit 20 Jah-
ren besteht der Plan, in der Schloss-
straße eine Synagoge zu errichten als
Ersatz für die historische Synagoge,
die 1938 geschändet und endgültig in
einer Bombennacht im April 1945
vernichtet wurde.
Vom Tisch sind nun alle früheren

Absichten, eine Synagoge gemein-
sam mit den jüdischen Gemeinden
aufzubauen. Denn die verschiedenen

Gemeinden waren nicht imstande,
sich auf einen Bauplan und eine Nut-
zungskonzeption zu verständigen.
Schlichtungsversuche führten zu kei-
nem Erfolg. Stattdessen wuchs die
Zahl der konkurrierenden jüdischen
Gemeinden von zwei auf vier. Im ver-
gangenen Sommer platzte dem Land
der Kragen. Es erklärte die Verhand-
lungen für vergeblich und legte die
Pläne auf Eis.
Hinter den Kulissen aber wurde

nach einem neuen Partner für den Sy-
nagogenbau gesucht. Die Hoffnun-
gen ruhen nun auf der Zentralwohl-
fahrtsstelle der Juden in Deutschland
(ZWST). Diese wird jetzt einziger An-
sprechpartner sein und muss selbst
die zerstrittenen Gemeinden an ei-
nen Tisch bringen. Nur mit der ZWST
wird das Land in der Sache weiter re-

den. »Unser Vertragspartner ist die
ZWST«, betonte Kunst. Auch der
Zentralrat der Juden stehe dem po-
sitiv gegenüber. Das Land überneh-
me die Errichtung des Gebäudes und
verpflichte sich, künftig die Be-
triebskosten zu tragen. Die wichtigs-
te Änderung: Es wird sich nicht um ei-
ne Synagoge mit angeschlossenen
Veranstaltungsräumen handeln, son-
dern um ein weltliches Zentrum, das
auch für religiöse Handlungen ge-
nutzt werden kann. Bislang wurden
seitens des Landes für den Synago-
genbau fünf Millionen Euro zugesi-
chert. Nun aber müsse »neu berech-
net werden«, erklärte die Ministerin.
Wenn das Haus fertig ist, wird allein
der Verband bestimmen, was dort
passiert. »Die Betonung liegt auf Ei-
genständigkeit.« Das Land geht von

jährlichenBetriebskosten inHöhe von
30 000 bis 50 000 Euro aus.
Die Jüdische Gemeinde und die

Synagogengemeinde Potsdam seien
am Montag einer Einladung gefolgt
und haben nach kontroverser Debat-
te den Plan im Kern für gut befun-
den, berichtete Kulturstaatssekretär
Martin Gorholt. Die ultraorthodoxe
Gesetzestreue jüdisches Landesge-
meinde und die Mitzwa-Gemeinde
seien den Gesprächen ferngeblieben.
Die Gesetzestreuen hatten für sich
mehrfach eine eigene Synagoge ge-
fordert. Die werde es vom Land aber
nicht geben, stellte das Kulturminis-
terium klar.
Der ZWST-Vorstandsvorsitzende

Abraham Lehrer kündigte an, den
Kontakt zu Gesetzestreuen und Mit-
zwa-Gemeinde zu suchen. »Ich bin
positiv gestimmt«, sagte er. Lehrer
verwies darauf, dass sein Verband in
dem lang andauernden Streit nicht
Partei war und er sich Sachargu-
menten nicht verschließen werde.
Entsprechend der Ausrichtung der
Gemeinden rechne er künftig mit ei-
ner eher orthodoxen Nutzung des
Hauses in Potsdam. Als mögliches
Jahr der Einweihung nannte er 2017.
Sollte es zu keiner Einigung der

verschiedenen Gemeinden kommen,
»dann wird immer noch der ZWST
Bauträger sein und die künftige Nut-
zung festlegen«, stellte Kunst klar. Im
»Dissensfall« müsse er die Verhand-
lungen führen. In der äußeren Form
wolle man sich an die bisherigen Ent-
würfe halten. Auch die vorgesehene
Raumaufteilung werde sich nicht
grundsätzlich ändern.

Soll eine Wende einleiten: ZWST-Vorstand Abraham Lehrer Foto: dpa/Bernd Settnik

Steh-auf-Preis
für die Opolkas
Die Zwillinge und Unternehmer
Rainer und Harald Opolka ha-
ben den NPD-Funktionär Klaus
Beier bei einem Fest des Platzes
verwiesen. Am Montagabend
wurden sie ausgezeichnet.

Von Uwe Kraus

Die F. C. Flick Stiftung ehrte am
Montagabend im Potsdamer
Landtag das sächsische Bürger-
bündnis zur Unterstützung von
Flüchtlingen »Bautzen bleibt
bunt« mit dem Steh-auf-Preis für
Toleranz und Zivilcourage. An
dem Wettbewerb nahmen 56 Be-
werber teil, vorrangig aus den
neuen Bundesländern und aus
Berlin.
»Mit insgesamt 140 Ehren-

amtlichen ist das Bündnis die zi-
vilgesellschaftliche Speerspitze im
Kampf gegen den rechtsradikalen
und fremdenfeindlichen Teil der
Bevölkerung in Bautzen und
strahlt weit über die Stadt hi-
naus,« lobt Sachsens Integrati-
onsministerin Petra Köpping. Das
Bündnis organisiert Hilfe für Asyl-
bewerber, Demonstrationen und
Mahnwachen, interkulturelle Be-
gegnungen und Sprachkurse, un-
terstützte auch den Tag der offe-
nen Tür des Asylbewerberheims
»Spreehotel« und übernahm die
Patenschaft für acht syrische Fa-
milien. Sven Scheidemantel vom
Vereins »Willkommen in Baut-
zen« warnt, dass das Ehrenamt an
seine Belastungsgrenzen gesto-
ßen sei. »Deutschland muss ein
Gesamtkonzept zur Asylpolitik
entwickeln, heute, nicht in den
kommenden Jahren.«
Geehrt für ihr Engagement

wurden auch zwei Brüder aus dem
brandenburgischen Storkow und
das Berliner Netzwerk Großbee-
renstraße. Der Juryvorsitzende
und frühere brandenburgische
Ministerpräsident Matthias Platz-
eck (SPD) lobte das große ehren-
amtliche Engagement, denkt aber,
dass der »eine oder andere Un-
ternehmer bundesweit durchaus
noch so ein Signal setzen könnte
wie die Unternehmer aus Berlin
und Brandenburg.« Die Zwil-
lingsbrüder Rainer und Harald
Opolka haben viel Geld mit Ta-
schenlampen verdient. Den NPD-
Funktionär Klaus Beier haben sie
des Platzes verwiesen, als er auf
das von den Brüdern organisierte
Familienfest auf ihrem Schloss
Hubertushöhe wollte. Die Opol-
kas helfen Kindern aus Flücht-
lingsfamilien, in der neuen Hei-
mat anzukommen. »Die Opolkas
sind ein echter Gewinn für die Re-
gion. Wo sie sind, treten sie ein für
Gemeinsinn und Solidarität«,
würdigte Bildungsminister Gün-
ter Baaske (SPD).
In den Widerstand gegen ras-

sistische Aktivitäten reiht sich das
Netzwerk Großbeerenstraße ein,
betonte die Vorsitzende der Bür-
gerstiftung Berlin, Heike Maria
von Joest. ImNetzwerk setzen sich
seit 2008, als zwei Naziaufmär-
sche durchs Gewerbegebiet in
Richtung Übergangsheim Mari-
enfelde zogen, mehr als 1000 Be-
schäftigte und weit über 100 Aus-
zubildende aktiv gegen wachsen-
de Fremdenfeindlichkeit und Dis-
kriminierung ein.

Spree immer
noch braun
Potsdam. Die 2013 beschlossenen
Sofortmaßnahmen gegen die Ver-
ockerung der Zuflüsse zum Spree-
wald sind laut LINKE weitgehend
umgesetzt oder befinden sich in
der Realisierung. »Klar ist aber
auch: Die betroffenen Spreezu-
flüsse sind teilweise immer noch
braun«, sagte die Landtagsabge-
ordnete Anke Schwarzenberg am
Dienstag. Ihr zufolge müssen die
Maßnahmen »fortgeführt und in-
tensiviert werden, um die Ver-
ockerung zu reduzieren«. Vor ei-
ner Entscheidung über die ge-
plante Entsorgung von Eisen-
schlamm im Altdöberner See sei-
en die Umweltauswirkungen
gründlich zu prüfen. nd
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NACHRICHTEN

Kabinett beschließt
Aktionsplan gegen
sexuelle Diskriminierung
Stuttgart. Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) hat
den grün-roten Aktionsplan zur
Gleichstellung sexueller Minder-
heiten gegen Kritik verteidigt. Er
wandte sich insbesondere gegen
den Vorwurf von CDU-Landtags-
fraktionschef GuidoWolf, mit dem
Konzept werde der gesellschaftli-
che Zusammenhalt gefährdet. »Es
ist genau umgekehrt«, sagte Kret-
schmann. Eine Gesellschaft könne
nur zusammengehalten werden,
wenn Minderheiten nicht diskri-
miniert, sondern geachtet wür-
den. Das Kabinett beschloss den
Aktionsplan aus dem Haus von
Sozialministerin Katrin Altpeter
(SPD) amDienstag in Stuttgart. Er
sieht unter anderem vor, dass Mit-
arbeiter in Pflegeeinrichtungen für
das Thema sensibilisiert werden,
Diskriminierungen in der Ar-
beitswelt abgebaut und die me-
dizinischen Angebote für trans-
und intersexuelle Menschen ver-
bessert werden. dpa/nd

»Zwölf Stämme« ziehen
vor Verfassungsgericht
Ansbach. Nach dem endgültigen
Entzug des Sorgerechts für ihre
Kinder wollen zwei Elternpaare
der Sekte »Zwölf Stämme« vor das
Bundesverfassungsgericht ziehen.
In zwei am Montag bekanntge-
wordenen Entscheidungen des
Oberlandesgerichts Nürnberg sei-
en »mehrere Verfassungswidrig-
keiten zu finden, mit welchen sich
nun der höchste deutsche Ge-
richtshof befassenmuss«, teilte die
Glaubensgemeinschaft mit. Das
Gericht hatte zwei Paaren dauer-
haft Teile des Sorgerechts für ins-
gesamt vier Kinder entzogen, weil
für diese weiterhin die Gefahr von
Rutenschlägen bestehe. epd/nd

Zivilprozess zu
umstrittenen Großjagden
Neubrandenburg. Am Amtsge-
richt Neubrandenburg in Meck-
lenburg-Vorpommern hat das vo-
raussichtlich letzte Kapitel um die
umstrittenen Großjagden im Mü-
ritz-Nationalpark begonnen. In
dem Zivilprozess will das Gericht
klären, ob Verstöße gegen die
Vorschriften dem Ex-Jagdleiter
angelastet werden und er ein
Bußgeld von mehr als 1000 Euro
zahlen muss. Der 38-Jährige hat-
te gegen die Verfügung des Kreis-
Ordnungsamtes Rechtsmittel ein-
gelegt. Er leitete Ende 2012 meh-
rere Großjagden mit bis zu 160
Schützen, die von Jägern als »blu-
tiges Gemetzel« beschrieben wur-
den. Dabei soll rund ein Viertel
mehr Wild erlegt worden sein als
geplant. Zudem monierten Jäger,
dass verwundete Tiere nicht waid-
und tierschutzgerecht erlegt wur-
den. Der Jagleiter wurde damals
versetzt. dpa/nd

Erster Friedwald in
Sachsen
Griesheim. Sachsens erster Fried-
wald inBennewitz bei Leipzigwird
am Freitag feierlich übergeben.
Für eine naturnahe Form der Be-
stattung stünden künftig rund 66
Hektar Fläche inmitten des Pla-
nitzwaldes bereit, teilte die Fried-
Wald GmbH am Dienstag im hes-
sischen Griesheim mit. Die mög-
lichen Baum-Grabstätten seienmit
farbigen Bändern an den Stäm-
men gekennzeichnet. Zentraler
Ort des Erinnerns und Gedenkens
sei ein Andachtsplatz mit Holz-
kreuz und Holzbänken. Auf
Wunsch der Angehörigen können
die Trauerfeiern im Wald von
Pfarrern oder privaten Grabreden
begleitet werden. An den Bäumen
dürfen den Angaben zufolge de-
zente Erinnerungstafeln ange-
bracht werden. Kritik an Fried-
wäldern kommt von der sächsi-
schen Landeskirche. Bundesweit
gibt es inzwischen in allen Flä-
chenländern Waldfriedhöfe. Bei
dieser Form der Natur-Bestattung
wird die Asche Verstorbener in ei-
ner biologisch abbaubaren Urne
im Wurzelbereich eines Baumes
beigesetzt. epd/nd

Gemeinsame Sache mit der NPD
CDU-Stadträte in Eisenach stimmten offenbar für Antrag der Nazis
In Eisenach ist das für viele Un-
denkbare passiert: Mitglieder de-
mokratischer Parteien haben in
großer Zahl einem NPD-Antrag zu-
gestimmt.

Von Sebastian Haak

Die Stadtratsfraktion der rechtsextre-
men NPD im thüringischen Eisenach
ist nur relativ knapp mit einem An-
trag auf Abwahl der dortigen Ober-
bürgermeisterin Katja Wolf (LINKE)
gescheitert. Für den NPD-Antrag
stimmten am Montagabend 16 Stadt-
räte. Die NPD verfügt in dem Rat der
kreisfreien Stadt aber nur über drei
Mandate. Vertreter vor allem von LIN-
KE und SPD in Thüringen vermuten
daher, dass mindestens ein Großteil,
wenn nicht sogar alle Unions-Vertre-
ter im Eisenacher Stadtrat für den An-
trag der Rechtsextremen stimmten.
Auch Vertreter der Landes-CDU zei-
gen sich bestürzt über das Abstim-
mungsergebnis. Einen vergleichbaren
Vorfall hat es in Thüringen bislang
noch nicht gegeben. Gegen den NPD-
Antrag hatten 17 Ratsmitglieder ge-
stimmt, es gab eine Enthaltung.
Der Landesgeschäftsführer der

SPD in Thüringen, René Lindenberg,
forderte den Vorsitzenden der CDU-
Stadtratsfraktion in Eisenach, Ray-
mond Walk, am Dienstag angesichts

dieses Abstimmungsergebnisses auf,
von seiner Funktion zurückzutreten
und auch aus der CDU-Fraktion im
Thüringer Landtag auszuscheiden,
der er seit Herbst 2014 angehört:
»Wer sich mit Rechtsextremen ge-
mein macht, der ist tatsächlich par-
lamentsunwürdig. Herr Walk hat der
Demokratie einen schweren Schaden
zugefügt.«
Die Vorsitzende der Thüringer

LINKEN, Susanne Hennig-Wellsow,
hatte noch am Montagabend per
Twitter verbreitet, die Thüringer Uni-
on habe sichmit der Zustimmung zum
Antrag der NPD »völlig entblödet«.
»Wer sich mit Nazis gemein macht,
hat nur Eigenes im Sinn, aber nicht
Demokratie«, schrieb sie. Thüringens
Ministerpräsident Bodo Ramelow
(LINKE) zeigte sich im Gespräch mit
dem MDR »irritiert« und »scho-
ckiert«, dass der NPD-Antrag so gro-
ße Zustimmung erfahren habe. Es sei
bisher immer Konsens gewesen, dass
demokratische Parteien die Anträge
von Rechtsextremen ablehnten. Es
könne nicht sein, dass Demokraten
beim Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe gemeinsam ein NPD-Ver-
botsverfahren auf den Weg gebracht
hätten und einige Mitglieder demo-
kratischer Parteien dann im Gehei-
men mit den Rechtsextremen ko-
operierten.

Tatsächlich ist es nicht unwahr-
scheinlich, dass mindestens einige
CDU-Stadträte für den Antrag der
NPD stimmten, auch wenn sich diese
Vermutung niemals wird beweisen
lassen. Über das Abwahlansinnenwar
geheim abgestimmt worden. Wolf
war 2012 nur mit knapper Mehrheit
zur Oberbürgermeisterin der Wart-
burgstadt gewählt worden. Seit ih-
rem Amtsantritt gilt das Verhältnis

der 39-Jährigen zur örtlichen CDU als
angespannt. Allerdings müssen ne-
ben CDU-Mandatsträgern auch min-
destens zwei weitere Mitglieder des
Eisenacher Stadtrates mit der NPD
gestimmt haben – andernfalls hätte
der Antrag keine 16 Ja-Stimmen er-
halten können. NPD und CDU kom-

men im demGremium zusammen nur
auf 14 Stimmen. Haben nicht alle
CDU-Leute gegen Wolf gestimmt,
müssten sogar noch mehr andere
Mitglieder des Stadtrates dem NPD-
Antrag gefolgt sein. Die CDU ist in
dem Gremium mit elf, die LINKE mit
zehn Stimmen, die SPD mit vier, die
Grünen mit fünf vertreten. Zudem
sitzen drei fraktionsloseMitglieder im
Eisenacher Stadtrat.
Weil keine letzte Gewissheit über

das Abstimmungsverhalten der ein-
zelnen Stadtverordneten besteht,
wiesen Vertreter der Landes-CDU ei-
nerseits Rücktrittsforderungen an
Walk als überzogen zurück. Man dür-
fe nicht einfach »mit Dreck werfen«,
sagte die Landesgeschäftsführerin der
Union, Evelin Groß, am Dienstag. Es
sei immerhin unklar, ob alle LINKEN
mit der Arbeit von Wolf zufrieden sei-
en. Andererseits hieß es aus der Lan-
des-CDU, der Eisenacher Kreisver-
band der Partei müsse dieses Abstim-
mungsergebnis intern aufarbeiten. Es
gelte für die CDU »natürlich« weiter-
hin die Linie, dass Mitglieder der Par-
tei nicht mit der NPD stimmten, sagte
Groß. Der Landesvorsitzende der Uni-
on, Mike Mohring, hatte noch am
Montagabend getwittert: »Nazi-An-
trägen wird nicht zugestimmt. Da soll-
ten einige Eisenacher-Stadträte tief in
sich gehen!«

Wolf war 2012 nur mit
knapper Mehrheit zur
Oberbürgermeisterin
der Wartburgstadt
gewählt worden. Seit
ihrem Amtsantritt gilt
das Verhältnis der 39-
Jährigen zur örtlichen
CDU als angespannt.

Rücklagen
bleiben tabu
Rot-rot-grünes bestimmt
Eckwerte für Doppelhaushalt

Erfurt. Der Anstieg der Thüringer
Ausgaben indiesemJahr umknapp
400 Millionen Euro soll eine Aus-
nahme bleiben. Finanzministerin
Heike Taubert will trotz kräftig
sprudelnder Steuereinnahmen die
Ausgaben in den kommenden bei-
den Jahren nicht deutlich über das
diesjährige Niveau von 9,3 Milli-
arden Euro steigen lassen. Das
machte die SPD-Politikerin am
Dienstag nach der Kabinettsent-
scheidung über die Eckwerte des
Doppelhaushalts für 2016 und
2017 deutlich. Mit Budgets soll die
Ausgaben-Lust der einzelnen Mi-
nisterien gebremst werden.
In die Landeschatulle mit den

Rücklagen vergangener Jahre will
die Finanzministerin für den Dop-
pelhaushalt nicht greifen. Die
Rücklagen sollen auf dem Niveau
von 2015 gehalten werden, sagte
Taubert. Sie belaufen sich derzeit
auf etwa 240 Millionen Euro.
Wie angekündigt will die Re-

gierung die Zahlungen an die
Kommunen auf jährlich etwa 1,9
Milliarden Euro bemessen. In der
vergangenen Woche hatte der
Landkreistag einen Betrag von
jährlich mindestens zwei Milliar-
den Euro verlangt, damit die viel-
fach klammen Städte, Gemeinden
und Kreise ihre Aufgaben erfüllen
könnten. Konkret sehen die Eck-
werte für die Kommunen im kom-
menden Jahr Landeszahlungen
von 1,93Milliarden Euro vor. 2017
sind es dann knapp 1,91 Milliar-
den Euro. Taubert versprach, dass
Bundesgeld direkt an die Kom-
munen weitergeleitet werde.
Auch in den kommenden Jah-

ren will das Land Schulden tilgen.
Vom Thüringer Schuldenberg, der
knapp 16 Milliarden Euro er-
reicht, sollen 2016 rund 49 Milli-
onen Euro abgetragen werden.
2017 sind es dann nur noch 31
Millionen Euro. Taubert kündigte
an, dass der Entwurf für den Dop-
pelhaushalt von der Regierung En-
de September beschlossen wird.
Der Landeshaushalt für dieses Jahr
hatte nach der Regierungsneubil-
dung auf sich warten lassen. Er soll
voraussichtlich an diesem Freitag
vom Landtag beschlossen werden.
Die rot-rot-grüne Regierung

kann bei ihren Finanzplänen auf
eine solide Entwicklung der Ein-
nahmen aufbauen. »Unsere Ein-
nahmen steigen an, moderat zu-
mindest«, sagte Taubert. Dem-
nach erhöhen sich die Einnahmen
von 7,36 Milliarden Euro in die-
sem Jahr auf 7,46 Milliarden Euro
im kommenden Jahr und danach
auf 7,52 Milliarden Euro. dpa/nd

Wegweiser in Eisenach: Im Stadtrat haben einige Abgeordnete die Orientierung verloren und mit der NPD gestimmt. Foto: dpa/Martin Schutt

Ruhrpott ahoi
Saarbrücker Theaterschiff geht auf große Fahrt

Von ihrem Hafen Saarbrücken aus
geht die »Maria Helena« regelmäßig
auf Tournee. Nun steht dem Thea-
terschiff eine lange Reise bevor: Es
soll das industrielle Erbe des Saar-
landes bis ins Ruhrgebiet tragen.

Von Jörg Fischer, Saarbrücken

»Leinen los«, heißt es in diesen Tagen
für das Theaterschiff »Maria Helena«.
Dort, wo einst Stahl, Getreide oder
auch Bier lagerten, wird heutzutage
geistige Kost dargeboten. Diesmal
geht es für den ganz besonderen Kahn
mit Heimathafen Saarbrücken auf ei-
ne Tour über Saar, Mosel, Rhein und
Ruhr. Laut Eigner Frank Lion steht
dem Schiff dabei mit rund 600 Fluss-
kilometern die bisher längste Strecke
als Theaterkahn bevor.
Bis Mitte Juli schippert die »Maria

Helena« entlang der alten Kohle-Rou-
te, künstlerisch soll das industrielle
Erbe des Saarlandes nach Lothringen,
Luxemburg und Nordrhein-Westfalen
transportiert werden. Den Auftakt bil-
den zwei Veranstaltungstage im Hei-
mathafen Saarbrücken (Start 18.6.).
Insgesamt sind bei dem Projekt

»Feuer und Stahl – Kino und Kunst
im Kohlekahn« mehr als 62 Veran-
staltungen an Bord oder an Anlegern

geplant. Die Palette reicht von Film-
vorführungen, Videoinstallationen
und Lesungen bis hin zu Theaterper-
formances und Konzerten. Zu sehen
gibt es nach Angaben von Projektlei-
ter Michael Koob vom Saarländi-
schen Filmbüro etwa historische
Filmdokumente, aber auch eine sze-
nische Lesung in Köln mit dem künf-
tigen Dresdner »Tatort«-Kommissar
Martin Brambach.

Für Ulrich Commerçon (SPD), Bil-
dungsminister des einstigen Kohle-
Landes an der Saar, ist das Projekt Teil
des »industriekulturellen Erbes« der
vom Bergbau geprägten Regionen. Es
solle nicht ein »Rührstück folkloris-
tischer Traditionspflege« sein. Viel-
mehr solle gezeigt werden, »was un-
sere Gesellschaft aus ihrer Vergan-
genheit gewonnen hat und für die
Gestaltung der Zukunft lernen kann«.

Für die 1911 gebaute »Maria He-
lena« dürfte die Fahrt kein Problem
werden. »Sie hat schon längere Stre-
cken zurückgelegt«, berichtet
Schiffseigner Lion. Mehr als 100 Jah-
re transportierte der Kahn Kohle, Ge-
treide, Kies, Stahl oder Erbsen über
französische Flüsse und Kanäle bis
nach Lyon und Paris – erst als Trei-
delschiff, das von Pferden gezogen
wurde, von 1955 an dann mit eige-
nem Motor.
In ganz Deutschland liegen mehr

als ein Dutzend Theaterschiffe. Ge-
naueres weiß das auch der Bundes-
verband freier Theater nicht. Die »Ma-
ria Helena« sticht aus dieser Flotte he-
raus: Sie hat nach Erkenntnissen der
Zulassungsbehörden als einzige einen
Motor und kann somit aus eigener
Kraft auf Tournee gehen.
Für die nun anstehende, lange

Fahrt der betagten Péniche – das
Wort beschreibt eine Klasse von Ka-
nalschiffen – waren aber doch noch
einige Vorbereitungen nötig. »Wir
mussten in Luxemburg einen dritten
Kapitän anheuern, der ein Patent für
den Rhein hat«, berichtet Lion. Die
Mannschaft habe zudem überprüft,
dass der Anker auch funktioniert –
das sei auf dem Rhein Vorschrift.
dpa/nd

Eigentümer Frank Lion an Deck das Theaterschiffs »Maria-Helena« Foto: dpa/Oliver Dietze

Kloster Loccum
erinnert an
Hexenprozesse
Gedenktafel für Opfer

Loccum. Das Kloster Loccum in
Niedersachsen will an die Opfer
der Hexenprozesse im 16. und 17.
Jahrhundert erinnern. Noch in
diesem Sommer soll nach einem
Beschluss des Konvents an der Au-
ßenwand der Frauenkapelle im
Torhaus eine Gedenktafel mit den
Namen der 29 Frauen und Män-
ner angebracht werden, die von
1581 bis 1660 als Hexen hinge-
richtet wurden, so Abt Horst
Hirschler am Dienstag. Die Kapel-
le war einst der Schauplatz der
Prozesse. Zugleich soll einWeg von
der Evangelischen Akademie Loc-
cum in den Wald nach Gesche Köl-
lars benannt werden. Köllars (um
1620-1660)wardie letzte Frau, die
im Stiftsbezirk Loccum als Hexe
verurteilt wurde. Sie wurde 1660
enthauptet. Eine Ttafel soll auf ihr
Schicksal aufmerksam machen.
Zudem will das Kloster mit ei-

ner Broschüre über die Hexen-
prozesse in Loccum und über den
»Hexenwahn« im Allgemeinen in-
formieren, der vor rund 400 Jah-
ren überall in Deutschland gras-
sierte. epd/nd
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Beamte protestieren
gegen Sparkurs in Hessen
Wiesbaden. Mehrere Tausend
hessische Beamte haben in Wies-
baden ihrem Ärger über Sparplä-
ne von Schwarz-Grün Luft ge-
macht. Dazu zählten auch beam-
tete Lehrer, deren Gewerkschaft
GEW einen eintägigen Warnstreik
ausgerufen hatte, obwohl Beamte
nicht streiken dürfen. Das Kul-
tusministerium drohte deshalb
Disziplinarstrafen an. Die De-
monstrationmit Trillerpfeifen und
Flaggen richtete sich gegen das
Vorhaben von CDU und Grünen,
den Beamten in diesem Jahr eine
Nullrunde zu verordnen und 2016
nur ein Prozent mehr zu zahlen.
Nach mehreren kleinen Beam-
tendemos war es der erste mas-
senhafte Protest der hessischen
Gewerkschaften gegen die neue
Koalition. Veranstalter und Poli-
zei sprachen von etwa 7000 Teil-
nehmern an der Kundgebung na-
he des Landtags. dpa/nd

Anatomische Sammlung
als Kulturgut anerkannt
Halle. Die Meckelschen Samm-
lungen der Universität Halle ste-
hen jetzt unter besonderem
Schutz: Die anatomische Samm-
lung wurde in das Verzeichnis na-
tional wertvoller Kulturgüter
Deutschlands aufgenommen, wie
eine Sprecherin der Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Witten-
berg am Dienstag sagte. Damit sei
es zum Beispiel untersagt, sie zu
veräußern. Die Meckelschen
Sammlungen der gleichnamigen
Arztfamilie gehören den Anga-
ben zufolge mit rund 8000 Prä-
paraten zu den größten ihrer Art
in Europa. Die Stücke dienen der
Forschung und Lehre am Institut
für Anatomie und Zellbiologie. Zu
der wissenschaftlichen Samm-
lung gehören genetisch bedingte
Fehlbildungen von Mensch und
Tier. dpa/nd

Wissenschaftler:
Förderung in Kita wirkt
Schwerin. Individuelle Tests in der
Kita und darauf aufbauende För-
derung helfen Kindern mit Ent-
wicklungsverzögerungen. Das ist
ein Ergebnis der wissenschaftli-
chen Begleitung des sogenannten
Desk-Testverfahrens, das 2011 in
Kitas in sozialen Brennpunkten
Mecklenburg-Vorpommerns ein-
geführt worden war. Der Greifs-
walder Mediziner Wolfgang Hoff-
mann stellte die Ergebnisse am
Dienstag in Schwerin vor. Im Rah-
men eines Zirkusspiels werden bei
»Desk« verschiedene Fähigkeiten
der Kinder getestet, wie auf einem
Bein zu stehen oder mit allen Fin-
gern einer Hand nacheinander den
Daumen zu berühren. Kinder mit
Schwierigkeiten werden gezielt
gefördert. Sozialministerin Birgit
Hesse (SPD) kündigte eine Aus-
weitung des Programms auf wei-
tere Kitas an. dpa/nd

CDU setzt auf
Antisozialismus
Konservative fürchten Niederlage
bei Marburger Oberbürgermeisterwahl
Der SPD-Kandidat Thomas Spies
ist in der hessischen Universi-
tätsstadt auf Stimmen aus dem
Lager von Grünen und Linkspar-
tei angewiesen. Letztere erreich-
te bislang einen Achtungserfolg.

Von Hans-Gerd Öfinger

Nach der ersten Runde der Mar-
burger Oberbürgermeisterwahl am
vergangenen Sonntag will die ört-
liche CDU mit der eindringlichen
Warnung vor einem rot-rot-grünen
Bündnis im Rathaus der oberhessi-
schen Universitätsstadt punkten.
Dies gab ihr OB-Kandidat Dirk Bam-
berger am Dienstag in der Lokal-
presse bekannt. Der CDU-Mann
hatte bei der Direktwahl 35,2 Pro-
zent der Stimmen errungen und
setzt nun ganz in der Tradition der
stramm konservativ ausgerichteten
hessischen Union auf die Mobili-
sierung verängstigter, bürgerlich
und antikommunistisch gesinnter
Wählerschichten.
Marburg wird seit vielen Jahren

von einer Koalition aus SPD und
Grünen regiert, die derzeit über ei-
ne bequeme Mehrheit verfügt. Als
Favorit in den entscheidenden Ur-
nengang um den Chefposten im
Rathaus am 28. Juni geht der SPD-
Landtagsabgeordnete und Arzt
Thomas Spies, der mit 42,8 Prozent
in der ersten Runde klar vorne liegt.
Hoffnung schöpft die im von CDU
und Grünen regierten Land auf den
Oppositionsbänken sitzende SPD
auch aus einem guten Abschneiden
ihrer Kandidaten bei anderen hes-
sischen Bürgermeister- und Land-
ratswahlen am vergangenen Sonn-
tag. Spies dürfte für einen absolu-
ten Wahlsieg in Marburg allerdings
auch auf Stimmen aus dem Lager
von Linkspartei und Grünen ange-
wiesen sein, die beide jeweils knapp
unter zehn Prozent errangen.
Als »heimlicher Wahlsieger« in

der etwa in der Mitte zwischen
Frankfurt und Kassel gelegenen
73 000-Einwohner-Stadt gilt der
LINKE-Kandidat Jan Schalauske,
der mit einem zuvor von den meis-
ten Beobachtern nicht erwarteten
Ergebnis von 9,8 Prozent knapp vor
der Grünen-Bewerberin Elke Neu-
wohner (9,7 Prozent) als dritter un-
ter sechs Bewerbern überraschend
gut abschnitt. Angesichts eines Grü-
nen-Anteils von rund 23 Prozent bei
der letzten Kommunalwahl 2011
und Ergebnissen im Fünf-Prozent-
Bereich für LINKE-Direktkandida-
ten bei früheren Marburger OB-
Wahlen strahlt Schalauskes Ab-
schneiden nun knapp neun Monate
vor den nächsten Kommunalwah-
len auf ganz Hessen aus. Schließ-
lich war die Partei mit ihren Be-
werbern bei Direktwahlen in grö-

ßeren Städten und Landkreisen bis-
lang nirgendwo sonst in Hessen so
nahe an die Zehn-Prozent-Marke
gerückt.
Schalauske ist seit 2011 Stadt-

verordneter und seit Oktober 2014
LINKE-Landesvorsitzender und re-
präsentiert neben Landtagsfrakti-
onschefin Janine Wissler eine neue,
jüngere Führungsgeneration von
Mittdreißigern in der Landespartei.
In einer monatelangen Kampagne
hatte er die Themen Wohnungsnot,
öffentlicher Nahverkehr und höhe-
re Gewerbesteuern für örtliche Un-
ternehmen zur Finanzierung kom-
munaler Aufgaben in den Mittel-
punkt gerückt. Die vierköpfige
Linksfraktion im Rathaus hatte in
den letzten Jahren auch ohne »Re-
gierungsbeteiligung« und Koaliti-
onsvereinbarung wichtige Be-
schlüsse im Stadtparlament durch-
gesetzt und gleichzeitig bei Ar-
beitskämpfen vor Ort regelmäßig
Präsenz gezeigt, so auch beim
jüngsten Arbeitskampf in kommu-
nalen Kindertagesstätten. Scha-
lauske engagiert sich seit geraumer
Zeit an vorderster Front in einem
regionalen Aktionsbündnis, das auf
eine Verbesserung der Verhältnisse
für Beschäftigte und Patienten in
dem 2005 privatisierten Universi-

tätsklinikum Gießen-Marburg
(UKGM) drängt und dessen Rück-
führung in Landesbesitz fordert.
Im aufreibenden Wahlkampf-

marathon hatte sich Schalauske bei
15 Podiumsdiskussionen mit seinen
Mitbewerbern zu Wort gemeldet
und bekannt gemacht. Zu seiner
Unterstützung bei öffentlichen
Kundgebungen waren in den ver-
gangenen Wochen auch der grie-
chische Außenminister Nikos Kot-
zias und Sahra Wagenknecht, Vi-
zechefin der Linksfraktion im Bun-
destag, nach Marburg gekommen.

Plakate der Oberbürgermeister-
kandidaten Foto: dpa/Thorsten Richter

Beschwingte Plastik

Leipzig. Eine neue Ausstellung mit Figuren der Wie-
ner Manufaktur Goldscheider ist von Donnerstag an
im Leipziger Grassi Museum für angewandte Kunst zu
sehen. Die Schau unter dem Titel »Exotik Verführung
Glamour« zeigt rund 200 fein bemalte Plastiken, die
in den Jahren von 1885 bis 1938 entstanden sind. Vor-
bilder der Büsten und Statuetten sind Frauen, oft Film-

stars der Epoche. »Was wir hier sehen, sind Figuren
aus der Blüte des Jugendstils und später der Art dé-
co«, erklärte Kurator Olaf Thormann. Die Firma Gold-
scheider verkaufte ihre Figuren weltweit und unter-
hielt Niederlassungen in ganz Europa, unter anderem
in Leipzig. Die Ausstellung läuft bis zum 11. Oktober.
dpa/nd Foto: dpa/Peter Endig

Eine neue Generation für die Passion
Gemeinderat von Oberammergau bestätigt Muslim als Co-Spielleiter

Streit um die Passionsspiele gibt es
immer wieder. Die Benennung ei-
nes muslimischen Co-Spielleiters
erfolgte jedoch ziemlich geräusch-
los.

Oberammergau. Der neue Co-Leiter
der Oberammergauer Passionsspiele,
Abdullah Kenan Karaca, soll einen
neuen Blick auf das jahrhundertealte
Spektakel werfen. »Es muss jetzt eine
neue Generation reinkommen«, sag-
te Spielleiter Christian Stückl am

Dienstag im Oberammergauer Passi-
onstheater bei der Vorstellung seines
Leitungsteams. »Natürlich wird er mit
einem anderen Blick draufschauen.«
Der 26 Jahre alte Regisseur Karaca ist
Muslim und stand als Kind bei den
Passionsspielen im Jahr 2000 selbst
in Oberammergau auf der Bühne.
Sein Ziel als zweiter Spielleiter ist es,
»annähernd das Gefühl zu vermit-
teln, das ich als Kind hatte«.
Der Oberammergauer Gemein-

derat hatte Stückl und sein Team am

Montagabend nach streckenweise
hitziger Diskussion mit 13 zu 5 Stim-
men bestätigt. »Ich bewerte das total
positiv«, sagte Stückl. »Ich habe noch
nie alle Stimmen des Gemeinderates
bekommen.« Als er zum ersten Mal
Leiter der Passionsspiele 1990 be-
stimmt wurde, sei er mit 9 zu 8 Stim-
men gewählt worden. Dass die Per-
sonalie Karaca für vergleichsweise
wenig Wirbel sorgte, habe ihn
gleichzeitig überrascht und gefreut.
dpa/nd
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»Nichts macht uns
feiger und gewissen-
loser als der Wunsch,
von allen Menschen
geliebt zu werden.«
Marie von Ebner-Eschenbach

Papst-Enzyklika

Ein Leck
im Vatikan
Die mit Spannung erwartete

Enzyklika von Papst Fran-
ziskus ist drei Tage vor der ge-
planten Publikation an die Öf-
fentlichkeit gelangt. Das italieni-
sche Magazin »L’Espresso« veröf-
fentlichte am Montagabend eine
192 Seiten lange Version des
Rundschreibens »Laudato si«, in
dem es um Umweltschutz und Kli-
mawandel geht.
Der Vatikan reagierte erbost.

Papst-Sprecher Federico Lombar-
di erklärte, es handle sich nicht um
den endgültigen Text, sondern um
einen vorläufigen Entwurf. Er for-
derte, die Veröffentlichungsfrist
zu respektieren. Die erste Enzyk-
lika, die Franziskus komplett
selbst geschrieben hat, wird am
Donnerstag offiziell veröffent-
licht.
Der Vatikan entzog dem Jour-

nalisten, der die neue Papst-En-
zyklika vorab veröffentlicht hatte,
die Akkreditierung, wie Radio Va-
tikan berichtete. Die Online-Pub-
likation des Textentwurfs und der
Bruch der Sperrfrist seien regel-
widrig und verursachten »große
Unannehmlichkeiten für viele
Journalistenkollegen«, zitierte
Radio Vatikan den Papst-Spre-
cher Lombardi. Wie das Magazin
vorab an den Entwurf gelangt war,
blieb zunächst unklar. Es wurde
spekuliert, Gegner des Papstes in-
nerhalb des Vatikans seien ver-
antwortlich. dpa/nd

Sebastian Tewinkel

Neuer
Musikdirektor
Neuer Generalmusikdirektor

der Theater und Orchester
GmbH Neubrandenburg/Neu-
strelitz wird Sebastian Tewinkel.
Der aus Westfalen stammende Di-
rigent tritt sein Amt am 1. August
an, wie Intendant Joachim
Kümmritz am Montag in Neu-
brandenburg sagte. Die Berufung
Tewinkels sei für drei Spielzeiten
vereinbart.
Der 1971 geborene Tewinkel

hatte sich unter mehr als 100 Be-
werbern durchgesetzt undwar der
Wunschkandidat der Neubran-
denburger Philharmonie. Er folgt
auf Stefan Malzew, der nach 14
Jahren Ende Mai verabschiedet
worden war. dpa/nd

Der Schriftsteller, Übersetzer und Vortragskünstler Harry Rowohlt war eine Naturgewalt

Früher war mehr Betonung!
Von Thomas Blum

V iele dürften den rausche-
bärtigen gutmütigen Ge-
sellen mit der imposanten
Brummbärstimme nur als

»Penner Harry«, der von 1995 an in
der Vorabendserie »Lindenstraße« zu
Wort kam, gekannt haben. Dort
stapfte er gelegentlich durchs Bild.
Doch die eigentliche Berufung des

Schriftstellers, langjährigen »Zeit«-
Kolumnisten (»Pooh’s Corner«) und
Übersetzers, der schon im Alter von
vier Jahren lesen konnte, war zeitle-
bens eine andere: die Literatur, und
zwar zumeist die vom deutschen Li-
teraturbetrieb jahrzehntelang so
sträflich vernachlässigte und belä-
chelte komische. Die las er, liebte er,
übersetzte er, kommentierte er. Ihr
lieh er die Unzahl von Tonfällen, Di-
alekten, Sprechweisen, zu denen er
mit seiner unfassbaren Stimme fähig
war, die diversen Klangnachah-
mungstechniken und onomatopoeti-
schen Knalleffekte, die er draufhatte,
nicht zu vergessen. Bei seinen öf-
fentlichen Auftritten als Vortrags-
künstler und Rezitator konnte
Rowohlt sowirkungsvoll brüllen, dass
die Wände vibrierten, und innerhalb
von Sekundenbruchteilen das
schüchterne Antwortfiepen einer
Maus hinterherschieben. Soeben war
er noch in die Rolle eines volltrun-
kenen Kneipengasts geschlüpft, kurz
danachmutierte er zur zeternden und
jammernden Mutter oder zum streng
zu Sittsam- und Enthaltsamkeit mah-
nenden Pastor. Und wurde dafür von
vielen – man kann das nicht anders
sagen – geliebt.
Die Karriere des – so einer seiner

Verleger – »nicht immer ganz einfa-
chen« Kauzes Harry Rowohlt, Sohn
des Verlegers Ernst Rowohlt,war nicht
so verlaufen, wie ursprünglich vorge-
sehen. Sein Vater hatte für ihn eine
Laufbahn im Verlag geplant. Doch der
Sohn, der zum berühmten Vater ein
gespanntes Verhältnis pflegte (»Mei-
nen Vater habe ich als jemanden er-
lebt, der zu den seltenen Menschen
gehört, die überhaupt nichts kön-
nen«), schlug das Erbe aus, verkaufte
seinen Anteil am Verlag und wurde
freischaffender Intellektueller.
Er übersetzte die Werke zahlrei-

cher Künstler, die vom Betrieb gern
als literarische Außenseiter und Son-
derlinge eingestuft und nicht in die
offiziellen Literaturkanons aufge-
nommen wurden, mit einer geradezu
obsessiven Genauigkeit, etwa die Co-
mics des Underground-Zeichners Ro-
bert Crumb, das Prosawerk des bis
heute missachteten irischen Kolum-
nisten und Schriftstellers Flann O’
Brien, die Erzählungen des US-ame-
rikanischen Satirikers Kurt Vonne-
gut, die Gedichte des vergessenen
Songschreibers und skurrilen Lyri-
kers Shel Silverstein (»Ich sprach zu
meinem Roboter: ›Mein Wunsch sei
dir Gesetz.‹ / Da gähnte laut mein Ro-
boter und sagte: ›Spinnzu jetz?‹«) Ei-
nige seiner an die 170 Übersetzun-
gen wurden Best- und Longseller, et-
wa Frank McCourts Roman »Die
Asche meiner Mutter« über eine Ju-
gend im von Armut gebeutelten Ir-
land. Der Luchterhand-Verlag, der
das Buch publizierte, so erzählt
Rowohlts Freund und Verleger Klaus
Bittermann, habe später dem pedan-
tischen Rowohlt verbieten wollen, zu
behaupten, er hätte das Manuskript
des Romans dreimal übersetzt, »ein-
mal aus dem Englischen und zwei-
mal aus dem Lektorat«.
Es dürfte wohl auch kein Zufall

sein, dass die Verlage, in denen die
meisten seiner Bücher und Überset-
zungen herauskamen (Haffmans,
Kein und Aber, Edition Tiamat), heu-
te bekannt sind für ihr feines verle-
gerisches Gespür für Literatur, in der
stilistisches Können und scharfer,
boshafter Witz zusammenkommen.
Darüber hinaus war Rowohlt be-

rühmt für seine öffentlichen Lesun-
gen, die er oft gemeinsam mit gleich-
gesinnten Schriftsteller- und Journa-
listenkollegen absolvierte. Zu seinen
besten Zeiten waren drei- bis sechs-

stündige Lese-, Gesprächs- und
Quatschsitzungen, bei denen reich-
lich irischer Whisky die Kehlen hin-
abfloss, reichlich Witze gemacht wur-
den und bei denen in der anwesen-
den Zuhörerschaft nicht eine einzige
Minute Langeweile aufkam, keine
Seltenheit. Und häufig ging die Le-
sung frühmorgens, im Beisein einiger
Freunde und Kollegen, in der nächst-
gelegenen Kneipe weiter. »Schau-
saufen mit Betonung« nannte er das.
In den letzten Jahren, als er auf-
grund seiner angegriffenen Gesund-
heit mehr und mehr auf den Genuss
des von ihm so geschätzten Whiskys
verzichtete, sprach er von »Betonung
ohne Schausaufen«. Humorlosigkeit
kann man dem Mann gewiss nicht
vorwerfen. Aufgrund seiner späthip-
piesken Erscheinung (Jeans und läs-
siges Ringelshirt, buschiger Rübe-
zahlbart, John-Lennon-Brille, lange
graue Haarmähne), die nicht der
kleinbürgerlichen Vorstellung vom
geschniegelten Suhrkamp-Poeten
entsprach, konnte es ihm hin und
wieder passieren, dass er bei seinen
eigenen Lesungen ausgesperrt blieb.
Rowohlt: »Ich werde jetzt bei meinen
eigenen Lesungen reingelassen und
an der Tür nicht, wie mir das dreimal
im Literaturhaus Hamburg passiert
ist, mit der Bemerkung abgewiesen:
Hier ist heute Dichterlesung!«
Wenn er längere Dialogpassagen

aus Romanen oder Erzählungen vor-
trug, begnügte er sich für gewöhn-
lich nicht damit, mit seiner Stimme
und fürsorglich gesetzten Pausen für
die Zuhörer die jeweils sprechende
Figur kenntlich zu machen, sondern
führte ein beeindruckendes Einper-
sonendrama auf, bei dem er sämtli-
che Rollen spielte, Regie führte und
obendrein gekonnt improvisierte. All
das tat er – damit wir uns hier recht

verstehen – im Sitzen, ausgestattet
nur mit seiner Stimme und einem
kleinen Repertoire an Gestik und Mi-
mik. Kurz: Der Mann war in jeder
Hinsicht eine Attraktion, eine Natur-
gewalt. »Die lustigsten Anrufe er-
reichten mich aus Hamburg, wenn
Harry Rowohlt am Apparat war«,
schreibt Bittermann im »Tagesspie-
gel«. »Hinterher wusste ich aller-
dings oft nicht mehr, was der Anlass
des Anrufs war, denn Harry erzählte

eine Anekdote nach der anderen, die
ich dummerweise meistens wieder
vergaß, auch wenn ich mir vornahm,
die mir jetzt aber zu merken. Aber
kaum dachte ich das, kam schon die
nächste Episode.«
Rowohlts berühmte Übersetzun-

gen der ärgerlicherweise bis heute als
»Kinderbücher« missverstandenen
Literaturklassiker »Pu, der Bär« von
A. A. Milne und »Der Wind in den
Weiden« von Kenneth Grahame etwa
können als Geniestreiche gelten, denn
Rowohlt hat, dank seines einzigarti-
gen Talents als Übersetzer und sei-
ner großen Liebe zur Sprache sowie
der Vielfalt und Schönheit der Mög-
lichkeiten, die sie birgt, nicht nur den
bloßen Inhalt der Originale ins Deut-
sche übertragen. Ihm ist gelungen,
was nur wenigen gelingt: die deut-
sche Fassung eines Werks so geist-
reich, so frisch klingen zu lassen, als
handele es sich um das Original.

Rowohlt – und das zeichnete ihn im
Gegensatz zu vielen seiner Kollegen
aus – rettete die Originalität, den
Wortwitz, den Esprit, den Charme,
die formalen Besonderheiten, die
Feinheiten eines Sprachkunstwerks,
eines Romans, eines Gedichts in die
deutschsprachige Fassung. Irgend-
wann muss den Verlagen, für die
Rowohlt tätig war, das aufgefallen
sein. Plötzlich warben sie auf den
Buchumschlägen mit Aufklebern, die
darauf hinwiesen, dass hier Harry
Rowohlt übersetzt habe, oder gingen
dazu über, seine Übertragungen
»Nachdichtungen« zu nennen, weil
sie an Witz und sprachlicher Raffi-
nesse die englischen Originalfassun-
gen teils übertrafen. Zu Rowohlts 70.
Geburtstag, der vor zweieinhalb Mo-
naten gefeiert wurde, gratulierte ihm
das Karikaturistenduo Hauck & Bau-
er mit einem denkwürdigen Cartoon,
auf dem zwei Brillenträger zu sehen
sind, die vor den gut gefüllten Rega-
len einer Buchhandlung stehen, wäh-
rend der eine zum anderen sagt: »Das
Buchmusst du in derÜbersetzung von
Harry Rowohlt lesen. ImOriginal geht
da viel verloren.« Das ist nicht nur ko-
misch, das ist auch wahr.
Wohl überflüssig zu erwähnen: Ein

verbissener Dogmatiker und Partei-
gänger war der Mann nie. Als er ein-
mal in einem Telefoninterview nach
seinem Musikgeschmack befragt
wurde, antwortete er: »Country«,
woraufhin die Fragestellerin, Redak-
teurin einer linken Zeitung, zurück-
gab: »Wir Kommunisten mögen kei-
nen Kitsch.« Darauf wiederum
Rowohlt: »WIR Kommunisten aber
schon.«
Am Montagabend ist Harry

Rowohlt nach langer, schwerer
Krankheit in Hamburg, wo er las und
lebte, gestorben.

»Das Buch musst du in
der Übersetzung von
Harry Rowohlt lesen.
Im Original geht da
viel verloren.«

Ringelshirt- und Rauschebartträger, Romanübersetzer, Rezitator, Riesengenie: Rowohlt Foto: Martin Kunze

Damon Galgut

Auf den
Spuren von
E.M. Forster
Von Manfred Loimeier

Der neue Roman des südafri-
kanischen Schriftstellers Da-

mon Galgut ist verspielt und ver-
störend zugleich. Das ist kein
Wunder, sind doch auch seine bis-
herigen, ins Deutsche übersetzten
Bücher wie »Das Sündenopfer«,
»Der gute Doktor« oder »Der Be-
trüger« von einem irritierend la-
konischen Stil geprägt. Doch
steckt dieses neue Buch so voller
Anspielungen und überraschen-
der Entwicklungen, dass »Arkti-
scher Sommer« als literarisches
Meisterwerk bezeichnet werden
muss.
Auf den ersten Blick präsen-

tiert sich »Arktischer Sommer« als
fiktionalisierte Biografie des eng-
lischen Schriftstellers E.M. Fors-
ter – zumal dieser selbst einen Ro-

man mit eben dem Titel »Arkti-
scher Sommer« schrieb. Forsters
Werk wurde erst posthum veröf-
fentlicht – ebenso wie sein Buch
»Maurice«, in dem er dezent, aber
unmissverständlich über seine
Homosexualität schreibt.
Das alles muss man vor der

Lektüre von Galguts Buch nicht
wissen – man erfährt es aus dem
Buch, und dazu noch viel mehr.
Galguts »Arktischer Sommer« ist
nämlich ein vielgestaltiges Werk:
ein Reiseroman auf den Spuren
E.M. Forsters nach Indien, ein his-
torischer Roman über den Zerfall
des britischen Kolonialreichs, ein
sozialkritischer Roman über die
moralische Strenge über das vik-
torianische Zeitalter hinaus. Und
allein schon wegen des gleich-
lautenden Titels »Arktischer Som-
mer« ist das Buch auch ein Künst-
lerroman sowie ein Erfahrungs-
bericht über homosexuelles Le-
ben.
Mehr noch als die Regelung von

Sexualität durch Konventionen
fasziniert aber die historische Di-
mension, die Galguts Roman auf-
wirft. Die Handlung setzt 1912
während Forsters Reise nach In-
dien ein, springt chronologisch
zurück und vorwärts und illust-
riert dabei die Kluft zwischen der
feinen englischenOberschicht und
der nach Selbstbestimmung stre-
benden indischen Elite.
Dieses Spannungsverhältnis

zwischen Abhängigkeit und Auf-
begehren stellt sich aber nicht nur
als politischer Konflikt dar, son-
dern spiegelt sich auch in den
persönlichen Beziehungen.
Dass Forster in Galguts Roman

aufeinanderfolgende Liebschaf-
ten zu einem Perser, einem Ägyp-
ter und einem Inder unterhält,
entlarvt den westeuropäischen
Mythos von der Sinnlichkeit des
Südens als Projektion eigener
Sehnsüchte. Entsprechend ent-
puppt sich Galguts »Arktischer
Sommer« als Kritik des westli-
chen Lebensstils, als Hinterfra-
gung der emotionalen Kosten für
die Dominanz der eurozentri-
schen Werte.

Damon Galgut: Arktischer Sommer.
Roman. Aus dem Englischen von
Thomas Mohr. Manhattan-Verlag.
383 S., geb., 19,99 €..

»Arktischer Som-
mer« steckt so voller
Anspielungen und
überraschender Ent-
wicklungen, dass
diese Buch als lite-
rarisches Meister-
werk bezeichnet
werden muss.
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Bert Brechts »Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui« am Deutschen Nationaltheater Weimar

Bis die Welt am Boden liegt
Von Stefan Amzoll

D ass Brechts »Ui« gespielt
wird, welch ein Glück. Hit-
ler ist tot, die Banditen um
ihn herum sind tot, das

Problem ist tot (scheintot), das Stück
ist tot. Und die Augen deutscher Büh-
nen sind so tot, dass sie ihre Säum-
nisse nicht merken und darum auch
nicht selbstkritisch spiegeln können.
Denn brandaktuell ist dieser

Brecht. Der Dichter wusste lange vor
Max Horkheimer, dass, wer über den
Faschismus reden will, über den Ka-
pitalismus nicht schweigen darf. Und
dass es im Falle der Hitler und Kon-
sorten nicht allein um den »Natio-
nalsozialismus« geht, sondern um viel
umfassendere Problemstellungen.
Die von Hindenburgs, von Schlei-
chers, von Schuschniggs, von Pa-
pens, die Goebbels, Görings, Röhms,
all jene Gewächse des Kapitalismus
mit Hitler inmitten führt »Der auf-
haltsame Aufstieg des Arturo Ui« mo-
dellhaft vor und parodiert sie ver-
nichtend.
Nur die Örtlichkeiten und die Klei-

der haben gewechselt. Chicago ist der
Tatort, letztlich eine jede kapitalisti-
sche Großstadt. Das Handeln der ge-
nannten Typen ragt in die Jetztwelt
hinein, ja es wuchert nur unwesent-
lich verändert darin. Ui ist Hitler und
zugleich Abglanz des Al Capone, des
obersten Schutzgelderpressers von
Chicago. Der hat sich den Stadtteil Ci-
cero okkupiert, macht ihn zur Herr-
lichkeit auf Erden, zum Ort des Amü-
sementsmit zweifelhaftenDamenwie
der Auspressung seiner Bewohner,
was im Stück den Anschluss Öster-
reichs und das Gehabe Mussolinis
(Ernesto Roma) umfasst.
Bei Brecht gibt es selbstredend ei-

nen Karfioltrust, wörtlich Blumen-
kohl-Trust, ein Analogon zum Ver-
band der Junker und Industriellen in
Deutschland. Dessen Prototypen zie-
hen die Fäden, sie treiben Ui auf die
Höhe politischer Macht. Und die er-
reicht der »Anstreicher« nicht, bevor
er seine komischste wie dreckigste
Erscheinungsform angenommen hat.
Die Farce kann beginnen.
Nun wirft sich eine junge Truppe

für das Stück ins Zeug, kraftvoll, wort-
und aktionsbesessen, dazu bereit, die
gestrigen Schandtaten als die
Schandtaten von heute zu zeigen. Das
gelingt und gelingt bisweilen nicht.
Die 17 Szenen des Parabelstückes

lässt Regisseur Christoph Mehler in
teils höllischem Tempo abspulen.
Wild und gestenreich artikulierende
Sprechchöre des Ensembles markie-
ren den Beginn (Choreinstudierung
Marcus Crome). Auf Plakate und an-
dere Mittel des epischen Theaters
verzichtet Mehler. Die Szenenüber-
schriften schreit der Ui-Darsteller In-
golf Müller-Beck durchs Mikro, be-
gleitet vom Donner perkussiver ro-
ckiger Klänge über Lautsprecher.

Gleißendes Licht aus Scheinwerfer-
systemen fällt gegen die Zuschauer,
als würde sie Sperrfeuer aus Stalin-
orgeln getroffen treffen (Bühne Jo-
chen Schmitt).
Ui schraubt sich nicht selber hoch

zur Macht, das tun andere Herr-
schaften, Dogsborough (Hinden-
burg), Sheet und Clark (Schleicher,
Papen) etwa, oder Damenbegleit-
werk wie die Schauspielerin und
Dockdaisy. Ins Blickfeld geraten die
konkurrierenden Energien ebenso
wie die kalten Entschlüsse, jeglicher
Abweichung an den Hals zu gehen
(Röhm-Putsch). Ui indes hat mit den
Problemen seiner selbst zu tun.
Zentraler Punkt der Inszenierung

ist, dass er derer nicht Herr wird.
Müller-Beck spielt das glänzend. Ei-
nen Großteil seiner Arbeit macht aus,
klarzulegen, dass jene Rollen, die Ar-
turo Ui auf dem Kampfplatz einneh-
men soll, der Schulung bedürfen: sein
Geifern, die Schaumigkeit, der
Schwall seiner Reden, die ungeahnte
Fähigkeit, das hohe Packzeug wie den
Pöbel in Rührung zu versetzen.
Bisweilen kippt Sentimentales

rasch in aggressiven Irrwitz um und

umgekehrt. Eine Kunst wahrlich, dies
zu spielen. Das Stück hindurch lässt
Müller-Beck kaum eine Verrenkung
aus. Diabolisches Gehabe geht einher
mit überkreatürlicher Mimik und
Gestik. Ein lebendiger Hund rennt
gelegentlich über die grauen Bretter.
Um die Beine von Akteuren herum ei-
nem Ball hinterher, ein Stück Fleisch,
glücklich aufgehoben im Chaos des
Gefeilsches um den Gemüsetrust he-
rum.
Der absonderlichen Eigenheiten

geht es darstellerisch rauf und run-
ter: Ui weint nicht, er heult. Er liebt
jene ihn optimierende Dame nicht, er
überfällt sie überschwänglich. Will er
elegant sein, wirkt er ganz unele-
gant. Feig ist der Mann vor seinen
Gönnern und obenauf schwirrt seine
Kameraderie um ihn herum: Ernesto
Roma (Röhm), Giri (Göring), Gívola
(Goebbels). Anders ist der Ui nicht zu
machen. Da muss Drastik sein, Irr-
witz, Deibelhaftes, Groteskes, haar-
sträubend Clowneskes. Auch Uis Um-
feld markiert teils solche Charakte-
ristik. Dogsborough (Jan Viethen),
jung, drahtig, bärtig, seine aus hel-
disch verlorenen Schlachten gewon-

nene Aura steht im Verfall, fällt hier
besonders Auge. Mann im Rollstuhl,
Strippenzieher, so hellwach wie
schläfrig. Vor Aug und Ohr dieses
Reichs-Auguren formieren sich die
Ungeheuer.
Solche Brecht-Sachen müssten ei-

gentlich im Kommen sein. Sind es lei-
der nicht. Zumal so grandiosen wie
unübertrefflichen Aufführungen des
»Ui« mit Eckehard Schall und Martin
Wuttke im BE nicht vergessen sind.
Die Aufführung am DNT dauert

zwei Stunden, das Brechtsche Origi-
nal geht länger. Jedoch keine Strich-
fassung wurde adressiert, eher eine
freie, vielfach improvisatorische Ver-
sion. Die ihrerseits spart nicht mit An-
spielungen auf den Jetztzustand. Lei-
der plätschern solchemit Bezügen auf
NSA und obligate Transaktionsspiele
heute an der Oberfläche. Die Subs-
tanz der Verhältnisse, die »Basis«, wie
Brecht sagt, berühren sie nicht.
Schlagend allerdings, kapitaler

Einfall, gelang die Szene mit dem
Kohlkopf als Weltkugel. Ui-Darsteller
Ingolf Müller-Beck, bestens präpa-
riert, steckt hier vollständig in der
Rolle und tritt aus ihr gleichzeitig he-

raus. So ein pfündiges Ding kann er
nicht, wie Chaplin es im »Großen Dik-
tator« mit dem Luftballon gemacht
hat, schweben lassen, lieben und be-
küssen, bevor es in Fetzen fliegt. Den
Kohlkopp schwingt er stattdessen ei-
nige Male wie der Kugelstoßer die
Kugel, bevor er den Ring betritt, so-
lange, bis er die Frucht auf den Bo-
den katscht und auf ihr herumtritt wie
der Stiefel auf die am Boden liegen-
de Hilflosigkeit. Grandiose Szene,
keinesfalls plumpe Nachahmung.
Mit Leichen zu hantieren, scheint

theatralischen Youngstern Spaß zu
machen. Das geschieht am Schluss.
Die ganze Crew liegt erschlagen da,
inklusive dieWeiber. Ui lebt noch und
sammelt die Leichen zusammen. Eins
der totenWeiber besteigt er und quält
sich fickend den Satz heraus: »Der
Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das
kroch.« Das passt nun gar nicht, der
Reflex ist dumm und peinlich. Da hät-
te die Regie die gezeigte Drecksban-
de eher noch einmal auferstehen las-
sen sollen. Denn die ist nicht gestor-
ben, die lebt heute noch.

Nächste Vorstellung am 18. Juni

Gut geschult – im Geifern, im Schäumen, im Schwall seiner Reden: Ingolf Müller-Beck als Arturo Ui. Foto: Kerstin Schomburg

»So herrlich stehst du, liebe Stadt«: Leipzig feiert sich selbst – und Johann Sebastian Bach

Ein Lapsus, hohe Ansprüche und ein spirituelles Erlebnis
Von Rainer Balcerowiak

Leipzig ist in Partylaune. Auf dem
Feierkalender stehen 2015 das
1000-jährige Stadtjubiläum so-

wie die Leipziger Messe und die Ni-
kolaikirche, die es auf 850 Jahre brin-
gen. Da trifft es sich gut, dass auch das
Bachfest mit einem historischen Pau-
kenschlag aufwarten kann. Zur Er-
öffnung wurde am Freitag erstmals
seit 265 Jahren das einzige nach-
weislich authentische Porträt des
Komponisten Johann Sebastian Bach
in der Stadt präsentiert. Das Bach-Ar-
chiv Leipzig erhielt das vom Stadt-
maler Elias Gottlieb 1748 gemalte Bild
aus dem Nachlass des 2014 verstor-
benen US-amerikanischen Musikwis-
senschaftlers William H. Scheide, der
es zuletzt besessen hatte.
Doch die langatmige Übergabe-

und Enthüllungszeremonie sorgte in
der Nikolaikirche für eine schwer fass-
bare Peinlichkeit. Die angekündigte
Uraufführung einer Choralkantate des
1936 geborenen Leipziger Kompo-

nisten Günter Neubert wurde aus
Zeitgründen nur in einer arg ver-
stümmelten Fassung dargeboten, was
man getrost als Ohrfeige für Neubert
auffassen kann. Dabei ist das Werk
zwar nicht von epochaler Bedeutung,
aber durchaus hörenswert.
Die Kantate gruppiert sich um be-

hutsame Erweiterungen und Synko-
pierungen des Chorals »Ein feste Burg
ist unser Gott«. Zwischen den Stro-
phen gibt es liedhafte Rezitative aus
dem Buch Hiob, die stark an die
KlangsprachedeutscherNeutönerwie
Hanns Eisler und Paul Dessau, aber
auch an Kurt Weill erinnern. Altes
Testament meets »Kuhle Wampe«, ei-
ne Herausforderung, die der auch in
diesem Jahr großartig aufgelegte
Thomanerchor souverän meisterte.
Beim Publikum stieß dies aller-

dings nur auf mäßige Resonanz, ganz
anders als die abschließend darge-
botene opulente Psalmvertonung
»Wie der Hirsch schreit nach fri-
schem Wasser« von Felix Mendels-
sohn-Bartholdy, die mit stehenden

Ovationen gewürdigt wurde. Neu-
berts Kantate soll zu einem späteren
Zeitpunkt komplett uraufgeführt
werden, allerdings in Dresden.
Doch abgesehen von diesem Lap-

sus wird das Bachfest auch in diesem
Jahr seinem Anspruch gerecht, eine

lebendige, vielfältige Veranstal-
tungsreihe zu sein, die das Werk des
großen Komponisten ebenso würdigt
wie das aktuelle Musikschaffen in
Leipzig. Das einer 1723 entstande-
nen Ratswahlkantate entlehnte Mot-

to »So herrlich stehst du, liebe Stadt«
mag etwas übertrieben klingen,
kommt der Atmosphäre aber durch-
aus nahe.
So konnte man beispielsweise den

Sonntag mit einem Gottesdienst auf
dem Marktplatz beginnen, um eini-
gen Motetten von den Thomanern zu
lauschen. Im Laufe des Tages dann
jede Menge Chor- und Kammermu-
sik an verschiedenen Spielorten. Und
am Abend stand einer der großen
Höhepunkte des Festivals auf dem
Programm, der mit großer Span-
nung erwartet wurde. Denn was pas-
siert, wenn ein imwahrsten Sinne des
Wortes von der Alten Musik beseel-
ter Musiker und Forscher wie Sir
John Eliot Gardiner zwei der größ-
ten Werke aus der Gattung »Sterbe-
musik« aufführt? Wenn ihm mit dem
Monteverdi Choir und den English
Baroque Soloists zwei der besten Ge-
sangs- und Instrumentalensembles
dieses Genres zur Verfügung ste-
hen? Wenn dazu noch Solisten kom-
men, die dem altbackenen Kanta-

tentext von Bachs »Lass, Fürstin, lass
noch einen Strahl« (BWV 198) und
der lateinischen Liturgie von Mo-
zarts Requiem (KV 626) eine zeitlo-
se Würde und Intensität verleihen?
Das war viel mehr als einfach nur

ein Konzert in der Nikolaikirche. Das
war ein spirituelles Erlebnis, ein tie-
fes Ausloten von Trauer, Zweifel,
Mut, Kraft und Zuversicht. Ein Or-
chester, das spricht, singt und Bilder
malt, ein Chor, der flüstert, schwelgt,
jubiliert und alle Register einer über-
dimensionalen Orgel zieht. Solisten,
die eins werden mit ihren Parts und
ein Dirigent, der dies alles zu einem
nur schwer fassbaren Gesamtkunst-
werk zusammenfügt.
Am kommenden Sonntag endet

das Bachfest 2015 nach über 100 Ver-
anstaltungen wie immer mit der h-
Moll-Messe. Spätestens dann beginnt
die Vorfreude auf das kommende
Jahr. 2016 soll das Schaffen des 1916
in Leipzig verstorbenen neobarocken
Komponisten Max Reger besonders
gewürdigt werden.

Was passiert, wenn ein
von der Alten Musik
beseelter Musiker und
Forscher wie Sir John
Eliot Gardiner zwei der
größten Werke aus der
Gattung »Sterbemusik«
aufführt?

»Licht des Ostens«

Festival will
für Mittelalter
begeistern

Auf Schloss Neuenburg in
Freyburg (Burgenlandkreis)

treffen sich zum 25. Mal Freunde
klassischer mittelalterlicher Mu-
sik. Das internationale Festival
»montalbâne« widme sich in die-
sem Jahr unter dem Motto »Licht
des Ostens« osteuropäischen Mu-
siktraditionen, sagte eine Spre-
cherin. Sakrale Gesänge und
volkstümliche mittelalterliche
Musik aus Polen, Tschechien, der
Ukraine, Ungarn und Russland
gehörten dazu. Zehn Konzerte von
sieben Ensembles bestimmen das
Programm des Festivals (19.-
21.6.). 2014 kamen den Angaben
zufolge 1500 Menschen zu den
Internationalen Tagen der mit-
telalterlichen Musik.
Das Festival habe nichts mit

mittelalterlichen Stadtfesten zu
tun. Es gehe inhaltlich vielmehr
um die weitere Erforschung der
klassischen mittelalterlichen Mu-
sik, deren Wurzeln und Auffüh-
rungspraktiken.
Drei Konzerte des Festivals ste-

hen unter dem Motto »Count-
down zum Welterbe«, als symbo-
lische Unterstützung für den Fes-
tivalort. dpa/nd

Festspielhaus in Bonn

Kein Geld
für Beethoven
Die Deutsche Post zieht sich

aus der Finanzierung des ge-
planten Beethoven-Festspielhau-
ses in Bonn zurück. »Wenn schon
zum Start kein eindeutiger Schul-
terschluss innerhalb der Stadt zu
erkennen ist, dann hat das Pro-
jekt keine Zukunft und ist auch für
Sponsoren nicht hinreichend at-
traktiv«, sagte der Vorstandsvor-
sitzende Frank Appel laut Mittei-
lung vom Dienstag.
Bonns Oberbürgermeister Jür-

gen Nimptsch bedauert diese
Entscheidung in einer ersten
Stellungnahme »außerordent-
lich«. Ursprünglich wollte sich die
Deutsche Post als Hauptinvestor
mit maximal 30Millionen Euro an
dem mindestens 70 Millionen Eu-
ro teuren Festspielhaus, das zum
250. Geburtstag des Komponis-
ten im Jahr 2020 fertiggestellt
werden sollte, beteiligen. Statt-
dessen will das Unternehmen
jetzt andere Möglichkeiten son-
dieren, die Feierlichkeiten zu un-
terstützen. dpa

Archäologen in Israel

Alte Inschrift
entziffert
Israelische Forscher haben einerund 3000 Jahre alte Inschrift
auf einer antiken Vase entziffert.
Bruchstücke des Kermikgefäßes
seien vor drei Jahren bei Ausgra-
bungen im Ela-Tal in der Nähe von
Jerusalem gefunden worden, teil-
te die israelische Altertumsbe-
hörde am Dienstag mit. Die Wör-
ter in kanaanitischer Schrift seien
aber erst lesbar geworden, nach-
dem Hunderte Bruchstücke in
mühsamer Arbeit wieder zu einer
Vase zusammengefügt worden
seien.
Der Schriftzug stammt nach

Einschätzung von Archäologen aus
der Zeit des jüdischen Königs Da-
vid und bildet den Namen Isch-
baal Ben Bada. »Dies ist das erste
Mal, dass der Name Ischbaal auf
einer antiken Inschrift erscheint«,
sagte Professor Josef Garfinkel
vom Archäologie-Institut der Heb-
räischen Universität in Jerusalem.
Die Scherben wurden in einer an-
tiken Festungsanlage namens
Chirbet Kajafa gefunden. Die Fun-
de bewiesen, dass »Schreiben viel
verbreiteter war, als wir dachten«,
so Garfinkel. dpa/nd
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 	 5.00	  Fakt Das MDR Magazin
 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe Telenovela
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.: Zuschauer-

fragen zum Thema: Arthrose 
 in den Händen / Finger- 
gelenkarthrose / Daumen 

	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe Telenovela
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Elefant, Tiger und Co.
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt Show
	18.50	  Hubert und Staller Krimiserie
	19.45	  Wissen vor acht – Werkstatt
	19.50	  Wetter vor acht 
	19.55	  Börse vor acht 
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Sportschau live Fußball:  

U21-EM, Deutschland –  
Serbien, aus Prag (CZ)

	22.45	  Fußball (VPS 20.15) WM der 
Frauen. Mexiko – Frankreich 
Anschließend England –  
Kolumbien, Zusammenfassung 
aus Montreal (CND). Live

 	 4.50	  Brisant Boulevardmagazin

5.50 Space Night 6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm der 
Liebe 7.40 Tele-Gym 7.55 Panoramabilder / Berg-
wetter 8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus für 
wilde Tiere 9.40 Abendschau 10.25 Wir in Bayern 
11.40 Dahoam is Dahoam 12.10 In aller Freund-
schaft 12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 Berg-
geschichten 14.15 Der Flug des Nashorns 15.05 
Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in Bayern 16.45 
Rundschau 17.00 bergheimat 18.00 Abendschau 
18.45 Rundschau 19.00 Stationen.Magazin 
19.45 Dahoam is Dahoam 20.15 Jetzt red i 21.00 
Kontrovers 21.45 Rundschau-Magazin 22.00 Für 
Bayern mit Napoleon (2/2) 22.45 Kino Kino 23.00 
Rundschau-Nacht 23.10 Zeiten des Aufruhrs. Dra-
ma, USA/GB 2008 1.00 Dahoam is Dahoam

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  heute 
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.: Top-Thema: Marktmacht 
Amazon  / Ach was XXL: 
Geschichten aus der Welt der 
Promis mit Society-Expertin 
Patricia von der Heyde 

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Restschuld
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht Magazin
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares Show
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel
	17.00	  heute 
	17.10	  hallo deutschland Magazin
	17.45	  Leute heute Magazin
	18.05	  SOKO Wismar Tod im Feld
	18.54	  Lotto am Mittwoch 
	19.00	  heute Mod.: Petra Gerster
	19.20	  Wetter
	19.25	  Heldt Kopf des Indianers
	20.15	  Das Traumschiff Kilimand-

scharo / Malediven / Indien  
TV-Familienfilm, D 2008

	22.10	  heute-journal Wetter
	22.40	  auslandsjournal
	23.10	  Die Macht von Amazon  

Günstig, aber gnadenlos?
	23.40	  Markus Lanz Talkshow
 	 0.55	  heute+ Magazin

 	 6.20	  X:enius Born to be wild – Las-
sen sich wilde Tiere zähmen?

 	 6.50	  Abgedreht! Magazin
 	 7.40	  Chinas mythische Berge
 	 8.25	  X:enius Magazin
 	 8.50	  Israel und die Bombe
 	 9.45	  Chronik einer Revolte –  

ein Jahr Istanbul  
 Dokumentarfilm, D 2015

	10.40	  Wie das Land, so der Mensch 
Dokureihe(VPS 10.45)

	11.10	  Reisen für Genießer
	11.40	  Australien, eine Zeitreise
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.50	  Weint um die Verdammten 

(Wh.)  Melodram, USA 1957 
Mit Clark Gable u.a.

	15.50	  Zwischen Himmel und Erde
	16.20	  Heimathafen (2/2)
	17.10	  X:enius Braunbären – Wie 

können wir mit ihnen leben?
	17.40	  Wildes Venedig
	18.25	  Eine Sommerreise durch  

den Kaukasus Dokureihe
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Im Bann der Jahreszeiten (3/5)
	20.15	  The Way back – Der lange Weg 

Abenteuerfilm, USA/PL/VAE 
2010 · Mit Colin Farrell u.a.

	22.20	  Verbotene Filme – Das Erbe 
des Nazi-Kinos (VPS 22.25)  
Dokumentarfilm, D 2014

	23.15	  Eine Familie im Krieg  
Drama, F/ISR/TRK/PLE 2012

   0.40	  Blutsbande (VPS 0.45)

 	 6.20	  Kulturzeit
 	 7.00	  nano Die Welt von morgen
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Die Welt von morgen
	10.15	  Markus Lanz Talkshow
	11.30	  Reporter Die Liebe in den Zei-

ten von Ebola – Stephan Müller 
zu Besuch in Sierra Leone

	12.00	  Newton Magazin
	12.25	  Unterwegs in Österreich
	12.50	  Streifzug durch das  

Tessin: Monte Verità
	13.00	  ZIB
	13.15	  Die Hurtigruten
	13.45	  Traumorte
	14.30	  Australiens Nationalparks 

(1-5/5) Dokumentationsreihe
	18.05	  Reporter This Jenny –  

bis zum Schluss
	18.30	  nano spezial Sterbehilfe
	19.00	  Du musst kämpfen, Johnny!
	19.30	  Kulturzeit extra
	20.15	  Und wenn wir alle zusammen-

ziehen? Komödie, F/D 2011 · 
Mit Guy Bedos, Daniel Brühl, 
Geraldine Chaplin u.a.

	21.45	  Two Weeks – Anitas Abschied 
Tragikomödie, USA 2006

	23.20	  Abschied von den Fröschen · 
Dokumentarfilm, D 2011

 	 0.55	  Wer nicht kämpft, hat schon 
verloren Leben mit  
einem kranken Herzen

 	 1.25	  ECO Das Wirtschaftsmagazin 

 	 6.20	  LexiTV – Wissen für alle
 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Brisant Boulevardmagazin
 	 9.45	  Einfach genial Magazin
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Magazin
	11.40	  In aller Freundschaft
	12.25	  Tage des Sturms Drama, 

D 2003 · Mit Wotan Wilke 
Möhring, Peter Sodann u.a.

	14.00	  MDR um zwei Magazin
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Neues von hier
	17.45	  MDR aktuell 
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Boulevardmagazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Tierisch, tierisch
	20.15	  Exakt Das Nachrichtenmagazin
	20.45	  Chip im Kopf –  

ferngesteuert gegen die Sucht
	21.15	  Außenseiter – Spitzenreiter 

Gesucht und gefunden  
von Madeleine Wehle

	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  Tatort Absturz · TV-Krimi-

nalfilm, D 2009 · Mit Simone 
Thomalla, Martin Wuttke u.a.

	23.35	  Rockpalast Tom Odell
 	 0.15	  Rockpalast Backstage 
 	 0.50	  Automärchen (Wh.) · Komödie, 

DDR 1983 · Mit Kurt Böwe u.a.
 	 2.25	  Exakt Das Nachrichtenmagazin

 	 7.30	  Cosmo bei Planet Schule (2/2)
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  ZiBB
 	 9.55	  ARD-Buffet Magazin
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe
	12.15	  Zoobabies Dokureihe
	13.00	  rbb aktuell 
	13.05	  Schloss Einstein 
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen
	15.15	  Tausend Wale Dokumentation
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die 30 tollsten Popstars  

der Siebziger (VPS 16.04)
	16.50	  kurz vor 5 (VPS 16.54)
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Wolf, Bär & Co.
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 Magazin
	18.27	  rbb wetter
	18.30	  ZiBB Magazin
	19.27	  rbb wetter
	19.30	  Abendschau
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Praxis-Check Hüfte –  

aus alt mach neu?
	21.00	  Auf Leben und Tod Doku-Soap
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  was! Wirtschaft, Arbeit, sparen
	22.45	  Ploy – Die Unbekannte im 

Hotel Drama, THAI 2007.
 	 0.25	  Praxis-Check Hüfte – aus  

alt mach neu? Dokumentation

 	 6.35	  plietsch. Magazin
 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal Magazin
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Land der tausend Seen  

aus zweiter Hand
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  NaturNah Dokureihe
	13.35	  Brisant Boulevardmagazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Deutschland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Die Kanarischen Inseln
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  So ein Tag Reportagereihe
	18.45	  DAS! Magazin. Zu Gast:  

Ute Mahler (Fotografin)
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Unbekanntes Afrika Kalahari
	21.00	  Unsere Geschichte 150 Jahre 

Seenotretter in Deutschland
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Großstadtrevier Amok
	22.50	  extra 3 Satiresendung
	23.20	  Zapp Das Medienmagazin
	23.50	  Hafenpolizei
 	 0.45	  Weltbilder U.a.: USA: 27  

Jahre unschuldig im Knast 

12.45 WDR aktuell 13.00 Servicezeit 
13.30 In aller Freundschaft 14.15 Die 
Kanarischen Inseln 15.00 Planet Wissen 
16.00 WDR aktuell 16.15 daheim & un-
terwegs 18.00 Lokalzeit 18.05 Hier und 
heute 18.20 Servicezeit 18.50 Aktuelle 
Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Tages-
schau 20.15 Das NRW Duell 21.00 Mit 
Bock durchs Land (5/6) · Ein Kennenler-
nen einer völlig neuen Welt 21.45 WDR 
aktuell 22.00 Die LottoKönige · Kinder-
überraschung? 22.25 Die LottoKönige · 
Wer nichts wird, wird Wirt! 22.50 Der 
Bestatter · Schlachtplatte 23.50 Der 
Elefant – Mord verjährt nie · Fluch der 
bösen Tat 0.35 Hier und heute

15.30 Essgeschichten 16.00 SWR Lan-
desschau aktuell 16.05 Kaffee oder Tee 
17.00 SWR Landesschau aktuell 17.05 
Kaffee oder Tee (VPS 16.05) 18.00 SWR 
Landesschau aktuell 18.12 Baden-Würt-
temberg Wetter 18.15 made in Südwest 
18.45 SWR Landesschau Baden-Würt-
temberg 19.30 SWR Landesschau ak-
tuell 20.00 Tagesschau 20.15 betrifft 
... 21.00 Neues von den Knochen-Docs 
(2/2) 21.45 SWR Landesschau aktuell 
22.00 Tatort (VPS 21.59) · Ein ganz 
normaler Fall · TV-Kriminalfilm, D 2011 
23.30 Fassbinder · Dokumentarfilm, D 
2014 1.00 Wader Wecker Vater Land · 
Dokumentarfilm, D 2011

13.00 Befragung der Bundesregierung 
14.40 Radtour vor den Toren Tibets 
15.25 Grenzenlos 15.55 Griff nach 
der Freiheit 16.40 17. Juni 1953 – Für 
Freiheit, Recht und Einheit · Debatte im 
Deutschen Bundestag 17.45 Vor Ort 
18.00 Total lokal – Essen aus der Regi-
on 18.30 Napoleon und die Deutschen 
(1/4) 19.15 Napoleon und die Deut-
schen (2/4) 20.00 Tagesschau 20.15 
Napoleon und die Deutschen (3/4) · 
Der Maßlose 21.00 Napoleon und die 
Deutschen (4/4) · Der Verlierer 21.45 
Teile und leide – Die Raffzähne der Share 
Economy 22.15 Phoenix-Runde 23.00 
Der Tag 0.00 Phoenix-Runde 

10.50 Babar und die Abenteuer von 
Badou 11.10 Sagenhaft: Märchen 
aus aller Welt 11.15 Peter Pan 11.35 
Yakari 12.00 Die wunderbare Reise des 
kleinen Nils Holgersson mit den Wild-
gänsen 12.25 Garfield 12.55 Die fan-
tastische Welt von Gumball 13.20 Piets 
irre Pleiten 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein – Erfurt 15.00 
H2O – Plötzlich Meerjungfrau 15.25 
Stoked 15.50 Lenas Ranch 16.15 logo! 
Die Welt und ich 16.20 Garfield 16.50 
Geronimo Stilton 17.15 Der kleine Nick 
17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 
Jim Hensons: Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf 
Streife 11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 
Richter Alexander Hold 13.00 Richter Alexander 
Hold 14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Ge-
rechtigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte 
im Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 
In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 
Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Catch 
Me If You Can. Krimikomödie, USA 2002 23.10 24 
Stunden · Schlaflos in Kroatien? Party nonstop am 
Balkanbeach! 0.10 Spiegel TV – Reportage · Erfolg-
reich, cool und auf Gemüse – Die Shooting Stars der 
veganen Szene 0.40 News & Stories · Lucia di Lam-
mermoor – Oper in drei Akten von Gaetano Donizetti 

5.10 Suburgatory 5.50 Two and a Half Men 7.15 
Mike & Molly 8.10 How I Met Your Mother 9.35 The 
Big Bang Theory 11.00 Mike & Molly 11.50 Two 
and a Half Men 13.45 2 Broke Girls 14.15 The Big 
Bang Theory 15.35 How I Met Your Mother 17.00 
taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 19.05 
Galileo 20.15 Grey's Anatomy – Die jungen Ärzte · 
Der letzte Einsiedler 21.15 Grey's Anatomy – Die 
jungen Ärzte · Höllenqualen 22.15 Grey's Anato-
my – Die jungen Ärzte · Täuschungsmanöver 23.10 
2 Broke Girls · Der T-Shirt-Raub 23.40 2 Broke Girls 
· Das Herzensprojekt 0.10 2 Broke Girls · Wer ist 
hier der Boss? 0.35 Fringe – Grenzfälle des FBI · 
Per Anhalter 1.30 Fringe – Grenzfälle des FBI · 
Blutlinie 2.20 ProSieben Spätnachrichten 

13.35 Wirtschaft am Mittag 14.10 Deutschland 
heute 14.35 Campus und Karriere 15.05 Cor-
so – Kultur nach 3 16.10 Büchermarkt 16.35 
Forschung aktuell 17.05 Wirtschaft und Gesell-
schaft 17.35 Kultur heute 18.10 Informationen 
am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 Kommentar 
19.15 Zur Diskussion 20.10 Aus Religion und 
Gesellschaft 20.30 Lesezeit · Iris Hanika: „Wie 
der Müll geordnet wird” (1/2) 21.05 Querköpfe 
· Kabarett, Comedy & schräge Lieder · Die Erfinde-
rin des Kla-Ka-Sons. Ein Porträt der Kabarettistin 
Christin Henkel 22.05 Musikforum · 25 Jahre 
Grundton D (2)  23.10 Das war der Tag · Journal 
vor Mitternacht 23.57 National- und Europahym-
ne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

7.40 Sturm der Liebe 8.30 Brisant 9.10 Main-
tower 9.35 hessenschau 10.05 Panda, Gorilla & 
Co. 10.55 Nie wieder keine Ahnung – Architektur 
(3/3) 11.25 In aller Freundschaft · Besitzansprü-
che 12.10 Zwei am großen See – Feindliche Über-
nahme. Komödie, D 2006 13.40 Stürme in Afrika. 
Drama, D 2009 15.10 Das Glück dieser Erde · Lena 
16.00 hessenschau kompakt 18.00 Maintower 
18.20 Brisant 18.50 Service: Trends 19.15 Alle 
Wetter! 19.30 hessenschau 20.00 Tagesschau 
20.15 Mex – Das Marktmagazin 21.00 Alles Wis-
sen 21.45 Hilfe für das kranke Herz 22.30 hes-
senschau kompakt 22.45 Schlossplatz 1 23.30 
Che : Revolution (1/2). Biografie, F/E/USA 2008 
1.30 Che : Guerilla (2/2). Biografie, E/F/USA 2008

5.35 Explosiv  6.00 Guten Morgen Deutschland 
8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 9.00 Unter uns 
9.30 Betrugsfälle 10.00 Die Trovatos – Detektive 
decken auf 11.00 Die Trovatos – Detektive decken 
auf 12.00 Punkt 12 14.00 Verdachtsfälle 17.00 
Betrugsfälle 17.30 Unter uns 18.00 Explosiv – Das 
Magazin 18.30 Exclusiv – Das Star-Magazin 18.45 
RTL aktuell 19.03 Wetter 19.05 Alles was zählt 
19.40 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 20.15 Die 10 
... (3/5) · ... absurdesten TV-Ideen 21.15 I Like the 
80's (3/5) · Bubi Scholz erschießt seine Ehefrau / 
Das Privatfernsehen startet / WIR sind Boris Becker 
(Wimbledon-Sieg) / Günther Wallraff deckt erst-
mals undercvover auf 22.15 „Stern”-TV 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter 

5.00 Medical Detectives – Geheimnisse der Ge-
richtsmedizin 5.45 Hilf mir doch! 6.50 Verklag 
mich doch! 8.45 Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir 
doch! 10.55 vox nachrichten 11.00 Mein himm-
lisches Hotel 12.00 Shopping Queen 13.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 
19.00 Das perfekte Dinner – Wunschmenü 20.00 
Prominent! 20.15 Outlander · Die Abrechnung 
21.25 Outlander · Tödliche Intrige 22.35 Major 
Crimes · Späte Rache 23.35 Crossing Jordan – 
Pathologin mit Profil · Entführt 0.30 Crossing 
Jordan – Pathologin mit Profil · Der Plutonium-Deal

10.07 Lesart · Das Literaturmagazin 11.07 Tonart 
· Das Musikmagazin am Vormittag 12.07 Studio 9 
· Kultur und Politik am Mittag 13.30 Länderreport 
14.07 Kompressor · Das Kulturmagazin 15.00 
Kakadu – Nachrichten für Kinder 15.05 Kakadu 
· Musiktag · „Es ist so schön am Abend Bummeln 
zu gehen”. Frech und flott – die Berliner Operette 
15.30 Tonart · Das Musikmagazin am Nachmittag 
17.07 Studio 9 · Kultur und Politik am Abend 
18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen · Kultur und Ge-
schichte 20.03 Konzert 21.30 „Einmal Chile – und 
zurück?” · Sara M. Schüllers „Aus der Ferne – Drei 
Schwestern” als Hörspielproduktion 22.30 Studio 
9 kompakt · Themen des Tages 23.05 Fazit · Kultur 
vom Tage 0.05 Neue Musik 1.05 Tonart · Rock 
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Auflösung von Dienstag

Einer zu viel: In jedem Kästchen stehen zwei Buchstaben, aber nur einer davon ist richtig. Durch Streichen eines 
dieser Buchstaben müssen sinnvolle Begriffe entstehen. 

Verbotene
Filme
Rund 40 Nazi-Propagandafilme ste-
hen auf der Schwarzen Liste. Filme
wie das hier abgebildete Machwerk
»Jud Süß« (1940) von Veit Harlan
dürfen nur mit wissenschaftlicher
Anleitung aufgeführt werden. Re-
gisseur Felix Moeller (»Harlan – Im
Schatten von Jud Süß«) fragt nach
dem zeitgemäßen Umgang und un-
tersucht die Wirkung der Filme auf
heutige Zuschauer. Zu Wort kom-
menu. a.derHistorikerGötzAlyund
Überlebende des Holocaust. Arte
zeigt eine Kurzfassung des Kino-
films von 2013. Foto: rbb/Blueprint Film

Arte, 22.20 Uhr

Che:
Revolution
Der argentinische Arzt Ernesto
»Che« Guevara stach am 25. No-
vember 1956 mit Fidel Castro und
80 Mitstreitern auf der »Granma« in
See – Richtung Kuba. Am 1. Januar
1959 schlug die Revolution denDik-
tator Fulgencio Batista in die Flucht
– eine militärische Meisterleistung,
an der Che Guevara entscheiden-
den Anteil hatte. Der zweite Teil
(»Che: Guerilla«) läuft im An-
schluss. Regisseur Steven Soder-
bergh hat mit den Filmen ein zu-
rückhaltendes Porträt des Frei-
heitskämpfers geschaffen, Che-
Darsteller Benicio Del Toro wurde
für die Rolle in Cannes geehrt.
Foto: HR/Morena Films/Guerrilla Films/Tele5 Cinema

HR, 23.30 Uhr

Bundesgerichtshof

Streit um
Kabel-TV
geht weiter

Die Frage, ob öffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalten für

die Einspeisung ihrer Programme
in Kabelnetze Gebühren zahlen
müssen, ist auch nach einem Ur-
teil des Bundesgerichtshofs (BGH)
noch nicht abschließend geklärt.
Der BGH hob am Dienstag zwei
Urteile auf, mit denen der Netz-
betreiber Kabel Deutschland ge-
gen den Südwestrundfunk (SWR)
und den Bayerischen Rundfunk
(BR) unterlegen war. Die Karls-
ruher Richter verwiesen den Fall
an die jeweiligen Vorinstanzen
zurück. Die Oberlandesgerichte in
Stuttgart und München müssen
nun prüfen, ob sich die öffentlich-
rechtlichen Sender unzulässig ab-
gesprochen haben, als sie 2012
den Einspeisevertrag mit Kabel
Deutschland kündigten. (AZ: KZR
83/13, KZR 3/14)
ARD, ZDF, Deutschlandradio

und Arte hatten Kabel Deutsch-
land nach einem 2008 geschlos-
senen Vertrag für die Einspeisung
ihrer Programme in die Kabel-
netze jährlich 27 Millionen Euro
gezahlt. Insgesamt machten die
Entgelte an sämtliche Kabelnetz-
betreiber rund 60 Millionen Euro
im Jahr aus. Zum 31. Dezember
2012 kündigten die Sender die
Verträge und zahlen seitdem für
die Einspeisung, zu der Kabel
Deutschland gesetzlich verpflich-
tet ist, keine Entgelte mehr. Sie ar-
gumentierten, dass infolge der di-
gitalen Technik neue plattform-
basierte Geschäftsmodelle bei den
Kabelbetreibern ermöglicht wür-
den, deren Wert maßgeblich
durch öffentlich-rechtliche Pro-
gramme mitbestimmt werde.
Kabel Deutschland klagte da-

raufhin gegen mehrere Sender auf
Fortbestehen des Einspeisever-
trags, hatte aber in den ersten Ins-
tanzen keinen Erfolg. epd/nd

»Deutschland 83«

Deutsche
Serie zuerst
im US-TV

E rstmals bekommt das US-
Publikum eine deutsche Serie

noch vor den deutschen Fernseh-
zuschauern zu sehen. Die Spio-
nagegeschichte »Deutschland 83«,
die erst im Herbst bei RTL anlau-
fen wird, wird von diesem Mitt-
woch an landesweit bei Sundance
TV ausgestrahlt. Das bestätigten
Produzenten und Senderchefs am
Montagabend (Ortszeit) in New
York. Die Produktion dreht sich
um einen jungen DDR-Bürger (Jo-
nas Nay), der 1983 in den Westen
geschickt wird. Dort soll er die
Bundeswehr ausspionieren. Sun-
dance TV ist kein großer Sender,
die Serie wird zudem im deut-
schen Original mit Untertiteln
ausgestrahlt. Eine große Reich-
weite ist damit nicht zu erwarten.
In der »New York Times« wurde
die deutsche Produktion aber sehr
gelobt. dpa

Rundfunkbeitrag

Ziel: Keine
Erhöhung
ARD, ZDF und Deutschlandra-

dio sollen nach dem Willen
der Ministerpräsidenten bis 2020
für die Zuschauer und Zuhörer
nicht teurer werden. Die Länder-
chefs beraten an diesem Donners-
tag in Berlin auch über die Zu-
kunft des Rundfunkbeitrags. Dort
soll es unter anderem um die Fra-
ge gehen, ob weniger Werbung
möglich ist. Der Rundfunkbeitrag
wird bis 2016 zu mehr Einnah-
men führen als geplant, vor allem
wegen der automatischen Anmel-
dung derer, die bisher nichts be-
zahlt haben. dpa/nd
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Ver.di erhöht Druck
im Post-Streik
Hamburg. Ver.di verstärkt in dem
anhaltenden Arbeitskampf mit der
Post den Druck auf das Unter-
nehmen. Im Vergleich zur Vorwo-
che konnte die Gewerkschaft die
Zahl der Beteiligten an dem Aus-
stand erhöhen. Die Post bestätig-
te, dass am Dienstag in der Brief-
und Paketzustellung bundesweit
19 700 Beschäftigte die Arbeit nie-
dergelegt hätten. In der vergan-
genen Woche waren 17 800 ge-
zählt worden. Die Post ging davon
aus, am Dienstag bundesweit 77
Prozent der Briefsendungen sowie
knapp drei Viertel der rund vier
Millionen Pakete pünktlich zu-
stellen zu können. Hauptstreit-
punkt im Tarifkonflikt ist die Aus-
gründung 49 regionaler Paketge-
sellschaften. Ver.di will erreichen,
dass deren mehr als 6000 Boten
nicht nach den niedrigeren Tari-
fen der Logistikbranche bezahlt
werden, sondern wieder nach dem
Haustarif der Post. dpa/nd

Norwegische Ölfirma
Statoil baut 1500 Jobs ab
Oslo. Der norwegische Ölkonzern
Statoil will bis Ende 2016 zwi-
schen 1100 und 1500 Stellen
streichen, also rund sieben Pro-
zent seiner Arbeitsplätze. Das Un-
ternehmen, das zu 67 Prozent dem
Staat gehört, äußerte am Diens-
tag sein Bedauern über die Ein-
schnitte, begründete sie aber mit
der Notwendigkeit, die Wettbe-
werbsfähigkeit von Statoil zu stär-
ken. Wie andere Ölkonzerne
kämpft Statoil mit dem seit Mo-
naten niedrigen Ölpreis. Von 114
Dollar pro Barrel im vergangenen
Juni ist der Kurs auf derzeit knapp
über 60 Dollar pro Barrel (159 Li-
ter) gefallen. AFP/nd

Andorra gründet nach
Skandal neue Bank
Andorra la Vella. Nach dem Geld-
wäscheskandal in Andorra soll die
in das Visier von US-Ermittlern ge-
ratene Banca Privada d'Andorra
(BPA) in ein neues Geldinstitut
überführt werden. In der neuen
Bank sollten lediglich die BPA-
Fonds angesiedelt werden, bei de-
nen kein Geldwäscheverdacht be-
stehe, teilte Andorras Bankenbe-
hörde Areb am Montagabend mit.
Die neue Bank solle dann bis Jah-
resende über eine Versteigerung
verkauft werden. Der Skandal um
die BPA hatte das kleine Fürsten-
tum im März erschüttert. Die US-
Finanzpolizei wirft Verantwortli-
chen der viertgrößten Bank An-
dorras vor, Milliarden von Dollar
der russischen und chinesischen
Mafia sowie der venezolanischen
Ölgesellschaft PDVSA gewaschen
zu haben. AFP/nd

Ermittlungen bei
Sal. Oppenheim
Köln. Das Bankhaus Sal. Oppen-
heim ist in die Schlagzeilen gera-
ten: Wegen Verdachts der Steuer-
hinterziehung ermittelt die Kölner
Staatsanwaltschaft gegen Kunden
der Bank – und wegen Beihilfe-
verdachts gegen Beschäftigte des
Geldhauses. Zu einem entspre-
chenden Bericht der »Süddeut-
schen Zeitung« sagte Oberstaats-
anwalt Daniel Vollmert am Diens-
tag auf Anfrage, die Bank selbst
habe »Vorgänge gemeldet, die wir
prüfen«. Da es sich um mögliche
Steuerhinterziehung handele,
könne die Behörde aufgrund des
Steuergeheimnisses aber keine ge-
nauen Angaben machen. dpa/nd

Inflationsrate erneut
leicht gestiegen
Wiesbaden. Die Inflationsrate in
Deutschland ist im Mai zum vier-
ten Mal in Folge leicht gestiegen.
Die Verbraucherpreise lagen um
0,7 Prozent höher als imMai 2014,
teilte das Statistische Bundesamt
am Dienstag mit. Besonders für
Nahrungsmittel mussten Ver-
braucher mehr bezahlen als vor ei-
nem Jahr, während sich der Preis-
rückgang bei Mineralölprodukten
verlangsamt hat. Im Vergleich zum
April stiegen die Verbraucherprei-
se um 0,1 Prozent. dpa/nd

Kein Anschub für die Elektroautos
Die E-Mobilität in Deutschland kommt nicht voran – das bestätigte eine Konferenz
EineMillion Elektroautos sollten bis
2020 auf deutschen Straßen fah-
ren. Das Ziel ist kaum zu erreichen,
es fehlen zündende Ideen.

Von Susanne Götze und
Sandra Kirchner

Deutschland ist Autofahrerland – und
soll es auch künftig bleiben. Zwei Ta-
ge lang hat die Bundesregierung mit
deutschen Autobauern in Berlin da-
rüber konferiert, wie der nahezu nicht
vorhandene Absatz der E-Autos an-
gekurbelt werden kann. Eigentlich
hatte die Automobilindustrie konkre-
te Förderzusagen erwartet. Doch Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
ließ die Erwartungen ins Leere laufen
und stellte auf der Elektromobilitäts-
konferenz lediglich fest, dassman »um
eine weitergehende Förderung nicht
herumkommen« werde.
Derzeit beraten auch die Bundes-

ministerien über einen Anschub für ihr
Sorgenkind Elektromobilität. »Ver-
schiedene Fördermodelle werden
schon seit Monaten diskutiert«, be-
stätigte Jürg Weißgerber vom Bun-
desfinanzministerium. Nach Infor-
mationen des Onlinemagazins klima-
retter.info geht es um eine erneute
Förderung in Höhe von drei Milliar-
den Euro für Kaufanreize, Forschung
und den Bau von fehlenden Ladesäu-
len. Weißgerber bestätigt zwar »die
aktuellen Abstimmungen zwischen
den Ministerien« – involviert sind Um-
welt-, Forschungs- und Verkehrsmi-
nisterium. Die Fördersumme von drei
Milliarden Euro hingegen sei speku-
lativ, sagte der Sprecher.
Sicher ist aber, dass die Koalition

noch 2015 die Förderung der E-Autos
auf den Weg bringen will. Im Ge-
spräch sind steuerliche Sonderab-
schreibungen für Firmenwagen mit
Elektroantrieb. Für den Verkehrsex-
perten vom Naturschutzbund
Deutschland (NABU), Daniel Rieger,
sind die Abschreibungen jedoch nichts
anderes als eine versteckte Kaufprä-
mie, die vom Steuerzahler finanziert
werden müsse. Die Autobauer hatten
sich sowieso Verkaufsprämien ge-
wünscht, wie sie beispielsweise in

Frankreich üblich sind. Seit April be-
zuschusst der französische Staat den
Umstieg vom Diesel auf einen Elekt-
roantrieb mit 10 000 Euro. Wer ein
Hybridauto kauft, erhält immerhin
noch einen Zuschuss von 6500 Euro.
Doch in Deutschland sind Kaufanrei-
ze bisher tabu.
Direkte Zuschüsse beim Kauf seien

auch kaum ein wirklich nachhaltiger
Weg zur Verkehrswende, meint Julia
Hildermeier von der Brüsseler Dach-
organisation Transport & Environ-
ment. Noch immer fehlten flächen-
deckende und einheitliche Ladestati-
onen sowie standardisierte Bezahl-
systeme. Schon Ende 2014 hatte Bun-
desverkehrsminister Alexander Do-
brindt (CSU) angekündigt, dass bis
2017 alle Autobahnraststätten mit
Schnellladesäulen ausgestattet sein
sollen. 400 zusätzliche Schnelllade-

punkte sollen errichtet werden. Bis-
lang gibt es erst 2400 öffentliche Sta-
tionen und 100 Schnellladepunkte.
Die Bundesregierung wollte ur-

sprünglich bis 2020 eine Million
Elektroautos auf die Straße bringen.
Bisher sind aber nach Angaben des
Verbands der Automobilindustrie erst
rund 25 000 Fahrzeuge mit reinem
Strombetrieb unterwegs. Zudem sin-
ken die Zulassungszahlen kontinu-
ierlich: Während es im vergangenen
Jahr noch eine leichte monatliche
Steigerung der Neuzulassungen gab –
durchschnittlich wurden rund 1 000
E-Fahrzeuge zugelassen, brachen die
Zahlen Anfang dieses Jahres ein. Im
April 2015 wurden nur noch 684 neue
Elektrowagen angemeldet.
Während die Bundesregierung

noch darüber nachdenkt, wie sie die
Automobilindustrie zufriedenstellen

kann, bezeichnete Hilmar von Lo-
jewski vom Deutschen Städtetag Au-
tos schlicht als Platzräuber – egal ob
fossil oder elektrisch betrieben. »Der
Raum in den Städten ist knapp«, sag-
te er. Auch NABU-Experte Rieger
glaubt nicht, dass Elektroautos allein
die Verkehrswende stemmen können:
»Viel zu hoher Flächen- und Ressour-
cenverbrauch sowie Lärm bleiben be-
stehen.« Es müsse mehr Platz für Fuß-
gänger und Fahrradfahrer geben. Der
Absatz der E-Autos solle mit einem
Elektromobilitätsfonds in Gang ge-
bracht werden, der sich aus einer Ab-
gabe für besonders klimaschädliche
Pkw speise, meint er.
Statt einer Autoförderung plädiert

von Lojewski für mehr Geld zum Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs.
Doch das bringt aus Herstellersicht
den Absatz der E-Autos nicht voran.

Dieser elektrisch angetriebene VW-Bus startete vergangenes Wochenende bei der Elektrorallye Wave Trophy. Foto: dpa/Jan Woitas

Datenschützer
verlassen
US-Gespräche
Verhandlungen über
Gesichtserkennung stocken

San Francisco. Monatelange Ge-
spräche über einen freiwilligen
Verhaltenskodex bei Gesichtser-
kennung in den USA drohen nach
einem Eklat zu scheitern. Neun
Datenschutzorganisationen ver-
ließen die Verhandlungen mit
Vertretern von Handel und Mar-
ketingbranche. Die Industrie wei-
gere sich, Gesichtserkennung nur
mit ausdrücklicher Zustimmung
einzusetzen, kritisierten sie.
»Zumindest sollte es den Men-

schen möglich sein, über eine öf-
fentliche Straße zu gehen, ohne
dass Unternehmen, von denen sie
nie gehört haben, jeden ihrer
Schritte verfolgen«, hieß es in ei-
ner am Montagabend veröffent-
lichten Erklärung. Das sei der Mi-
nimalkonsens, der erreicht wer-
den müsse. Die Industrievertreter
hätten sich jedoch jedem konkre-
ten Szenario verweigert, bei dem
zur Gesichtserkennung grund-
sätzlich erst eine Zustimmung
eingeholt werden müsste. Unter
anderem einige US-Händler wür-
den gerne Daten aus der Ge-
sichtserkennung auswerten.
Zu den neun Gruppen, die aus

den Gesprächen ausscherten, ge-
hören bekannte Organisationen
wie die American Civil Liberties
Union (ACLU), Consumer Action
und die Electronic Frontier Foun-
dation (EFF). Die US-Regierung
strebt eine Selbstregulierung bei
der Gesichtserkennung an und
setzte deswegen den Dialog in
Gang. 16 Monate lang hatten sich
Datenschützer und Firmen regel-
mäßig unter Aufsicht der natio-
nalen Telekommunikationsbe-
hörde getroffen. Eine Behörden-
sprecherin äußerte sich ent-
täuscht über den Ausstieg der
Nichtregierungsorganisationen.
Die restlichen Teilnehmer sei-

en gewillt, die Gespräche fortzu-
führen – mit oder ohne Daten-
schützer –, berichtete die »New
York Times«. dpa/nd

Bittere Äpfel
Greenpeace-Studie untersucht Pestizidbelastung auf europäischen Apfelplantagen

Böden und Gewässer rund um Eu-
ropas Apfelplantagen sind mit Pes-
tiziden belastet. Greenpeace kriti-
sierte am Dienstag Gesundheitsfol-
gen für Landwirte und Umwelt.

Von Haidy Damm

Die Umweltorganisation Greenpeace
hat sich Europas beliebtestes Obst
vorgenommen: den Apfel. Unter den
Obstanbauern ist die Apfelproduktion
mit rund 12 Tonnen wichtigster Bran-
chenzweig. Auch das Geschäft mit
Pflanzenschutzmitteln läuft gut: Nach
Angaben des Industrieverbands Agrar
(IVA) stieg der Umsatz im vergange-
nen Jahr um 6,2 Prozent auf 1,6 Mil-
liarden Euro. Einen guten Teil davon
haben die Apfelproduzenten auf die
Felder gebracht, Reste finden sich laut
Greenpeace in Boden und Gewässern.
»Die Testergebnisse belegen, dass

bei der Produktion von Äpfeln meh-
rere Chemikalien eingesetzt werden,
die nach dem Einsatz im Boden ver-
bleiben und das Ökosystem verseu-
chen«, so das Resümee der am Diens-
tag vorgelegten Greenpeace-Studie
»Der bittere Beigeschmack der euro-
päischen Apfelproduktion«. Damit sei
belegt, so Dirk Zimmermann, Land-
wirtschaftsexperte von Greenpeace,
dass die industrielle Apfelproduktion
nach wie vor gefährliche Pestizide ein
setze, »die Umwelt und Verbraucher
schädigen können«. In den großflä-
chigen Monokulturen reagieren Bäu-
me anfällig auf Krankheiten und
Schädlinge. Zwischen 2011 und 2013
setzten Landwirte hier durchschnitt-
lich etwa 32 mal pro Jahr Gifte gegen
Pilzbefall, Insekten undUnkräuter ein.
Für die Studie hat Greenpeace 36

im April 2015 genommene Wasser-
und 49 Bodenproben aus Apfelplan-
tagen in 12 EU-Ländern analysiert. 64
dieser Stichproben wiesen Rückstän-

de auf, über die Hälfte war mehrfach
belastet. An der Spitze beim Pestizid-
einsatz steht demnach Italien, mit 18
gefundenen Pestiziden in drei Pro-
ben, gefolgt von Belgien (15 Pestizide
in drei Proben) und Frankreich (13
Pestizide in sechs Proben). In
Deutschland enthielten sieben von
zehnWasser- und Bodenproben bis zu
acht unterschiedliche Pestizide. Die
Proben stammen aus dem Alten Land
bei Hamburg. Hier gilt nach wie vor
eine Sonderregelung für den Einsatz
von Spritzmitteln, da die Gräben rund
um die Plantagen sehr eng gezogen
sind.
Gefährlich ist laut Greenpeace da-

bei besonders der Mix. Cocktails aus
bis zu 13 verschiedenen Pestiziden
belasten Böden und Gewässer, wäh-
rend die Belastung von Äpfeln in den
Supermärkten meist unter den
Grenzwerten liege. Laut Greenpeace
spritzen Landwirte vor allem zu Be-

ginn der Blütephase. Rückten die
Ernte und der Verkauf näher, werde
»penibel auf die Einhaltung der
Grenzwerte« geachtet.
Insgesamt fanden sich 53 ver-

schiedene Gifte, darunter besonders
toxische wie DDT und hormonell
wirksame Substanzen wie Endosul-
fan. 20 der Gifte sind extrem bestän-
dig und lassen sich daher über Jahr-
zehnte in der Umwelt finden. Einige
der analysierten Gifte sind mittler-
weile verboten, könnten also aus frü-
heren Einsätzen stammen.
Greenpeace hatte im Mai in einem

Bericht aufgezeigt, dass Pestizide die
Gesundheit vor allem von Landwir-
ten, ihren Familien und Menschen in
den Anbaugebieten gefährden. Pes-
tizide belasten zudem die Artenviel-
falt. Deshalb befasst sich der zweite
Teil der Studie mit Alternativen wie
natürlicher Schädlingskontrolle und
schützenden Anbaumaßnahmen.

Das hierzulande beliebteste Obst im Abendlicht Foto: dpa/Frank Rumpenhorst

Kompromiss bei
EU-Bioverordnung
Schmidt setzt sich bei Rückstandskontrollen durch

Nach langwierigen Verhandlun-
gen haben sich die EU-Agrarmi-
nister auf einen Kompromiss bei
der Bioverordnung geeinigt.

Von Haidy Damm

Die Debatte über die Reform bei Bio-
lebensmitteln verlief auch am
Dienstag kontrovers, am Ende ei-
nigten sich die EU-Landwirtschafts-
minister dennoch auf den – leicht
abgewandelten – Vorschlag aus
Lettland. Streit gab es um die künf-
tigen Grenzwerte, hier kam der Wi-
derstand besonders aus Deutsch-
land: Vom Bauernverband über Bio-
branche bis zum Bundeslandwirt-
schaftsministerium waren sich alle
einig, dass spezielle Grenzwerte für
Biolebensmittel dem Problem nicht
gerecht werden. Am Ende konnte
sich diese Linie offensichtlich durch-
setzen, Grenzwerte für Rückstände
von Pestiziden und anderen uner-
wünschten Stoffe gelten demnach
weiter für alle Lebensmittel gleich.
»Wir kommen mit dieser allge-

meinen Ausrichtung der Verbesse-
rung des Schutzes des Verbrauchers
sehr viel näher«, urteilte Bundes-
landwirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU) in der öffentlichen
Sitzung. Denn Verbraucher können
weiter damit rechnen, dass Biole-
bensmittel weniger mit Schadstof-
fen belastet sind. Sichergestellt wer-
den soll das durch sogenannte Pro-
zesskontrollen. Dabei nehmen Kont-
rolleure die Betriebe unter die Lupe,
die ökologische Lebensmittel her-
stellen oder verarbeiten.
Länder, die bereits eigene Öko-

grenzwerte installiert haben wie
Belgien bekommen eine Über-

gangszeit. Innerhalb dieser Periode
dürfen sie die strengeren Grenz-
werte für im Land produzierte Le-
bensmittel noch aufrecht erhalten.
Kontrollen sollen, wie im Vor-

schlag angedacht, mindestens ein-
mal jährlich stattfinden. Durchset-
zen konnte sich Deutschland damit,
dass diese künftig stärker nach Ri-
siken ausgerichtet werden. »Art und
Häufigkeit der amtlichen Kontrollen
werden auf der Grundlage der
Wahrscheinlichkeit eines Verstoßes
festgelegt«, heißt es in dem Kom-
promisspapier.
Der Bund Ökologische Lebens-

mittelwirtschaft (BÖLW) hatte die
deutsche Linie im Vorfeld unter-
stützt und zeigte sich verhalten zu-
frieden. Das Schlimmste sei verhin-
dert, heißt es in einer Stellungnah-
me. Allerdings könne das nicht da-
rüber hinwegtäuschen, »dass die Po-
sition des Agrarrates weit hinter un-
seren Erwartungen zurückbleibt«, so
BÖLW-Vorsitzender Felix Löwen-
stein. »Es ist dem Rat nicht gelun-
gen, für eine sinnvolle Weiterent-
wicklung des bestehenden Biorechts
zu sorgen.«
Das Hauptargument des BÖLW

ist, dass Öko-Landwirte gar nicht
selbst für Schadstoffe in ihren Pro-
dukten verantwortlich sein müssen,
sondern die Schadstoffe von kon-
ventionell betriebenen Nachbarfel-
dern stammen könnten. Die Ge-
genseite hatte gefordert, Biozertifi-
kate zu entziehen, wenn Rückstän-
de gefunden werden – unabhängig
davon, wer dafür verantwortlich sei.
Nun sollen die Betriebe ihre Waren
zwar nicht mehr als bio verkaufen
können, aber nicht ihr Zertifikat ver-
lieren. Mit Agenturen
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Kampf um das Holz der Karpaten
Unternehmen nutzen die schlechten Kontrollen in Rumänien aus – nun legt die Regierung eine Quote fest
Umweltschützer warnen vor mas-
siver Abholzung in den Karpaten,
wodurch Hochwasserkatastrophen
zu erwarten seien. Doch das Ge-
schäft ist lukrativ – vor allem für
mitteleuropäische Unternehmer.

Von Silviu Mihai, Rădăuţi

Diemarode Landstraße schlängelt sich
zwischen den prächtigen Abhängen.
Malerische Dörfer mit orthodoxen
Kirchen liegen weit verstreut entlang
des Wegs, der quer durch die Karpa-
ten führt. Es ist regnerisch wie selten
in Rumänien, die Gegend riecht nach
nassem Wald. Einer nach dem ande-
ren fahren Lkw ab dem Spätnachmit-
tag bergab in Richtung Osten – alle
sind voll beladen mit Baumstämmen.
Seit einigen Jahren gehört das zum

Alltag in der Bukowina, einer Region
im Norden Rumäniens. Erst gegen
Mitternacht beruhigt sich der Schwer-
verkehr, regt man sich in den Dorf-
kneipen auf. Das sei auch der Grund,
warum immer tiefere Schlaglöcher die
Straße durchziehen. Der Unmut der
Einwohner machte gerade die Runde
und schaffte es bis in die Medien in
der Hauptstadt Bukarest. Die Region
ist wichtig für Rumänien, denn mit ih-
ren Berglandschaften und alten Klös-
tern verfügt sie über ein erhebliches
touristisches Potenzial.
Unweit des Dorfs Pojorâta wurden

die Tannen großflächig gefällt. Erst
von einem höheren Punkt aus lässt
sich das Ausmaß erkennen. Damit
niemand anfängt, Fragen zu stellen,
vermeiden die Holzfäller mittlerweile
Stellen, die von der Straße sichtbar
sind. Doch das dünn besiedelte Berg-
gebiet bietet auch abseits der getre-
tenen Pfade zahlreiche Möglichkeiten

für den Kahlschlag im kleinen und
großen Stil. Am Waldrand wird das
Geräusch der Sägen und Äxte hörbar.
Weiter oben stehen zwei Pferde – sie
warten auf die nächste Ladung, die zur
Landstraße getragen werden muss.
Dort warten in der Regel bereits die
Lkw. Die beiden Männer, die Tannen
fällen, sind wortkarg. Sie seien Tage-
löhner und arbeiteten im Auftrag ei-
nes Kleinunternehmens aus dem Dorf,
erzählen sie dann doch. Ob die erfor-
derliche Genehmigung vom Forstamt
vorliege? Dies sei Chefsache.
Die zahlreichen Firmen aus der Re-

gion, die sich mit Forstarbeiten be-
schäftigen, behaupten stets, sie ver-
fügten über alle Genehmigungen.
Meist haben sie auch Recht – nur in
den seltensten Fällen wird illegal oh-
ne das Wissen der Behörden abge-
holzt. Beim Forstamt hingegen heißt
es typischerweise, die Tannen seien
von Schädlingen oder Krankheiten
befallen und dürften gefällt werden.
Oder es habe einen Sturm gegeben
und Aufräumarbeiten seien fällig.
Dass Aufräumen eher in den zu-

ständigen Ämtern fällig und die Be-
kämpfung der grassierenden Korrup-
tion nötig wäre, gilt in Rumänien als
offenes Geheimnis. Allein in den ers-
ten drei Monaten dieses Jahres haben
Inspektionen aus der Kreisstadt Su-
ceava in Dutzenden Fällen Anzeige
gegen Forstbeamte und andere An-
gestellte erstattet. Doch die Miss-
stände bei der Erteilung von Geneh-
migungen und bei der Markierung be-
fallener Bäume bleiben systematisch.
Rumänische und internationale

Umweltschutzorganisationen schla-
gen angesichts der Hochwasserka-
tastrophen in denNachbarländern seit
Monaten Alarm: Die Entwaldung der
Karpaten schreite voran und könne
auch in Rumänien zu solchen Desas-
tern führen. Deshalb müsse die Re-
gierung das Phänomen so bald wie
möglich in den Griff bekommen, ar-
gumentiert Magor Csibi von der Um-
weltstiftung WWF. Jede Stunde ver-
schwinden in Rumänien durch-
schnittlich drei Hektar Wald, zeigt ei-
ne Studie der Umweltorganisation
Greenpeace. Die illegal abgeholzten
Parzellen betrugen laut einem Bericht
des rumänischen Rechnungshofs seit

der Wende fast 400 000 Hektar – das
sind rund sechs Prozent der gesamten
Waldfläche des Landes. Den dadurch
entstandenen Schaden schätzt die Be-
hörde im konservativsten Szenario auf
über fünf Milliarden Euro. Und nir-
gendwo sei die Situation gravieren-
der als im Landkreis Suceava, berich-
teten die Beamten Ende vergangenen
Jahres. Grund dafür ist vor allem das
Geschäft mit dem Holz, einer Ware,
die sich lukrativ exportieren lässt.
Rund 75 Kilometer nordöstlich von

Pojorâta in der Kleinstadt Rădăuţi be-
finden sich zwei große Verarbei-
tungswerke: die Holzindustrie
Schweighofer und Egger. Beide ge-
hören österreichischen Unterneh-
mern, die in den letzten Jahren zu
Marktführern der rumänischen Holz-
branche geworden sind, Wirtschafts-
krise hin oder her. Für diemeisten Lkw
aus den Karpaten endet die holprige
Fahrt hier: Die Baumstämme werden
auf dem riesigen Schweighofer-Fab-
rikgelände entladen, automatisch
nach Kaliber und Qualität sortiert,
Maschinen entfernen dann die Rinde
und legen das Material wieder auf das
Fließband, das sie zur Fabrikhalle

führt. Dort werden die besten Tannen
zu Schnittholz verarbeitet, den Rest
und die Abfälle zerkleinern die Ma-
schinen zu Pellets, zu Hackschnitzeln
für die österreichische Papierindust-
rie oder zu Biomasse für die Energie-
erzeugung in Deutschland.
Das Endprodukt wird anschlie-

ßend verpackt und auf Waggons ge-
laden – täglich verlassen mehrere Gü-
terzüge das Werk in Richtung Mittel-
europa oder Constanţa. Hier im
Schwarzmeerhafen wird die Fracht
auf Container umgeladen und für den
Export fertig gemacht. Rund 80 Pro-
zent der Produktion von Schweig-
hofer landet einige Wochen später in
Westeuropa, den USA, Japan oder
Saudi-Arabien.
Inhaber und Geschäftsführer Ge-

rald Schweighofer kommt öfter nach
Rădăuţi, um sein Werk zu besuchen
und mit den Mitarbeitern die Pro-
duktions- und Vertriebslage zu be-
sprechen. Rund 2500 Beschäftigte ar-
beiten in den vier Fabriken des Un-
ternehmens in Rumänien, die jährlich
fast drei Millionen Kubikmeter Baum-
stämme verarbeiten. Der Umsatz der
rumänischen Tochterfirma betrug

vergangenes Jahr 550 Millionen Eu-
ro, im ostsiebenbürgischen Ort Reci
befindet sich gerade ein Werk im Bau.
Natürlich gebe es ein Problem mit

der pseudolegalen Abholzung in Ru-
mänien, gibt Schweighofer zu: Es wird
eigentlich mehr gefällt, als erlaubt ist.
»Das Problem ist die Kontrolle und die
Durchsetzung der Bestimmungen.Wir
könnennicht denStaat spielen unddie
ganze Lieferantenkette bis ins letzte
Detail kontrollieren«, sagt der Unter-
nehmer. »Wir waren immer für die
Stärkung der Forstbehörden und da-
für, dass die korrupten Beamten ins
Gefängnis gehen.«
Mit diesem letzten Punkt wären

auch Umweltschützer einverstanden.
Sie behaupten jedoch, dass Unter-
nehmer wie Schweighofer systema-
tisch und wissentlich von der illega-
len Abholzung profitieren. Ende April
präsentierten Vertreter der Nichtre-
gierungsorganisation »Environmental
Investigation Agency« Beweise: Akti-
visten, die sich als ausländische Wald-
besitzer ausgaben, boten Schweig-
hofer-Mitarbeitern Baumstämme an
und erklärten, dass sie nicht alles do-
kumentieren könnten. Darauf hieß es,

dies sei kein Problem. Das heimlich
aufgenommene Video des Gesprächs
machte die Runde in rumänischen
Medien und sozialen Netzwerken. Die
Empörung war umso größer, als das
Parlament in Bukarest seit Wochen
über eine Reform des Forstgesetzes
debattiert – und nach Auffassung der
Umweltschützer dabei war, auf Druck
der Holzindustrielobbyisten neue
Schlupflöcher einzubauen.
In letzter Minute machte die Re-

gierungskoalition um den sozialde-
mokratischen Premier Victor Ponta ei-
nen Rückzieher und verabschiedete
eine neue Bestimmung, die jeder Fir-
ma die Verarbeitung von maximal 30
Prozent der landesweiten Gesamt-
produktion für die jeweilige Baumart
erlaubt. »Schließlich gab es vor kur-
zem mit dem umstrittenen Goldberg-
bauprojekt in Rosia Montana und mit
der Schiefergasförderung durch Fra-
cking zwei Präzedenzfälle, in denen
die Zivilgesellschaft die umweltschä-
digenden Vorhaben direkt oder indi-
rekt stoppen konnte«, erklärt Magor
Csibi vom rumänischen Ableger des
WWF. »Die Regierung Ponta hat die
Lehren daraus gezogen und setzt jetzt
auf eine relative Versöhnung mit der
neuen Bukarester Ökobewegung, die
nicht zu ihrer Stammwählerschaft ge-
hört, sondern weitgehend das bür-
gerliche Lager unterstützt«, kom-
mentiert der linke Publizist und Blog-
ger Costi Rogozanu. »Es ist angesichts
der Parlamentswahlen Ende 2016
keine schlechte Strategie.«
Der wirtschaftsliberale Staatsprä-

sident Klaus Johannis lehnte es über-
raschend ab, die 30-Prozent-Quote zu
unterschreiben – und zog damit den
Ärger nicht nur der Umweltschützer
auf sich. Sein Einwand, die Bestim-
mung führe zu einer Verzerrung des
marktwirtschaftlichen Wettbewerbs,
entspricht der Argumentationslinie
der Holzindustrie. Dies erweckte bei
vielen Aktivisten den Verdacht, der
Präsident diene den Interessen der
mitteleuropäischen Unternehmen.
Vor wenigen Wochen gingen in Bu-
karest und anderen Großstädten hun-
derte Menschen auf die Straße, um
gegen die Abholzung und für die 30-
Prozent-Quote zu demonstrieren. Für
Johannis ist das der erste Imagescha-
den seit seinem Wahlsieg Ende 2014.
»Die Quote an sich löst das allge-

meine Problem der Entwaldung
nicht«, gibt Csibi zu. »Letztendlich ist
es egal, ob viele kleine Unternehmen
oder nur wenige große vom Kahl-
schlag profitieren. Wir fordern jedoch
die Quote als Maßnahme in einer Not-
situation.«
Das Parlament gab Mitte Mai den

Aktivisten recht: Die Abgeordneten
verabschiedeten die Bestimmung er-
neut, damit war der Präsident ver-
pflichtet, sie doch noch zu unter-
schreiben.

Holzstapel im Schweighofer-Werk in
Radauti (o.)
Holzabbau für den Privatgebrauch
gefährdet die Karpatenwälder nicht. (u.)
Fotos: George Popescu

Wald, Wölfe und Wanderwege
Die Karpaten sind ein rund 1300 Ki-
lometer langes Hochgebirge in Mit-
teleuropa, Osteuropa und Südosteu-
ropa. Das Gebirge liegt zu unter-
schiedlich großen Teilen in Öster-
reich, Tschechien, die Slowakei, Un-
garn, Polen, die Ukraine, Rumänien
und Serbien. In Rumänien überzieht
das Gebirge das größte geschlossene
Waldgebiet Europas. Hier finden sich
mehr als ein Drittel aller in Europa
noch wildlebenden Großraubtiere –
Braunbären, Wölfe und Luchse. Über
3000 Wölfe sollen sich in den dichten
Tannengehölzen aufhalten. Angst vor

menschlichem Kontakt brauchten sie
bislang kaum zu haben, große Gebie-
te sind unbesiedelt. Anfang des Jahres
wurden 18 Bisons in den Südkarpaten
ausgesetzt – sie sollen mithelfen, die
Gegend attraktiver für Wanderer und
Touristen zu machen.
Doch die Wälder und Lebensräume

sind durch Abholzung gefährdet: Im
Jahr 2003 haben sich sieben Karpa-
tenländer zusammengeschlossen und
die sogenannte Karpatenkonvention
verabschiedet. Sie soll helfen, Tiere
und Umwelt koordinierter zu schüt-
zen, die Wasserressourcen nachhalti-

ger zu nutzen und eine umwelt-
freundliche Land- und Forstwirtschaft
zu gewährleisten. Auch Verkehrsinf-
rastruktur, nachhaltiger Tourismus
sowie Programme zur Förderung des
ökologischen Bewusstseins in der Be-
völkerung stehen auf der Agenda.
Über die Einhaltung der beschlosse-
nen Regeln wacht derzeit ein Inte-
rimssekretariat des Umweltprogram-
mes der Vereinten Nationen.
Zusätzlich wurde im Jahr 2011 in

Bratislava ein Abkommen für nach-
haltiges Forstmanagement unter-
zeichnet. nd

Jede Stunde
verschwinden in
Rumänien
durchschnittlich drei
Hektar Wald.

NACHRICHTEN

Bahn-Konkurrenten
gewinnen Riesenauftrag
für Zugverkehr in NRW
Gelsenkirchen. Die Deutsche Bahn
hat einen großen Auftrag im deut-
schen Regionalverkehr an die Kon-
kurrenz verloren: Von 2018 an sol-
len fünf stark genutzte Regional-
linien zwischen Aachen, Köln und
dem Ruhrgebiet vom britischen
Privatbahnunternehmen National
Express und Abellio Rail NRW, ei-
ner Tochter der niederländischen
Staatsbahn, betrieben werden. Das
haben die zuständigen Verkehrs-
verbünde am Dienstag beschlos-
sen. Bisher fährt die Bahn auf den
Strecken, sie hatte sich auch an der
neuen Ausschreibung beteiligt. Die
neuen Verträge gelten für 15 Jah-
re. Gegen die Vergabeentschei-
dung ist innerhalb von zehn Ta-
gen Einspruch möglich. Der Nah-
verkehr in dem dicht besiedelten
NRW-Ballungsraum soll unter dem
Stichwort »Rhein-Ruhr-Express«
(RRX) mit schnelleren Zügen und
zusätzlichen Gleisen für Milliar-
den Euro beschleunigt und mo-
dernisiert werden. dpa/nd

Studie: Zahl der
Superreichen steigt
New York. Der weltweite Reich-
tum steigt weiter kräftig. 2014
legten die privaten Finanzvermö-
gen im Vergleich zum Vorjahr um
fast zwölf Prozent auf 164 Billio-
nen US-Dollar (146 Billionen Eu-
ro) zu. Das ist das Ergebnis einer
am Montag in New York veröf-
fentlichten Studie der Beratungs-
firma Boston Consulting Group.
Die Vermögen konzentrieren sich
demnach noch stärker bei den Su-
perreichen. Die regionale Vertei-
lung verändert sich aber – vor al-
lem wegen des Vermögensbooms
in China hat der asiatisch-pazifi-
sche Raum ohne Japan Europa
überholt und dürfte bald auch die
USA hinter sich lassen. Die Zahl
der Millionäre weltweit kletterte
im vergangenen Jahr nach Anga-
ben der Beratungsfirma deutlich
von 15 auf 17 Millionen. dpa/nd

Lufthansa-Schlichtung
festgefahren
Frankfurt am Main. Bei der Luft-
hansa wird ein Streik der Flugbe-
gleiter immer wahrscheinlicher.
Die Schlichtung um die Renten der
rund 19 000 Flugbegleiter des
Konzerns ist festgefahren. Obwohl
es noch Gesprächskontakte zur Ka-
binengewerkschaft UFO gebe,
rechnet auch das Unternehmen
nicht mit einem schnellen Schlich-
terspruch an diesem Samstag. Die
Schlichter Herta Däubler-Gmelin
und Friedrich Merz werden nach
Einschätzung der Lufthansa vo-
raussichtlich keine klassische
Schlussempfehlung zur komple-
xen Materie der Übergangs- und
Altersversorgung abgeben.Man sei
inhaltlich noch gar nicht so weit
gekommen, erklärte ein Tarifex-
perte des Unternehmens am
Dienstag. Die Gewerkschaft UFO
hatte in der vergangenen Woche
die Schlichtung für gescheitert er-
klärt und einen Schlichterspruch
verlangt, weil Lufthansa aus ihrer
Sicht in allen wesentlichen Fragen
»Beton angerührt« habe. dpa/nd

Justizminister planen
kollektiven Rechtsschutz
Stuttgart. Ob verspätete Flüge
oder Abo-Fallen im Internet: Für
Verbraucher soll es künftig ein-
facher werden, ihr Recht durch-
zusetzen und Entschädigungen
einzufordern. Die Justizminister
der Länder wollen bei ihrem Tref-
fen am Mittwoch und Donnerstag
in Stuttgart voraussichtlich für ei-
nen kollektiven Rechtsschutz für
Verbraucher stimmen. »Nicht je-
der einzelne Verbraucher muss
zur Durchsetzung seiner Rechte
die Ochsentour durch die Instan-
zen machen«, sagte der Vorsit-
zende der Justizministerkonfe-
renz, Baden-Württembergs Res-
sortchef Rainer Stickelberger
(SPD), der dpa. »Vielmehr könn-
te eine einzige Musterklage die
wesentlichen Fragen einheitlich
für eine Vielzahl von Verbrau-
chern klären.« dpa/nd
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IN BEWEGUNG

Appell gegen
Syrien-Embargo
Pfaffenhofen. Friedensaktivisten
appellieren an Bundeskanzlerin
Angela Merkel und den Bundes-
tag, das Embargo gegen Syrien
aufzuheben. »Es kann nicht an-
gehen, dass man ein Land aus-
hungert, um eine Regierung zu
stürzen«, kritisiert Bernd Dusch-
ner vom Friedensverein Pfaffen-
hofen gegenüber »nd« die Sank-
tionen, die seit vier Jahren beste-
hen. Bislang haben mehr als 2000
Menschen seinen Aufruf unter-
zeichnet, darunter Bundestags-
abgeordnete der Linkspartei, der
Herausgeber der Nachdenkseiten
Albrecht Müller sowie der Ex-Ver-
teidigungsstaatssekretär der CDU,
Willy Wimmer. »Ohne ein Ende
des Embargos kann es keinen
Frieden geben«, betont Duschner,
dessen Friedensverein sich in Bay-
ern auch für Flüchtlinge einsetzt.
2011 verhängten die EU, USA

und die Golfmonarchien ein Em-
bargo gegen Syrien: seine Aus-
landsguthaben wurden eingefro-
ren, Importe aus Syrien verboten.
Ebenfalls verboten wurden Ex-
porte von Treibstoff, Erdöl, Tech-
nik und Ausrüstung nach Syrien.
Die Sanktionen sollen die Wirt-
schaft des Landes lahmlegen und
die Bevölkerung zum Aufstand
gegen die Regierung Assad trei-
ben.
Die Unterzeichner des Appells,

der sich auch an das Europapar-
lament richtet, kritisieren die
Maßnahmen als »unmenschliche
Form der Kriegsführung«, die sich
gegen die Zivilbevölkerung rich-
ten. So sei das Sozialprodukt Sy-
riens um 60 Prozent eingebro-
chen, die Arbeitslosenquote von
knapp 15 Prozent auf 58 Prozent
hochgeschnellt. »64,7 Prozent der
Syrer leben in extremer Armut und
können sich selbst die notwen-
digsten Lebensmittel nicht mehr
kaufen«, betonen die Unterzeich-
ner und warnen: »In dieser ver-
zweifelten Situation gedeihen Ge-
walt, Fanatismus, Kriminalität,
können Terrororganisationen wie
ISIS und Al Nusra leicht rekrutie-
ren.« inw
www.freundschaft-mit-valjevo.de

Protest auch am
Stadtrand
Dresden. Das Bündnis »Dresden
Nazifrei« hat für Mittwoch Wi-
derstand gegen den von NPD-Ka-
dern und Kameradschafter_innen
angekündigten Aufmarsch im
Dresdner Stadteil Niedersedlitz
angekündigt. Sie mobilisieren zu
17.30 Uhr, der Treffpunkt sollte
am Dienstagabend bekannt gege-
ben werden.
Das Bündnis wertet es einer-

seits als Erfolg der mehrjährigen
Proteste, dass die Nazis inzwi-
schen nicht mehr im Stadtzent-
rum marschieren und sich statt-
dessen auf ihre vermeintlichen
Hochburgen in Dresden, Leuben
und Niedersedlitz, zurückziehen.
Dennoch müsse auch dagegen
protestiert werden: »Egal ob am
östlichen Ende der Stadt oder mit-
ten im Kern, egal ob Nazihoch-
burg oder alternatives Szenevier-
tel – Naziaufmärsche sind für uns
überall in Dresden unerträglich«,
erklärt Bündnissprecher Silvio
Lang. Die Mobilisierung ist kurz-
fristig, deshalb will das Bündnis
von der Situation vor Ort abhän-
gigmachen, ob es sich auf hör- und
sichtbaren Protest beschränkt oder
versucht, den Aufmarsch aktiv zu
blockieren, teilte Lang mit. nd

»Wir selbst haben am meisten gelernt«
Daniel Poštrak von der Initiative »Keupstraße ist überall« über die Nachbarschaftsarbeit nach der Selbstaufdeckung des Terrornetzwerks NSU

Dieser Tage fanden in Köln und
Nürnberg Gedenkveranstaltungen
für die Opfer der Terrorgruppe
»Nationalsozialistischer Unter-
grund« (NSU) statt. Die Gruppe
Dostluk Sineması gehörte zu den
ersten, die öffentliche Veranstal-
tungen zum NSU-Komplex organi-
siert hat – nicht in Szeneläden, son-
dern in Kneipen und Lokalen auf
der Keupstraße. Wie entstand die-
se Idee?
Der NSU war auch für uns von heute
auf morgen in der Welt. Wir haben
uns die Frage gestellt: Wie kann das
sein, dass zwei rassistische Anschlä-
ge direkt vor unserer Haustür pas-
sieren und wir das nicht wahrneh-
men? Von den Betroffenen wurde
von Anbeginn immer wieder geäu-
ßert, dass der Anschlag einen ras-
sistischen Hintergrund haben muss-
te. Dieses Wissen wurde aber nicht
zur Kenntnis genommen – nicht von
der Kölner Öffentlichkeit und auch
nicht von uns, obwohl wir uns schon
länger mit Ras­sismus beschäftigt
hatten. So kam es zu der Idee, eine
Veranstaltungsreihe zu machen. Uns
ging es darum, dass die Geschichten
öffentlich erzählt, gehört und ernst
genommen werden. Und darum,

welche Lehren wir selbst daraus zie-
hen können, dass das bisher nicht
stattgefunden hat.

Welche Schwierigkeiten gab es da-
bei?
Es war schwer, Menschen von der
Keupstraße überhaupt dazu zu brin-
gen, öffentlich ihre Geschichte zu er-
zählen. Denn sie wurden über viele
Jahre hinweg allein gelassen. Und
wenn sie ihre Geschichte erzählt ha-
ben, gab es immer nur Ärger. Sie
wurden Repression und Verdächti-
gungen ausgesetzt und sind selber ins
Visier der Ermittlungsbehörden ge-
raten.

Wie haben Sie Vertrauen in der
Keupstraße entwickelt?
Wichtig waren andere Betroffene
rassistischer Gewalt wie Ibrahim
Arslan, der bei Veranstaltungen von
dem Brandanschlag in Mölln be-
richtet hat, bei dem er drei Famili-
enmitglieder verloren hat. Das hat
denMenschen in der KeupstraßeMut
gemacht. Denn Ibrahim Arslan wuss-
te aus eigener Erfahrung genau, dass
es die Position der Betroffenen stärkt,
wenn sie das Wort ergreifen. Und er
wusste, dass es hilft, Rassismus ge-

meinsam solidarisch zu begegnen,
wenn Betroffene in einen Dialog
kommen und öffentlich auftreten.

Wie haben Sie Kontakt zu den Be-
troffenen bekommen?
Eine Person unserer Gruppe betreibt
einen Kiosk auf der Keupstraße und
kennt viele Menschen dort. Ein wei-
terer hat früher in der Straße ge-
wohnt. Einzelkontakte sind also wie
immer der Schlüssel. Das ist ein Pro-
zess, der bis heute anhält. Wir ken-
nen immer noch nicht alle persön-
lich, die in München am Prozess als
Nebenkläger_innen auftreten. Man
braucht also einen langen Atem.
Wichtig ist ein offenes ehrliches Ver-
hältnis von Anfang an und nicht zu
glauben, dass man sein Gegenüber
bevormunden oder schützen müsste.
Wenn man sein Gegenüber ernst
nimmt, schafft das Vertrauen.

Wie würden Sie Ihre Arbeit cha-
rakterisieren, als »Politisierung«?
Nein. Wir haben es mit einem Er-
eignis zu tun, das die ganze deut-
sche Geschichte betrifft, 22 Neben-
kläger_innen aus der Keupstraße
treten in einem historischen Ge-
richtsprozess auf – das ist per se po-
litisch. Da sind nicht wir diejenigen,
die von außen kommen und das
Ganze politisieren. Ich würde das,
was wir machen, eher als Auseinan-
dersetzung bezeichnen. Und diese
haben nicht wir ins Rollen gebracht,
sondern wir haben uns an eine be-
reits vorhandene Auseinanderset-
zung angedockt. Dabei haben wir
selbst am meisten gelernt. Weil es ja
genau darum ging, ein Wissen, das
marginalisiert wird, sichtbar zu ma-
chen. Und dieses Wissen hatten nicht
wir, sondern dieses Wissen lag in der
Keupstraße.

Wie geht’s weiter in der Keupstra-
ße?
Es gibt auch nach den Aussagen der
Keupstraßenbewohner_innen im
NSU-Prozess in München viel zu tun.
In Nordrhein-Westfalen werden sie
nochmal im Untersuchungsaus-
schuss auftreten. Und die Neuaufla-
ge unseres Buches »VonMauerfall bis
Nagelbombe« mit zusätzlichen In-
terviews, Berichten und Analysen.
wird voraussichtlich im Herbst er-
scheinen. Längerfristig geht es uns
weiterhin darum, die Geschichten
der Betroffenen sichtbar zu machen.

Dostluk Sineması (Hg.): »Von Mauerfall
bis Nagelbombe. Der NSU-Anschlag auf
die Kölner Keupstraße im Kontext der
Pogrome und Anschläge der neunziger
Jahre«, Amadeo Antonio Stiftung 2014.
Das Buch ist auch auf Türkisch erschie-
nen. www.amadeu-antonio-stiftung.de

Die Keupstraße und der NSU-Komplex
Im Juni 2004 explodierte in der Keupstraße in Köln-Mül-
heim eine Nagelbombe. 22 Menschen wurden zum Teil
schwer verletzt. Für viele in der Straße war schnell klar, dass
dieser Anschlag einen rassistischen Hintergrund haben
musste. Statt sie ernst zu nehmen, ignorierten Staat, Polizei
und Medien diese Deutung und verdächtigten vielmehr die
Betroffenen und ihre Angehörigen, in den Anschlag ver-
strickt zu sein. Die Opfer wurden stigmatisiert und schika-
niert und zum Schweigen gebracht. Misstrauen wurde in der
Nachbarschaft geschürt. Ein »Anschlag nach dem Anschlag«
insofern, als dass dem Angriff durch Nazis der Angriff durch
deutsche Institutionen folgte.
Aber auch von linken Gruppen wurde damals der Ver-

dacht, es handele sich um einen rassistischen Anschlag,
nicht aufgegriffen. Erst nachdem der »Nationalsozialistische
Untergrund« (NSU) sich 2011 selbst aufgedeckt hatte, be-
gannen sie sich für die Perspektive der Opfer zu interessie-
ren. Ende 2012 entstand die Gruppe Dostluk Sineması. Sie

führte im Frühjahr 2013 in Lokalen, Teestuben und Restau-
rants auf der Keupstraße eine Veranstaltungsreihe zu rech-
ter Gewalt und strukturellem Rassismus in Deutschland seit
dem Mauerfall. Die Veranstaltungen waren auch Initialzün-
dung für die Initiative »Keupstraße ist überall!«. Sie unter-
stützt die Betroffenen des Anschlages, organisiert Aktionen
und Kampagnen und ist Teil des bundesweiten Bündnisses
»NSU-Komplex auflösen«.
Im Januar konnten die Zeug_innen und Betroffenen des

NSU-Nagelbombenanschlags endlich im Münchner NSU-
Prozess aus ihrer Perspektive aussagen – Anlass für einen
bundesweit mobilisierten Aktionstag, der für Aufmerksam-
keit sorgte. Doch vor Gericht wurden die Betroffenen teil-
weise erneut wie Unmündige oder Verdächtige behandelt.
Der »Spiegel« trat nach und versuchte, in berechtigte und
unberechtigte Nebenkläger_innen zu spalten. Die Betroffe-
nen von rassistischer Gewalt müssen weiterhin um ihr Recht
kämpfen. zie

Daniel Poštrak engagiert sich in der
Kölner Initiative »Keupstraße ist
überall!«, die aus der Gruppe Dost-
luk Sineması hervorgegangen ist und
das Zusammenleben von Menschen
unterschiedlicher Herkunft in den
Stadtvierteln vertiefen will. Mit ihm
sprach Lino Ziegel.
Foto: privat

Nicht zu fassen
Als Protest Braunkohle-Bagger zu besetzen, wird unter Klimaaktivisten immer beliebter
Sie vertrauen weder auf Sigmar
Gabriel noch den Klimagipfel: Um-
weltschützer haben einen Weg ge-
funden, die Förderung der Braun-
kohle real zu behindern. Ihre Akti-
onen werden größer und radikaler.

Von Marcus Meier

RWE hat im Rheinischen Revier ein
massives Problem, das bald auch Vat-
tenfall in der Lausitz ereilen könnte:
Immer öfter behindern Klima-Akti-
visten das Abbaggern von Braunkoh-
le, und zwar ausgesprochen effektiv
und effizient. Effizient, weil wenige
Personen ausreichen, um die giganti-
schen Schaufelradbagger zum tage-
langen Stillstand zu zwingen. Effek-
tiv, weil so der Nachschub des Brenn-
stoffs in die ebenfalls von RWE be-
triebenen Kraftwerke in der Region
zwischen Köln, Aachen und Mön-
chengladbach unterbunden wird. Zu-
mindest für einige Zeit.
Alle Schaufelräder stehen still,

wenn der Aktivist es will: Sowie die
Bagger in den Tagebauen Garzweiler,
Hambach und Inden von unterneh-
mensfremden Personen bestiegen
werden, wird der Stillstand der Ma-
schine veranlasst. »Sicherheit hat
oberste Priorität«, sagt Jan Peter Cir-
kel, Pressesprecher der RWE Power
AG. »Es wäre grob fahrlässig, Men-
schenleben zu gefährden. Das jedoch
würden wir tun, wenn wir die Ma-
schinen trotz Besetzung weiter laufen
ließen.« Das Ganze fällt, je nach
Standpunkt und Interessenlage, ent-
weder in die Kategorie »ziviler Unge-
horsam« oder Kriminalität; RWE be-
müht insbesondere den Hausfrie-
densbruch-Paragrafen.
Zuletzt nutzte das recht wenig.

Ausmaß und Zahl solcher Aktionen
häufen sich nämlich: Allein drei wa-
ren es in den vergangenen zehn Mo-
naten. Zuletzt wurde ein Bagger im
Tagebau Inden in die Zwangspause
geschickt. Diesmal machten es sich die
Aktivisten nicht am Fuße der Ma-
schine bequem, sie kletterten lieber
auf dessen Dachplattform in 70 Me-
ternHöhe. Stattweniger Stunden hielt
die Aktion zweieinhalb Tage an. Und
vier Personen reichten aus, um den

Konzern zum Tritt aufs Bremspedal zu
zwingen.
Die vier zeigten sich hinterher eu-

phorisch: Zwar sei es wahnsinnig an-
strengend gewesen, bis an die Spitze
zu klettern. Doch habe die Aktion, die
spontan vorbereitet worden sei, auch

Spaß gemacht. Tino S., ein Unter-
stützer der Aktion, ergänzte: »Wir
wollen den RWE-Konzern ins Strau-
cheln bringen in seiner Zerstörungs-
politik. Steht die riesigeMaschine still,
bedeutet das einen massiven wirt-
schaftlichen Schaden für RWE.«
Und das Bündnis »Ende Gelände –

Kohlebagger stoppen, Klima schüt-

zen!« strebt schon die nächste Di-
mension des Protests an: Für den
Sommer hat sie »eine Massenaktion
des zivilen Ungehorsams« angekün-
digt. Konkret soll vom 14. bis 16. Au-
gust ein Bagger im Rheinischen Re-
vier blockiert werden. Das würde
gleich mehrere neue Rekorde bedeu-
ten: Statt ein oder zwei Tage stünde
der Bagger dann drei Tage still – so-
fernder Planaufgehen sollte.Und statt
vier oder weniger Dutzend Personen
wie bisher soll ihre Zahl diesmal drei-
stellig sein.
Ob das realistisch ist? Durchaus,

glaubt »Ende Gelände«-Sprecher
Martin Weis. Allein in Deutschland
seien fünfzig Veranstaltungen ge-
plant, auf denen für die Aktion ge-
worben und trainiert wird. Busweise
wollen sie Mitstreiter in das abgele-
gene Gebiet bringen. Kohle sei in die-
sem Jahr zudem ein heiß diskutiertes
Thema, an einer Menschenkette im
Revier nahmen im Mai mehrere Tau-
send Menschen teil. »All diese Men-
schen wissen, dass echter Klima-
schutz den Kohleausstieg braucht«,

meint Martin Weis. »Wir hoffen, dass
sie auch bereit sind, dafür einen Bag-
ger zu stoppen.«
Den Blockade-Aufruf unterschrie-

ben haben neben Initiativen aus der
Anti-AKW- und der Anti-Kohle-Be-
wegung sowie linken Gruppen auch
die Jugendorganisationen der Grü-
nen und der LINKEN sowie der LIN-
KE-Landesverband NRW. Sie wollen
damit ein Zeichen setzen »gegen den
weiteren Abbau und die Verbrennung
von Kohle, eine der größten Ursachen
für die globale Klimaerwärmung und
ihre dramatischen Folgen«, wie es in
dem Aufruf heißt.
Die Anti-Kohlekraft-Bewegung

greift an einem anderen Punkt an als
ihre große Schwester. So hat die An-
ti-AKW-Bewegung in Deutschland be-
vorzugt die Abfuhr des Atommülls be-
hindert, statt die Auslieferung des
Brennstoffs, wofür sich Aktionen an
der Uranreicherungsanlage im west-
fälischen Gronau anböten. Statt des-
sen hat die Anti-Kohle-Bewegung als
neuralgischen Punkt der Braunkohle-
Verstromung denAbbau erkannt. Sind

RWEs Kraftwerke im Rheinischen Re-
vier vom Brennstoffnachschub abge-
schnitten, müssen auch sie nach eini-
ger Zeit, angeblich bereits nach we-
nigen Tagen, den Betrieb einstellen.
Keine Kohle, keine Stromerzeugung.
Zu den Details schweigt RWE sich lie-
ber aus.
Insgesamt 19 Bagger lässt RWE in

seinen Tagebauen Garzweiler, Inden
und Hambach Braunkohle schaufeln.
Simple Dreisatzrechnung: Wenn vier
Personen wie jüngst in Inden ausrei-
chen, um einen dieser Bagger zu stop-
pen, braucht es knapp 80 Personen,
um die Braunkohleförderung im ge-
samten Revier lahm zu legen.
Riesig sind die Tagebaugelände,

vor entschlossenen Eindringlingen
können sie kaum geschützt werden,
insbesondere nicht 365 mal 24 Stun-
den im Jahr. Um Blockaden zu ver-
hindern, müssten Werkschutz und Po-
lizei die Abbaumaschinen zudem um-
zingeln. An Braunkohleabbau wäre
auch dann nicht zu denken. Damit
hätten die Aktivisten ihr Ziel, wenn
auch auf Umwegen, erreicht.

Sowie ein Braunkohle-
Bagger von unterneh-
mensfremden Personen
bestiegen wird, veran-
lasst RWE den Still-
stand der Maschine.

Am Anfang wurden nur die Ketten der Riesenbagger besetzt, inzwischen geht es höher hinaus. Foto: Marcus Meier
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NACHRICHTEN

Joseph Blatter, Präsident des Fuß-
ballweltverbandes FIFA, reist defi-
nitiv nicht zum WM-Finale der
U 20-Junioren am Sonnabend in
Auckland. Das bestätigte eine FIFA-
Sprecherin am Dienstag: »Auf-
grund seiner gegenwärtigen Ver-
pflichtungen in Zürich wird es dem
FIFA-Präsidenten nicht möglich
sein, für das Finale nach Neusee-
land zu reisen.« Trotz des FIFA-
Korruptionsskandals war zuvor
durch die FIFA noch keine offiziel-
le Absage von Blatters Besuch beim
Endspiel erfolgt. Ob Blatter auch
auf einen Besuch der laufenden
Frauen-WM in Kanada verzichtet,
ist noch offen. Das Finale findet am
6. Juli in Vancouver statt. Auf-
grund der Ermittlungen der US-
Justiz im FIFA-Bestechungsskandal
kursieren Spekulationen, dass Blat-
ter seine Schweizer Heimat vor-
läufig nicht verlassen werde, um
Verhören oder gar einer Festnah-
me im Ausland aus demWeg zu ge-
hen. Die Schweiz liefert eigene
Staatsbürger nicht an ausländische
Justizbehörden aus.

Fabio Capello, Russlands italieni-
scher Fußball-Nationaltrainer, ge-
rät in seiner Wahlheimat auch öf-
fentlich immer stärker unter Druck.
Nach der 0:1-Heimpleite der in EM-
Qualifikation am vergangenen Wo-
chenende gegen Österreich hat sich
eine Faninitiative zur Sammlung
von 21,4 Millionen Euro Abfin-
dung für Capellos Entlassung aus
seinem bis zur Heim-WM 2018 lau-
fenden Vertrag gegründet.

Die Chicago Blackhawks gewan-
nen das Finale um den Stanley Cup
in der nordamerikanischen Eisho-
ckey-Profiliga NHL. Das Team aus
dem US-Bundesstaat Illinois siegte
im sechsten Spiel gegen die Tam-
pa Bay Lightning in eigener Halle
mit 2:0 und feierte damit den ent-
scheidenden vierten Sieg in der
Serie best of seven.

Reggie Redding verlässt den Bas-
ketball-Bundesligisten Alba Berlin.
»Ich kann nichts anderes als groß-
artige Dinge sagen über meine
zwei Jahre in Berlin«, erklärte Red-
ding. Er war mit einem Punkte-
schnitt von 11,2 Punkten einer der
effektivsten Berliner der vergan-
genen Saison. Der 26-Jährige
wechselt zum türkischen Erstligis-
ten Darussafaka Dogus Istanbul.

Peter Sagan hat die dritte Etappe
der Tour de Suisse gewonnen. Der
slowakische Radprofi siegte am
Montagabend nach 117,3 Kilo-
metern von Quinto nach Olivone
im Sprint vor dem Spanier Daniel
Moreno und dem Franzosen Thi-
baut Pinot. In der Gesamtwertung
führt weiterhin der Niederländer
Tom Dumoulin. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada,
Gruppe A: Niederlande - Kanada 1:1
(0:1), China - Neuseeland 2:2 (1:1).
Gruppe B: Thailand - Deutschland 0:4
(0:1), Elfenbeinküste - Norwegen 1:3
(0:1). Männer, Copa América in Chi-
le, Gruppe A: Ecuador - Bolivien 2:3
(0:3), Chile - Mexiko 3:3 (2:2).

Basketball: Frauen, EM in Rumäni-
en/Ungarn, Gruppe A: Frankreich -
Montenegro 79:67, Tschechien - Ru-
mänien 82:71. Gruppe B: Belarus -
Griechenland 82:57, Türkei - Italien
50:44. Gruppe C: Kroatien - Groß-
britannien 76:70, Serbien - Russland
53:77. Gruppe D: Spanien - Schwe-
den 64:60, Slowakei - Ungarn 74:86.

TV-Tipp

9.30 - 11.30 Eurosport: Fußball:
U 20-WM in Auckland, Halbfinale,
Serbien - Mali. 14.00 - 18.00 Euro-
sport: Tennis: Männerturnier in Hal-
le (Westfalen). 14.00 - 20.00 Sport1:
Europaspiele in Baku, Teakwondo,
Ringen und Bogenschießen. 20.00 -
22.00 Sport1: Basketball: BBL, Fina-
le, 4. Spiel, München - Bamberg.
20.15 - 4.48 ARD: Fußball: U 21-EM
in Tschechien, Deutschland - Serbi-
en. 22.45: Frauen, WM in Kanada,
Gruppe F: Mexiko - Frankreich,
Gruppe E, Costa Rica - Brasilien.
21.45 - 0.00, 0.45 - 3.00Eurosport:
Fußball: Frauen, WM, Gruppe F: Me-
xiko - Frankreich, Gruppe E: Südko-
rea - Spanien.

Die Wettbewerbe der Kanuten en-
deten wie sie begonnen hatten –mit
Gold für Max Hoff. Und in Minga-
chevir trennten die Spiele nach An-
sicht aserbaidshanischer Geografen
nur 50 Kilometer von Europa.

Von Jirka Grahl, Mingachevir

Hitze stand überMingachevir, 34Grad
im Schatten. Und jene Bewohner der
100 000-Einwohnerstadt am gleich-
namigen Stausee, die an die Regatta-
strecke der Europaspiele gekommen
waren, drängten sich unter das Blatt-
werk der wenigen vorhandenen Bäu-
me an der Uferlinie der Kura (aser-
baidshanisch Kür). Solcher Hitze woll-
ten sich auch die Einheimischen nur
in Maßen aussetzen, doch längst nicht
alle fanden ein kühleres Plätzchen. In
der gleißenden Sonne harrten Hun-
derte auf der Tribüne der Gescheh-
nisse, die sich bei den Nachmittags-
rennen der Canadier- und Kajakfahrer
auf dem Fluss abspielen sollten.
Drei Tage waren die Kanuten in

Mingachevir, 300 Kilometer westlich
von Baku gelegen. Der Dienstag war
ihr abschließender Wettkampftag. Im
Dreiländereck zwischen Georgien, Ar-
menien und Aserbaidshan kamen die
European Games dem Kontinent Eu-
ropa hier am nächsten: In Mitteleu-
ropa wird diese Grenze zwar viel
nördlicher an den Höhenzügen des

Kaukasus ausgemacht. Nach Ansicht
aserbaidshanischer Geografen ver-
läuft die Grenze zwischen Europa und
Asien nur etwa 50 Kilometer westlich
von Mingachevir. Die Spiele erreich-
ten an den drei Kanutagen beinahe
europäischen Boden.
Die Kanutinnen und Kanuten fan-

den in der Gluthitze keinen Schat-
tenplatz: Sie mussten raus aufs Was-
ser der Kura. Für die 14 Entschei-
dungen hatten die Kraftwerksbetrei-
ber zumindest tagsüber die Tore der
Staumauer geschlossen gehalten, nur
nachts wurde kühleresWasser aus den
Höhen des Kaukasus eingelassen, was
in Verbindung mit dem passenden
Wind zu nur 15 Grad kühlem Wasser
führte. Auf dem Wasser ging es den
Sportlern deswegen am besten. »Die
Bedingungen sind eigentlich top«, so
beschrieb es der deutsche Kajakfahrer
Tom Liebscher. »Es herrscht zwar
durch die Staumauer etwas Strömung
hier, aber sie ist für alle gleich. Das ist
das Wichtigste für uns Kanuten.«
Tom Liebscher, ein 21-Jähriger aus

Dresden, nutzte diese Europaspiele als
eine Generalprobe für die Olympi-
schen Spiele in Rio de Janiero 2016,
wo er mit seinem Potsdamer Team-
kollegen Ronald Rauhe wie in Min-
gachevir das K2-Sprintfinale über 200
Meter anpeilt. Liebscher genoss die
Tage hier. Hatten sich die deutschen
Kanuten und ihre Trainer zu Anfang

des Jahres noch gefragt, welche sport-
liche Wertigkeit die Wettbewerbe der
Kontinentalspiele überhaupt haben
und ob besser A-, B- oder U 23-Kader
antreten sollten, war spätestens bei
ihrem Start klar: Die komplette euro-
päische Spitze ist dabei. Und das mär-
kisch-sächsische Duo Rauhe/Lieb-
scher schlug sich dabei gut: Mit einer
gewaltigen Schlagfrequenz peitschten
beide ihr Kajak durchs Wasser, lange
lagen sie gut im Rennen. Doch dem
serbischen Boot mit Nebojsa Grujic
und Marlko Novakovice auf der be-
nachbarten Bahn mussten sie sich am
Ende geschlagen geben – mit sieben
Hundertstel Rückstand.
Der 33-jährige Ronald Rauhe, der

mit Tim Wieskötter schon 2004 Olym-
piagold und 2008 Olympiasilber ge-
winnen konnte, nannte die Bedin-
gungen in Mingachevir »olympiawür-
dig«, auch wenn er sich durchaus eine
Klimaanlage in seinem Zimmer im
Athletendorf gewünscht hätte, wie er
nach dem Gewinn der Silbermedaille
verriet. »Aber so etwas sind wir ja ge-
wohnt.«Noch in derNachtmussten die
Starter des Deutschen Kanuverbandes
aus Mingachevir abreisen, ohne sich in
der Stadt auch nur einmal umgesehen
zu haben. »Immerhin haben wir bei ei-
nem Spaziergang durch das kleine
Athletendorf erfahren, dass deutsche
Kriegsgefangene beim Aufbau von
Stadt und Staudamm in Mingachevir

helfen mussten«, erzählte Liebscher
nebenbei. »Das war doch interessant.«
In die »Stadt des Lichts«, wie Min-

gachevir wegen des in den fünfziger
Jahren eingeweihten Wasserkraft-
werks genannt wird, war am Dienstag
auch Partrick Hickey gekommen, der
Chef des Europäischen Olympischen
Komitees. Am letzten von drei Wett-
kampftagen überreichte er hier die
Medaillen im Kanadier-Einzelrennen,
und beinahe hätte er sie im Zentrum
des aserbaidshanischen Kanusports
sogar an einen Aseri überreicht: Doch
amEndedesC1-Finalesmusste sichder
beste Kanute Aserbaidshans, Valentin
Demyanenko, mit Silber hinter dem
Letten Henrikas Zustaustas begnügen.
»Schade, dass es nicht gereicht hat« ha-
derte der 31-Jährige vom einheimi-
schen Kura-Klub mit dem ziemlich
knappen Rennverlauf. »Ich wollte un-
bedingt zu Hause gewinnen.«
Die Silbermedaillengewinner Rau-

he und Liebscher saßen schon mit ei-
nem Medaillenbier am Ufer, als die
Kanuwettbewerbe schließlich so en-
deten, wie sie begonnen hatten: Mit
einer Goldmedaille für Max Hoff auf
den 5000 Metern. Souverän fuhr der
Premierensieger vom Montag (1000
Meter) das spektakuläre Massenstart-
rennen mit mehr als 20 Startern nach
Hause und ist damit der erste Deut-
sche, der zwei Goldmedaillen von den
Europaspielen mitnehmen konnte.

Foto: AFP/Kirill Kudryavtsev

Wo die Spiele Europa
am nächsten kommen
In Mingachevir, 300 Kiolmeter westlich von Baku, fanden die
Kanuten auf der Kur ein olympiawürdige Regattastrecke

Erschreckend
erfolglos
NADA stagniert im Kampf
gegen Sportbetrug und hofft
auf das Anti-Doping-Gesetz

Von Jörg Mebus, Bonn

Die Nationale Anti Doping Agen-
tur (NADA) blickt nicht nur wegen
der geplanten Einführung des An-
ti-Doping-Gesetzes optimistischer
denn je in die Zukunft, ihre Bilanz
bleibt jedoch extrem mager. Von
8652 Trainingskontrollen im Jahr
2014 führten ganze drei zu Sank-
tionen. Das entspricht der nieder-
schmetternden Quote von 0,035
Prozent. Sanktioniert wurden
Sportler aus der Deutschen Eisho-
ckey Liga, der Deutschen Eis-
schnelllauf-Gemeinschaft und aus
dem Deutschen Volleyball-Ver-
band. Drei weitere Verfahren aus
Trainingskontrollen laufen noch.
Damit stagniert die NADA in

dem wichtigen Bereich der Trai-
ningskontrollen – viele Experten
sehen dort das bei weitem größte
Potenzial für einen erfolgreiche-
ren Anti-Doping-Kampf – auf ext-
rem niedrigem Niveau. Auch in
den Vorjahren lag die Erfolgs-
quote unter 0,1 Prozent, 2013 et-
wa bei 0,086 Prozent. Insgesamt
sanktionierte die NADA 2014 22
Athleten, wie in den Vorjahren
wurden die meisten bei Wett-
kampfkontrollen erwischt.
Die NADA-Vorstandsvorsitzen-

de Andrea Gotzmann gab sich am
Dienstag im Rahmen der Bilanz-
pressekonferenz in Bonn durchaus
selbstkritisch. Von ihrer alten Tak-
tik, die Bilanz mithilfe des angeb-
lich so hohen Abschreckungsef-
fekts durch die Vielzahl an Kont-
rollen positiv zu verkaufen, hat sich
die ehemalige Basketball-Natio-
nalspielerin verabschiedet. »Wir
müssen das Dopingkontrollsystem
noch stärker verbessern. Wir müs-
sen die Lücken schließen, es muss
aber auch die internationale Chan-
cengleichheit gegeben sein«, sagte

Gotzmann. Der neue WADA-Code
schaffe dafür »deutlich bessere Vo-
raussetzungen«. Studien der deut-
schen Sporthilfe sowie aus den Nie-
derlanden, die auf einen Anteil do-
pender Spitzensportler von min-
destens vier bis sechs Prozent
schließen lassen, bezeichnete Gotz-
mann als »seriös«: »Da müssen wir
hinkommen.«
Den Entwurf des Anti-Doping-

Gesetzes begrüßte die NADA-Spit-
ze ausdrücklich, den geplanten
Datenaustausch mit staatlichen Er-
mittlungsstellen bezeichnete Gotz-
mann gar als »elementar«. In der
Tat liegt darin eine große Chance:
durch effektivere Zielkontrollen
auf Zuruf der Staatsanwaltschaf-
ten. Einen Tag vor der öffentlichen
Anhörung zum Anti-Doping-Ge-
setz vor dem Bundestags-Sport-
ausschuss versuchte Gotzmann zu-
dem, die zuletzt hochgeschlage-
nen Wogen zu glätten: »Die Dis-
kussion über Besitzstrafbarkeit ist
emotional aufgeladen. Wir müs-
sen Vertrauen schaffen.« Ihr Vor-
standskollege Lars Mortsiefer be-
tonte: »Ein sauberer Sportler muss
sich bei neuer Gesetzeslage keine
Gedanken machen, strafrechtlich
belastet zu werden.« Diskus-Ol-
mypiasieger Robert Harting be-
fürchtet hingegen, künftig schon
belangt zu werden, wenn ihm je-
mand eine falsche Ampulle in die
Sporttasche steckt.
Wohl vor allem die Tatsache,

dass die NADA dank der Veran-
kerung ihrer Finanzierung im Ko-
alitionsvertrag erstmals in ihrer
13-jährigen Geschichte sorgenfrei
wirtschaften kann (Etat 2015: 9,8
Millionen Euro), hinterließ den
Eindruck, bei ihr herrsche eine
Mischung aus Gelassenheit und
Tatendrang vor. Gotzmann: »Die
Aussichten für die Zukunft sind
besser als je zuvor.« SID/nd

Im Jahr 2014
führten von 8652
Trainingskontrollen
nur drei zu Sanktio-
nen. Das entspricht
einer Quote von
0,035 Prozent.

Ein bedenklicher Sieg
DFB-Fußballerinnen nach 4:0 gegen Thailand selbstkritisch bei der WM

Die DFB-Frauen geben sich nach
dem Gruppensieg und dem Einzug
ins WM-Achtelfinale selbstkritisch.
Nach dem 4:0 gegen Thailand wur-
den schon auf dem Platz Pläne ge-
gen die »Krise« ersonnen.

Von Ulli Brünger, Winnipeg

Nur Sekunden nach dem Schlusspfiff
steckten DFB-Spielführerin Nadine
Angerer und Stürmerin Celia Sasic die
Köpfe zusammen und arbeiteten noch
auf dem Kunstrasen konspirativ einen
Plan zur »WM-Krisenbewältigung«aus.
»Das Spiel kann man so nicht stehen
lassen. Nun müssen wir älteren Spie-
lerinnen uns etwas einfallen lassen«,
erläuterte die 36 Jahre alte Torhüterin
zum leichten Erstaunen der Zuhörer
trotz des deutlichen 4:0 gegen Thai-
land. Sie redete sich fast in Rage: »Man
soll es nicht überbewerten. Aber es
muss klar sein, dass man so wie heute
nicht auftreten kann. Darüber muss
man sprechen«, mahnte sie und er-
gänztemit Blick auf das erste K.o.-Spiel
am Sonnabend in Ottawa: »Nun kom-
men die starken Gegner, da muss die
Einstellung stimmen. Wenn wir noch
mal so spielen, scheiden wir aus.«
Allerdings war es nicht so, als hät-

ten bärenstarke Thailänderinnen den
Weltranglistenersten in Winnipeg am
Rande einer Niederlage gehabt. Oder
es wäre der letztlich souveräne Vor-

rundensieg in der Gruppe B mit sie-
ben Punkten und einem Torverhältnis
von 15:1 zu irgendeinem Zeitpunkt
ernsthaft in Gefahr geraten. Doch An-
gerer sagt sich offenbar »Wehret den
Anfängen« und schlägt Alarm. Auch
Melanie Leupolz, die in der 24. Mi-
nute die 1:0-Führung erzielt hatte,
wirkte irgendwie bedrückt, als sie sich
mit der FIFA-Trophäe für die beste
Spielerin auf der Pressekonferenz prä-
sentierte: »Wir wissen, dass wir
kein gutes Spiel gemacht ha-
ben. Die Konzentration ist
das A und O im Abschluss.
Und die hat gefehlt«, be-
mängelte die Mittelfeldspielerin von
Bayern München.
Immerhin war es mit der Herein-

nahme von Lena Petermann und Anja
Mittag in der zweiten Hälfte gelun-
gen, den thailändischen Zehner-Ab-
wehrriegel dreimal zu knacken. Sowar
es zumindest für die 21 Jahre alte Pe-
termann ein schöner Tag. Die für den
SC Freiburg in der Bundesliga
stürmende Lehramtsstudentin
(Sport und Englisch) freute sich
zurecht über ihre ersten Tore im
vierten A-Länderspiel, die sie als
»WM-Joker« per Kopf im Dop-
pelpack (56./58.) erzielte. Kana-
da scheint definitiv ein gutes Pflas-
ter für die körperlich starke Peter-
mann. Erst vor zehn Monaten schoss
sie in Montreal die DFB-Juniorinnen

mit dem 1:0 in der Ver-
längerung des U20-WM-

Finals gegen Nigeria zum Ti-
tel. Sie sei mit einem »guten Gefühl«

ins Spiel gegangen, meinte Petermann
später: »Die erste Hälfte war ja nicht
so gut, da gab es nichts mehr zu ver-
lieren.«
Auch die Bundestrainerin, die eine

auf sieben Positionen geänderte und
sehr junge Startelf aufgeboten hatte,
sparte nichtmit Kritik. Gleichwohlwar
Silvia Neid in ihrer Analyse maßvol-
ler. Unter dem Strich sei sie zufrieden
mit der Vorrunde. »Wir haben sieben
Punkte, sind Gruppenerster und im
Achtelfinale«, stellte sie fest. Neid be-
mängelte aber auch das langsame
Spiel nach vorn und die fehlende Kalt-
schnäuzigkeit gegen den Welt-
ranglisten-29.: »Fakt ist: Wenn
man jetzt gegen starke Gegner
spielt, bekommt man nicht so
viele Chancen. Dann muss man
die wenigen nutzen.«
Am Dienstagmorgen flog der

DFB-Tross zurück nach Ottawa.
Wer dort im ersten K.o.-Spiel des
Turniers der Gegner ist, entscheidet
sich bisMittwoch. Infrage kommt nur
ein Vorrundendritter aus den Grup-
pen A (Niederlande), C oder D mit
den USA, Schweden, Nigeria und
Australien. Für Neid steht auf je-
den Fall fest: »Jetzt geht’s erst rich-
tig los!« dpa/nd

Lena Petermann
Foto: AFP/Jewel Samad
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Bangkok bewölkt 35°
Buenos Aires heiter 15°
Chicago wolkig 25°
Delhi sonnig 45°
Dubai sonnig 40°
Havanna Gewitter 34°
Hongkong heiter 34°
Johannesburg sonnig 11°
Kairo sonnig 37°
Kapstadt heiter 17°
Las Palmas wolkig 29°
Los Angeles sonnig 30°
Mexico City Schauer 26°
Miami sonnig 32°
Moskau wolkig 18°
Nairobi Schauer 26°
New York heiter 26°
Peking wolkig 36°
Rio de Janeiro heiter 31°
San Francisco heiter 20°
Seoul wolkig 31°
Singapur wolkig 33°
Sydney Schauer 16°
Tel Aviv sonnig 31°
Tokio Schauer 26°
Toronto heiter 20°
Vancouver heiter 24°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:42 Uhr SA
21:32 Uhr SU

05:56 Uhr MA
21:51 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute gibt es sonnige Abschnitte, aber zeitweise auch Wolken, und die
Temperaturen kommen bis auf 21 Grad voran. Der Wind weht schwach
bis mäßig aus West. In der Nacht bringen Quellwolken teilweise
 Regenschauer. Die Tiefsttemperaturen fallen bis auf 13 Grad.
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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NACHRICHTEN

Mit 40 Gramm Crystal in der Un-
terhose ist ein 33-Jähriger vomZoll
gefasst worden. Der Mann sei am
Freitag mit einem Freund aus
Tschechien gekommen und bei
Bahretal über die Grenze gefah-
ren, teilte das Hauptzollamt Dres-
den am Dienstag mit. Zollbeamte
stoppten den Wagen. Ein Rausch-
giftspürhund schlug vor dem
Handschuhfach an. Dieses war je-
doch leer. Stattdessen hatte der 33-
Jährige ein kleines, in Küchenrolle
eingewickeltes Päckchen in seiner
Unterhose. Darin befanden sich
rund 40 Gramm der Droge. Das
Amtsgericht Dresden erließ Haft-
befehl gegen den Mann.

Erschütternder Fund in Hessen:
Nach einem anonymen Hinweis
hat die Polizei eine Babyleiche in
einer Wohnung im Landkreis Ful-
da entdeckt. Der kleine Junge ha-
be dort bereits seit Januar oder
Februar tot einem Kinderwagen
gelegen, sagte der Fuldaer Ober-
staatsanwalt Lars Streiberger. Bis-
lang deute alles auf eine tragi-
schen häuslichen Unfall hin, sagte
Streiberger. Die Mutter habe ein-
geräumt, sich beim Schlafen ver-
sehentlich auf das nicht mal ein
Jahr alte Baby gelegt zu haben. Aus
Angst vor der Polizei habe das Paar
die Tat verschwiegen.

Bei einem schweren Zugunglück
in Tunesien sind mindestens 17
Menschen getötet und 70 verletzt
worden. Die Bahn sei am Dienstag
nahe der Stadt El Fahs im Norden
des Landes mit einem Lastwagen
zusammengestoßen, teilte das In-
nenministeriummit. Der Laster soll
versucht haben, die Schienen zu
überqueren, als der Zug gerade
vorbeifuhr. Der Übergang besitzt
keine Schranken. Der Unfall ist das
schwerste Zugunglück in Tunesien
seit Jahrzehnten.

Ein Elefant ist in Dänemark aus ei-
nem Zirkus ausgerissen und in der
Nähe einer Schule aufgetaucht.
»Die Kinder waren aber alle drin-
nen, es war niemand in Gefahr«,
sagte ein Polizeisprecher am
Dienstag. Die Schule im nordjüt-
ländischen Svenstrup habe die Po-
lizei gerufen. Nach etwa einer
Stunde sei das Tier zurück im Zir-
kus gewesen. »Alles lief ganz ru-
hig ab«, so die Polizei.

Knapp 60 Kilogramm Heroin
wollte eine Frau in einem Reise-
bus aus der Türkei nach Bulgari-
en schmuggeln. Die 50-Jährige
hatte die Drogen im Gesamtwert
von fast drei Millionen Euro in
fünf Rucksäcken versteckt, als Er-
mittler das Heroin am Grenz-
übergang bei Kapitan Andreewo
entdeckten. Das Rauschgift war in
146 Päckchen sortiert. Die Frau
und ihre beiden Helfer wurden
festgenommen.

Beim Absturz eines Balkons in
Berkley in der Nähe von San Fran-
cisco sind nach Angaben lokaler
Medien fünf Menschen ums Leben
gekommen. Acht weitere wurden
verletzt, berichtete der Lokalsen-
der »Wave3News« am frühen
Dienstagmorgen. Einige Verletzte
seien in kritischem Zustand, hieß
es unter Berufung auf die Polizei.
Wie es zu dem Unglück kam, war
unklar. Agenturen/nd

Der Mount Everest ist verrückt
Durch die Erdbeben in Nepal hat sich der Berg um einige Zentimeter verschoben

DerMount Everest hat sich nachden
Erdbeben um drei Zentimeter ver-
schoben. Laut Angaben der natio-
nalen Vermessungsbehörde Chinas
blieb hingegen die Höhe des Hima-
laja-Giganten unverändert.

Von Hilmar König, Delhi

Die schweren Erdbeben in Nepal ha-
ben den Mount Everest um drei Zen-
timeter südwestlich verschoben. Die
Tageszeitung »China Daily« veröf-
fentlichte einen Bericht der Nationa-
len chinesischen Vermessungs- und
Überwachungsagentur, die sich eines
Satellitensystems bedient und am
Wochenanfang die aktuellen Daten
vom Mount Everest mitteilte.
Seit zehn Jahren ist nach Angaben

dieser Agentur der gigantische Berg,

der auf der Schwelle zwischen der in-
dischen und der eurasischen tektoni-
schen Platte liegt, um jährlich vier
Zentimeter in nordöstliche Richtung
gewandert. Die beiden Beben mit
Stärken von 7,8 und 7,3 auf der Rich-
terskala hätten bewirkt, dass der
Tschomolungma, so sein Name im
Chinesischen und Tibetischen, erst-
mals um mehrere Zentimeter ver-
rückt worden ist. Zwischen 2005 und
2015 ist der Gigant um drei Millime-
ter pro Jahr gewachsen.
Die beidenBeben vom25. April und

12. Mai haben jedoch zu keiner Hö-
henveränderung geführt. Das war zu-
nächst von dem Europäischen Senti-
nel-1A Radarsatelliten gemeldet wor-
den. Dessen Messungen hatten zu der
Schlussfolgerung geführt, der Mount
Everest habe nach dem 12. Mai 2,5

Zentimeter an Höhe eingebüßt. Erste
Satellitenfotos nach den gewaltigen
Erdstößen hatten auch gezeigt, dass
ein breiter Geländestreifen bei Kath-
mandu etwa einen Meter nach oben
gedrückt worden war. Die Verschie-
bungen im Himalaja haben Einfluss
auf Klima, Umwelt und Ökosystem ei-
ner riesigen Region auf dem asiati-
schen Kontinent.
Bei den Erdbeben und einer Reihe

von Nachbeben, die Erdrutsche und
Lawinen auslösten, kamen rund 9000
Menschen ums Leben. Über 21 000
Nepalesen wurden verletzt. 500 000
Behausungen wurden zerstört oder
beschädigt. Mehr als 25 000 Schul-
gebäude stürzten ein oder sind in ei-
nem so desolaten Zustand, dass sie
nicht mehr benutzt werden können.
Der gesamte Sachschaden, inklusive

der zerstörten Infrastruktur, konnte
bis heute nicht exakt beziffert wer-
den.
Unterdessen hat die Regierung in

Kathmandu grünes Licht für den Be-
such der drei Königsstädte Kathman-
du, Latitpur und Bhaktapur gegeben.
Am Sonntag wurden nach einer Wie-
dereröffnungszeremonie in allen drei
historischen Städten die »Durbar
Squares« wieder zur Besichtigung
freigegeben. Um diese Königsplätze
herum gruppieren sich hinduistische
Tempel, Paläste der nepalesischen
Herrscherdynastien und beeindru-
ckende Statuen. Das Echo darauf war
gemischt: Einige Reiseveranstalter
begrüßten die Entscheidung. Andere
Tourismusverbände fanden diese an-
gesichts der maroden Struktur etli-
cher Gebäude noch zu gefährlich.

Foto: imago/Westend61

Die Heldin und der Totschläger
Klischees belasten den Prozess im Fall Tugce – Angeklagter zu drei Jahren verurteilt

Eine junge Frau hilft Mädchen und
wird daraufhin totgeschlagen. Der
Prozess färbte das Schwarz-Weiß-
Bild jedoch mit Zwischentönen ein.

Darmstadt. Für den gewaltsamen Tod
der Studentin Tugce Albayrak auf ei-
nem Parkplatz in Offenbach muss der
Täter drei Jahre ins Gefängnis. Das
Landgericht Darmstadt verurteilte den
18-jährigen Sanel M. am Dienstag
nach dem Jugendstrafrecht wegen
Körperverletzung mit Todesfolge.
Am 15. November 2014 schlug Sa-

nel M. die Studentin zu Boden. Be-
sinnungslos stürzte die 22-Jährige auf
den Asphalt vor einem Offenbacher
Schnellrestaurant und fiel ins Koma.
Als bekannt wurde, dass die aus Geln-
hausen stammende Tugce zuvor zwei
Mädchen vor dem jungen Mann be-
schützt haben soll, wurde sie rasch zur
Ikone der Zivilcourage stilisiert. Tau-
sende nahmen vor dem Krankenhaus
Abschied, als die Familie am 28. No-
vember an Tugces 23. Geburtstag die

lebenserhaltenden Maschinen abstel-
len ließ. »Heute sind wir alle Tugce«,
stand auf einem der Plakate. Zu Leb-
zeiten hatte Tugce bestimmt, dass ih-
re Organe gespendet werden sollen.
Eine Petition, ihr posthum das Bun-
desverdienstkreuz zu verleihen, wur-
de inzwischen von mehr als 300 000
Menschen unterzeichnet. Bundesprä-
sident Joachim Gauck schrieb einen
Beileidsbrief an die Familie.
Der Fall produzierte zahlreiche

Schlagzeilen, eine Woge von Kom-
mentaren schwappte in den Internet-
Netzwerken auf, teilnahmsvolle und
hasserfüllte. Die Zuschreibungen an
Opfer und Täter und die daraus er-
wachsenen Erwartungen belasteten
den Prozess, der am Dienstag zu En-
de ging. Oberstaatsanwalt Alexander
Homm hatte in seinem Schlussplädo-
yer von einer »Wucht« des öffentli-
chen Interesses gesprochen und das
gezeichnete Schwarz-Weiß-Bild vom
bösen Täter und edlen Opfer der Zi-
vilcourage kritisiert. Die Verteidiger

des Angeklagten beklagten eine »bei-
spiellose Medienkampagne« gegen
ihren Mandanten.
Sanel M. hatte seine Tat zu Pro-

zessbeginn bedauert: »Es tut mir un-
endlich leid, was ich getan habe. Ich
habe niemals mit ihrem Tod gerech-
net. Der Schlag war der schlimmste
Fehler meines Lebens.« Mit dem Ur-
teil folgte das Landgericht in weiten
Teilen der Anklage. Die Staatsan-
waltschaft hatte eine Gefängnisstrafe
von drei Jahren und drei Monaten ge-
fordert. Die Nebenklage verlangte ei-
ne längere Haftdauer, ohne einen
konkreten Zeitraum zu nennen. Aus
Sicht der Verteidigung hätte eine Be-
währungsstrafe ausgereicht.
Oberstaatsanwalt Homm wandte

sich zum Schluss gegen die Klischees:
»Das Gericht hat nicht den Sockel des
Opfers zerstört – es hat sich selbst nicht
darauf gestellt. Das einseitige Bild vom
wilden Schläger lässt sich nicht auf-
rechterhalten, aber das macht die Tat
nicht besser.« Agenturen/nd Mahnwache vor dem Landgericht in Darmstadt Foto: Fredrik von Erichsen/dpa

MERS-Patient
in Deutschland
gestorben
65-Jähriger erlag einer
Folgeerkrankung der Lunge

Hannover. An den Folgen einer
MERS-Erkrankung ist ein 65 Jahre
alter Mann aus Nordrhein-West-
falen gestorben. Er erlag bereits in
der Nacht zum 6. Juni im Kran-
kenhaus im niedersächsischen Os-
tercappeln einer Folgeerkrankung,
die auf das Coronavirus zurück-
zuführen ist, teilte die Niels-Sten-
sen-Kliniken mit. Der Mann hatte
sich bei einer Urlaubsreise nach
Abu Dhabi in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten vermutlich auf
einem Tiermarkt mit dem Virus
angesteckt. Dromedare gelten als
Überträger der Krankheit. Das teil-
te das Landes-Gesundheitsminis-
terium in Hannover mit.
Der Patient wurde zeitweise auf

einer Isolierstation behandelt, ei-
ne Übertragung auf weitere Per-
sonen gab es nicht. Es war das drit-
te Mal, dass MERS in Deutschland
auftrat. In Südkorea starben drei
weitere Menschen an MERS, da-
mit stieg die Zahl der Todesfälle
seit dem Ausbruch der Krankheit
auf 19, wie das Gesundheitsmi-
nisterium in Seoul mitteilte. Die
Zahl der bestätigten Infektionen
stieg um vier auf 154 Fälle. Von
den vier Neuinfektionen wurden
drei im Samsung Medical Centre
in der Hauptstadt Seoul festge-
stellt, einem der beiden Zentren
der Epidemie. Mehr als 70 Krank-
heitsfälle stehen in Verbindungmit
dem Krankenhaus. Am Sonntag
stellte es vorübergehend seinen
Betrieb ein. Der zweite Krank-
heitsherd, das St. Mary Hospital in
Pyeongtaek, 65 Kilometer südlich
von Seoul, ist wegen des MERS-
Ausbruchs geschlossen. Derzeit
stehen noch mehr als 5500 Men-
schen unter Quarantäne, um eine
weitere Ausbreitung von MERS zu
verhindern. Agenturen/nd
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Zur Stornierung des
Hotels bei einem Streik

Die Zukunft der Roaminggebühren wieder in der Diskussion

Weniger zahlen für SMS aus dem Urlaub?
Auf der Urlaubsreise im EU-
Ausland telefonieren, SMS
verschicken und im Internet
surfen wird seit Jahren billi-
ger. Doch noch entstehen für
die Verbraucher Extrakosten.
Ursprünglich wollten die EU-
Staaten die Roaminggebüh-
ren abschaffen – aber nun ist
darüber ein Streit entbrannt.

Kann ich im Ausland einfach
mit dem Handy telefonieren?
Die meisten Handys sind von
Anfang an für das Roaming frei-
geschaltet, also für das Telefo-
nieren in ausländischen Mobil-
funknetzen. Einige Anbieter
verlangen aber eine ausdrück-
liche kostenlose Aktivierung.

Wie viel kostet das Telefonie-
ren im Ausland?
Abgehende Gespräche inner-
halb der EU sowie in Norwe-
gen, Liechtenstein und Island
dürfen für Kunden mit deut-
schen Verträgen derzeit maxi-
mal 19 Cent pro Minute kosten.
Ankommende Gespräche wer-
den noch mit bis zu fünf Cent

berechnet. Die SMS-Preise be-
tragen derzeit maximal sechs
Cent. Der SMS-Empfang ist gra-
tis. Zu allen Preisen kommt die
Mehrwertsteuer noch hinzu. In
anderen als den genannten
Staaten – etwa in der Schweiz
und der Türkei – gelten oft sehr
unterschiedliche und teils deut-
lich höhere Tarife.

Lohnt sich ein spezieller Aus-
landstarif meines Mobilfunk-
anbieters?
Besonders für Vertragskunden
bieten viele Mobilfunkgesell-
schaften besondere Auslands-
tarife an. Diese bieten häufig

günstigere Minutenpreise, es
kommen meist aber Verbin-
dungsgebühren hinzu. Damit
lohnen sie sich erst bei länge-
ren Gesprächen. Bei längeren
Aufenthalten oder für Vieltele-
fonierer kann eine ausländische
Prepaidkarte eines lokalen An-
bieters eine Alternative sein.

Kann ich im Ausland mit dem
Handy ins Internet gehen?
Technisch ist das kein Problem,
es kann allerdings teuer wer-
den. In der EU gilt eine Kos-
tengrenze von 20 Cent pro Me-
gabyte Datenverkehr, plus
Mehrwertsteuer. Empfehlens-

wert ist, sich in ein WLAN-Netz
einzuwählen, das in vielen Ho-
tels und Pensionen kostenlos ist.

Warum kann das mobile Sur-
fen zur Kostenfalle werden?
Wer sorglos am Strand Fotos ins
Internet hochlädt oder sich auf
Youtube Videos anschaut, kann
eine böse Überraschung erle-
ben. Denn hohe Datenmengen
können das Verschicken teuer
machen. Es ist zudem ratsam,
im Ausland automatische Up-
dates für Smartphoneprogram-
me zu deaktivieren. Einige Mo-
bilfunkanbieter bieten tages-
oder wochenweise Pauschalta-
rife an, die zwar teuer sind, sich
aber trotzdem lohnen können.

Was muss ich bei MMS be-
achten?
Ebenfalls teuerwerden kanndas
Versenden von MMS, einer Fo-
to-SMS. Abhängig von der Grö-
ße derMMS, demLandunddem
Netz fallen oft unterschiedlich
hohe Kosten an. Auch der MMS-
Empfang im Ausland ist oft kos-
tenpflichtig. AFP/nd

Was bedeutet Roaming?
Roaming stammt aus dem
Englischen und bedeutet auf
deutsch in etwa »Umherwan-
dern«. In der Welt der Tele-
kommunikation beschreibt das
Wort die Möglichkeit, in aus-
ländischen Mobilfunknetzen

zu telefonieren, angerufen zu
werden oder Datendienste zu
nutzen. Für die Weiterleitung
verlangen die Kommunikati-
onsanbieter Gebühren, die den
Kunden in Rechnung gestellt
werden. nd

Das Telefonieren aus dem Ausland ist in den letzten Jahren zwar billiger geworden, aber die Zukunft der Roaminggebühren ist weiter ungewiss. Foto: dpa/Daniel Naupold
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Leserfrage: Wer zahlt die Pflege im Ausland?

Pflegegeld wird um Leistungen
des Gastlandes gekürzt
Ich habe davon gehört, dass
bei der Pflege im Ausland ei-
nigeKlippen zubeachten sind.
Wer zahlt für die Pflege im
Ausland? Werner H., Berlin

Es ist inderTatkeinseltenerFall,
dassmancher den Ruhestand im
Ausland verbringt und dort pfle-
gebedürftig wird. Derjenige
kann auch imGastland Geld von
der deutschen Pflegeversiche-
rung erhalten. Das gilt aller-
dings nur für die EU-Staaten so-
wie für Liechtenstein, Island,
Norwegen und die Schweiz. Vo-
raussetzung ist zudem, dass der
Betreffende in Deutschland
weiter pflegeversichert ist.
Der Antrag auf eine Pflege-

stufe muss bei der Pflegeversi-
cherung in Deutschland gestellt
werden. Diese beauftragt wie-
derum den Medizinischen
Dienst der Krankenkassen
(MDK) beziehungsweise Me-
dicproof bei Privatversicherten
mit der Begutachtung.
Sie erfolgt im Ausland in der

Wohnung des Antragstellers
durch MDK oder Medicproof
oder durch einen ortsansässi-
gen Gutachter. Maßstab für die
Einstufung sind die auch in
Deutschland geltenden Rege-
lungen und nicht die des Gast-
landes.

In den vorgenannten Län-
dern haben Pflegebedürftige
Anspruch auf das Pflegegeld. In
Stufe 1 sind es 244 Euro, in Stu-
fe 2 sind es 458 Euro und in Stu-
fe 3 sind es 728 Euro monat-
lich. Wurde neben der Pflege-
stufe eine erheblich einge-
schränkte Alltagskompetenz –
etwa durch Demenz – festge-
stellt, sind die Beträge etwas hö-
her. Für Personen mit Demenz,

aber ohne Pflegestufe, werden
monatlich 123 Euro gezahlt.
Wichtig zu beachten ist: So-

genannte Sachleistungen – das
sind Kosten für einen ambu-
lanten Dienst oder ein Pflege-
heim – zahlt die deutsche Pfle-
geversicherung im Ausland ge-
nerell nicht.
Allerdings sind in manchen

Ländern nach deren Recht sol-
che Sachleistungen üblich. So

hat beispielsweise ein deut-
scher Pflegebedürftiger, der in
Dänemark lebt, dort Anspruch
auf ambulante Unterstützung.
Sie ist in Dänemark kostenlos
und wird von der Kommune or-
ganisiert. Allerdings wird dann
das Pflegegeld der deutschen
Versicherung um den Wert der
Sachleistungen des Gastlandes
gekürzt. Nachzulesen ist das in
der Verordnung EG 883/04.
Bestimmte Regeln des deut-

schenSozialgesetzbuches (SGB)
XI gelten für inDeutschlandVer-
sicherte auch in den eingangs
genannten Ländern. Wer bei-
spielsweise in Spanien lebt und
dort ausschließlich Pflegegeld
bezieht, muss bei den Pflege-
stufen 1 und 2 halbjährlich und
bei Stufe 3 vierteljährlich eine
Beratung vor Ort anfordern. Das
hat der Pflegebedürftige bezie-
hungsweise sein Bevollmäch-
tigter selbst zu veranlassen.
Ansprechpartner hierfür sind

bei gesetzlich Versicherten die
Pflegekasse, bei privat Versi-
cherten die Compass Pflegebe-
ratung. Wer das versäumt oder
gar ablehnt, muss damit rech-
nen, dass das Pflegegeld ge-
kürzt oder gestrichen wird.
Übrigens wurden im Jahr

2013nach eigenenAngaben von
MDK und Medicproof insge-
samt weit über 2600 Begut-
achtungen im Ausland vorge-
nommen. Die meisten Begut-
achtungen gab es in Spanien,
Österreich, Griechenland, Itali-
en, Polen und Frankreich.

Uwe Strachovsky

Bei Pflegebedürftigkeit im Ausland erhält derjenige in EU-Staaten im
Gastland Geld von der deutschen Pflegeversicherung. Foto: dpa/Oliver Berg

Sozialgericht Karlsruhe

Auch für Vermisste müssen
Renten weiter gezahlt werden
Renten müssen auch für ver-
schollene Rentner weiter ge-
zahlt werden. Allerdings
müssen beim Tod des Rent-
ners die Erben oder die Kon-
tobevollmächtigten Über-
zahlungen gegebenenfalls
erstatten.

Das entschied das Sozialgericht
Karlsruhe in einem am 9. Mai
2015 veröffentlichten Urteil (Az.
S 16 R 1372/14).Damitmuss ein
Sohn für seineverscholleneund
dann für Tod erklärte Mutter
125 760 Euro überzahlte Ren-
te zurückerstatten.
Die Mutter war den Anga-

ben nach am 28. Februar 2000
in Paraguay als vermisst ge-
meldet worden. Als die Ren-
tenversicherung davon erfuhr,
stellte sie die Rentenzahlung
ein. Dafür gebe es aber keine
Rechtsgrundlage, erklärte der
Sohn, der als Vermögenspfle-
ger seiner Mutter die Weiter-
zahlung durchsetzte.

Die Rentenkasse wies aller-
dings darauf hin, dass im Falle
des Todes der Mutter Renten-
überzahlungen zurückverlangt
werden. Dies geschah nun-
mehr fast zwölf Jahre später.
Das Amtsgericht setzte den

Todestag auf den 28. Februar
2000 fest. Die Rentenversi-
cherung forderte daraufhin
125 760 Euro an zu viel ge-
zahlter Rente zurück. Gegen
diese Entscheidung klagte der
Sohn – erfolglos.
Die Entscheidung der Ren-

tenversicherung bestehe zu
Recht, urteilte das Sozialge-
richt. Anspruch auf Altersrente
bestehe nur bis Ende des To-
desmonats. Überzahlte Leis-
tungen könne die Rentenver-
sicherung laut Gesetz aber erst
zurückverlangen,wenn sie vom
Tod Kenntnis erlangt. Da der
Tod der Mutter erst Ende 2011
offiziell festgestellt worden sei,
sei die Rückforderung auch
nicht verjährt. epd/nd

Bundessozialgericht

Erbe mindert trotz Schulden
die Hartz-IV-Leistungen
Eine Erbzahlung muss bei
Hartz-IV-Beziehern in voller
Höhe als Einkommen ange-
rechnet erden. Dies gilt auch
dann, wenn damit teilweise
Schulden abbezahlt werden.
Zugeflossene Einnahmen
sind unabhängig von beste-
henden Schulden voll als Ein-
nahmen auf das Arbeitslo-
sengeld II zu berücksichti-
gen.

Das geht aus einem Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) in
Kassel vom 29. April 2015 (Az.
B 14 AS 10/14 R) hervor.
Im entschiedenen Rechts-

streit hatte ein in eheähnlicher
Gemeinschaft lebendes Paar in
Duisburg Hartz-IV-Leistungen
in Höhe von monatlich 968 Eu-
ro erhalten. Im Juni 2011 er-
hielt der Kläger als Erbe seines
im Februar 2011 verstorbenen
Vaters rund 8000 Euro über-
wiesen.
Mit diesem Geld wurde der

Dispokredit des Paares ausge-
glichen, so dass nur noch gut
5000 Euro an Restschuld übrig
blieben.
Das Jobcenter Duisburg

rechnete allerdings das volle
Erbe in Höhe von 8000 Euro als
Einkommen auf die Hartz-IV-
Leistungen an. Die Kläger
meinten, dass die Behörde le-
diglich 5000 Euro berücksich-
tigen dürfe. Denn nur dieses
Geld habe ihnen zur Verfü-
gung gestanden. Schließlich sei
ja ohne ihr Zutun der Dispo-
kredit von der Bank automa-
tisch ausgeglichen worden.
Das Bundessozialgericht gab

dem Jobcenter Recht. Ent-
scheidend sei, welche Ein-
künfte dem Paar zugeflossen
sind. Dies seien hier 8000 Eu-
ro als »Gutschrift« gewesen.
Auch wenn das Geld teilweise
zur Schuldentilgung eingesetzt
wurde, spiele dies für die Be-
rücksichtigung als Einkommen
bei Hartz IV keine Rolle. epd/nd

Sozialgericht Dresden

Krankenkasse zahlt
für Fettabsaugung
Die gesetzlichen Krankenkas-
sen müssen die Kosten für ei-
ne medizinisch notwendige
Fettabsaugung im Kranken-
haus übernehmen.

Das entschied das Sozialgericht
Dresden am 21. Mai 2015 (Az. S
47 KR 541/11).Das Urteil ist noch
nicht rechtskräftig. Wegen der
grundsätzlichen Bedeutung
wurde Revision beim Bundes-
sozialgericht zugelassen.
Im konkreten Fall litt eine 51-

Jährige an beiden Beinen an ei-
ner sogenanntenReiterhose.Dies
führte zu erheblichen Schmer-
zen und massiven Bewegungs-
einschränkungen, zum Teil wa-
ren auch bereits die Kniegelenke
in Mitleidenschaft gezogen. Her-
kömmliche Behandlungsmetho-
den blieben ohne Erfolg.
Eine Fettabsaugung im Kran-

kenhaus wollte die AOK nicht be-
zahlen, da es sich um eine neue
Untersuchungs- und Behand-
lungsmethode handele. Eine
Empfehlung des Gemeinsamen
Bundesausschusses über An-
rechnung des diagnostischen und
therapeutischen Nutzens, not-
wendige Qualifikation der Ärzte
und operative Anforderungen
gibt es nicht, so die Kasse.
Das Sozialgericht Dresden ver-

warf diese Auffassung und auf-
erlegte der AOK die Kostenüber-
nahme für die stationäre Be-
handlung. Durch die Fettabsau-
gung könnten eine deutliche
Schmerzlinderung, eine bessere
Beweglichkeit und letztlich eine
Verbesserung der psychischen
Gesamtsituation der Klägerin er-
reichtwerden. Anders als bei neu-
en Behandlungsmethoden im
ambulanten Bereich seien im sta-
tionären Bereich neue Behand-
lungsmethoden grundsätzlich
zugelassen, solange sie nicht
durch den gemeinsamen Bun-
desausschuss negativ beurteilt
wurden, so das Gericht. epd/nd
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Leserfrage

Urlaubsanspruch bleibt auch
bei einer Kündigung unberührt
Meine Ehefrau wurde zum 30.
September dieses Jahres ge-
kündigt. Laut Arbeitsrecht ist
bekannt, dass bei Kündigung
im zweiten Halbjahr An-
spruch auf den gesamten Jah-
resurlaub besteht. Ihr Ar-
beitgeber will aber nur 23 von
30 Tagen gewähren. Wie ist
die tatsächliche Rechtslage?

Rainer H., Schleswig

Der Urlaubsanspruch, den ein
Arbeitnehmer gegenüber sei-
nem Arbeitgeber hat, ist nach
dem Bundesurlaubsgesetz
(BUrlG) geregelt. Danach be-
steht für jeden Arbeitnehmer
ein Anspruch auf einen Erho-
lungsurlaub, der jedes Jahr ge-
währt werden muss.

Urlaubsanspruch mit oder
ohne Kündigung zwingend
Der Urlaubsanspruch bei Kün-
digung oder ohne eine solche ist
somit zwingend. Er kann durch
keinerlei Festlegungen im Ar-
beitsvertrag ausgeschlossen
werden. Sollte ein Arbeitgeber
versuchen wollen, Urlaub nicht
zu gewähren, hat jeder Arbeit-
nehmer das Recht, seine Ur-
laubsansprüche durchzusetzen.
Aufgrund der Regelungen im

BUrlG verfällt der Urlaubsan-
spruch bei Kündigung nicht.
Dabei spielt es keine Rolle, ob
die Kündigung vom Arbeitge-
ber oder vom Arbeitnehmer
ausgesprochen wird.
Allerdings sind wegen der

möglichen Zeitspannen zwi-
schen einer Arbeitsaufnahme
bis zu einer Kündigung grund-
sätzliche Regelungen zu be-
achten. Das BUrlG regelt unter
anderem auch die Länge des
Urlaubsanspruches allgemein,
so auch die, wenn Urlaubsan-
spruch bei Kündigung besteht.
Danach ist die Länge des Erho-
lungsurlaubs auf mindestens 24
Werktage bei einer Sechstage-
woche festgelegt. Dabei wer-
den die sechs Tage einer Wo-
che von Montag bis Samstag als
Werktage gerechnet, Feiertage
zählen nicht dazu.
Ein Anrecht auf den vollen

Jahresurlaub erwirbt ein Ar-
beitnehmer erst dann, wenn das
Arbeitsverhältnis für einen
Zeitraum von vollen sechs Mo-
naten bestanden hat. Beginnt
das Arbeitsverhältnis also zum
1. Januar, dann hat der Ar-
beitnehmer erst vom 1. Juli an
den Anspruch, seinen vollen
Jahresurlaub zu nehmen. Auch
für diese Regelung gibt es kei-
ne Besonderheit für einen Ur-
laubsanspruch bei Kündigung.
Den Anspruch auf Erho-

lungsurlaub vor Ablauf der vol-
len sechs Monate und somit
auch den Urlaubsanspruch bei
Kündigung in diesem Zeitraum
legt § 1, Absatz 1 des BUrlG fest.
Danach kann ein Arbeitnehmer
einen Teilurlaub nehmen, des-
sen Länge ein Zwölftel des Ur-
laubs für ein ganzes Jahr ist,
und zwar für jeden Monat, in
dem das Arbeitsverhältnis be-
stand. Das bedeutet, dass ein
Arbeitnehmer, der einen An-
spruch von 20 Urlaubstagen
hat, nach jedem gearbeiteten
Monat 20 geteilt durch zwölf,

das sind 1,67 Urlaubstage be-
anspruchen kann. Nach drei
Monaten sind das fünf Arbeits-
tage, nach sechs Monaten zehn
Arbeitstage und so weiter.
Probleme treten höchstens
dann auf, wenn beispielsweise
nach sieben Monaten ein Ur-
laubsanspruch bei Kündigung
von 6,67 Tagen besteht. Hier
werden in den meisten Fällen
wohl sieben Tage gewährt wer-
den.

Urlaubsanspruch bei
Kündigung durch Arbeitgeber
Der Urlaubsanspruch bei Kün-
digung bleibt erhalten, wenn
der Arbeitgeber kündigt. Sollte
der Arbeitgeber eine fristlose
Kündigung aussprechen, dann
bleibt ihm möglicherweise kei-
ne Zeit mehr, um den gesetz-
lich geregelten Urlaubsan-
spruch bei Kündigung zu ge-
währen. In diesem Fall kann es
zu einer Urlaubsabgeltung in
Form von bezahlten Tagen
kommen. Dies ist zwar nach
dem Willen des Gesetzgebers
ausdrücklich verboten, wird je-
doch bei Zustimmung des Ar-
beitnehmers geduldet. Jeden-
falls findet durch die Urlaubs-
abgeltung keine Verlängerung
des Arbeitsverhältnisses statt.
Wenn also ein Arbeitnehmer

sofort nach der fristlosen Kün-
digung ein neues Arbeitsver-

hältnis beginnt, dann kann die
Urlaubsabgeltung durchaus
sinnvoll sein.

Urlaubsanspruch bei
Kündigung vom Arbeitnehmer
Auch wenn der Arbeitnehmer
von sich aus das Arbeitsver-
hältnis kündigt, bleibt der Ur-
laubsanspruch bei Kündigung
vollständig erhalten. Wenn ein
Arbeitnehmer für den Arbeit-
geber unerwartet plötzlich
kündigt, dann wird der Arbeit-
geber möglicherweise versu-
chen, einen bereits genehmig-

ten Urlaub zu verweigern. Auch
hier bleibt der Urlaubsan-
spruch bei Kündigung völlig er-
halten, der Arbeitgeber hat kei-
ne gesetzliche Möglichkeit, den
bereits genehmigten Urlaub zu
widerrufen.

Urlaubsanspruch bei
Kündigung in der Probezeit
Die ersten Monate in einem Un-
ternehmen sind eine Probezeit,
über deren Länge es keine ge-
setzlichen Regelungen gibt.
Während der Probezeit gilt für
Arbeitgeber wie für Arbeitneh-
mer eine gesetzlich vorge-
schriebene verkürzte Kündi-
gungsfrist. Diese beträgt ledig-
lich zwei Wochen zum Ende ei-
nes Monats oder zum jeweili-
gen fünfzehnten. Ein Urlaubs-
anspruch bei einer Kündigung
während der Probezeit bleibt
wegen der im BUrlG festge-
schriebenen Regelungen be-
stehen, allerdings nur im Rah-
men des erworbenen Urlaubs-
anspruches.
Zusammenfassend: Im

BUrlG ist eindeutig festgelegt,
dass Erholungsurlaub zu ge-
währen ist. Ob ein Urlaubsan-
spruch bei Kündigung oder oh-
ne Kündigung besteht, spielt ei-
gentlich keine Rolle, der Ur-
laubsanspruch bleibt von einer
Kündigung unberührt.

Aus: Der Ratgeber

Gekündigt – was wird aus meinem Jahresurlaub? Foto: imago/Bernhard Classen

Bundesarbeitsgericht ändert bisherige Rechtsprechung

Keine nachträgliche Kürzung
des Urlaubs wegen Elternzeit
Arbeitgeber müssen Mitarbei-
ter während des Beschäfti-
gungsverhältnisses darauf
hinweisen, dass ihnen bei El-
ternzeit ihr Urlaub gekürzt
wird. Wird das unterlassen,
können Arbeitnehmer nach
dem Ende ihrer Beschäftigung
für nicht genommenen Urlaub
den vollen finanziellen Aus-
gleich verlangen.

Das geht aus einem Urteil des
Bundesarbeitsgericht (BAG) in Er-
furt vom 19. Mai 2015 (Az. 9 AZR
725/13) hervor. Nach dem Bun-
deselterngeldgesetz haben Ar-
beitgeber das Recht, den Jah-
resurlaub für jeden vollen Ka-
lendermonat der Elternzeit um
ein Zwölftel zu kürzen. So soll
verhindert werden, dass Arbeit-
nehmer nach dem Ende ihrer El-
ternzeit erst einmal in Urlaub ge-
hen.
Nach der bisherigen Recht-

sprechung des BAG konnte die
Urlaubskürzung auch noch nach
dem Ende des Arbeitsverhält-
nisses vorgenommen werden.
Davon rückte das BAG nunmehr
ab.

Im jetzt entschiedenen Fall
war die Klägerin aus dem Raum
Hamm in einem Seniorenheim
als Ergotherapeutin beschäftigt.
Als sie im Dezember 2010 ein
Kind bekam, ging sie ab Mitte
Februar 2011 bis zum Ende ih-
rerBeschäftigungMitteMai2012
in Elternzeit.
Der Arbeitgeber hatte ihr

während des Bestehens ihres Ar-
beitsverhältnisses nicht mitge-
teilt, dass die Elternzeit zur Kür-
zung ihres Urlaubsanspruches
führt und holte das Versäumnis
erst nach dem Ende der Be-
schäftigung nach.
Zu spät, wie das BAG nun be-

fand. Nach dem Ende des Jobs
könne der Urlaub wegen El-
ternzeit nicht mehr gekürzt wer-
den. Denn der Urlaubsanspruch
habe sich in einen Zahlungsan-
spruchgewandelt, deralsTeil des
Vermögens des Arbeitnehmers
anzusehen ist. Reine Geldan-
sprüche könntenwegen einer ge-
nommenen Elternzeit aber nicht
verringert werden. Der Klägerin
stehe daher eine Urlaubsabgel-
tung in Höhe von rund 3800 Eu-
ro zu. dpa/nd

Streik bei der Post

Wenn das Kündigungsschreiben
nunmehr verspätet eintrifft ...
Der Streik der Postbediens-
teten kann ungeahnte Fol-
gen haben. Kommen bei-
spielsweise Briefe später an,
können unter Umständen
wichtige Fristen (zum Bei-
spiel für die Kündigung) ver-
passt werden.

Grundsätzlich gilt: Das Risi-
ko, dass ein Brief oder Paket
rechtzeitig ankommt, trägtder
Versender. Trifft also das Kün-
digungsschreiben streikbe-
dingt erst nach Ablauf der
Kündigungsfrist beim Emp-
fänger ein, verlängert sich der
Vertrag um die in den Allge-
meinen Geschäftsbedingun-
gen vereinbarte Laufzeit. Für
den finanziellen Mehrauf-
wand kann der Kunde ge-
genüber der Deutschen Post
keine Schadenersatzansprü-
che stellen. Das Unterneh-
men hat Streiks als Haf-
tungsgrund in den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen
ausgeschlossen.
Betroffene, die wegen des

Poststreiks Gefahr laufen, den
Kündigungstermin zu ver-
passen, sollten auf andere
Versender ausweichen. So-

fern die Kündigung keiner
Originalunterschrift bedarf
(kein »Schriftformerforder-
nis«), sollte sie per Fax mit
Übermittlungsprotokoll ver-
sandt werden. Solch ein Fax
hat vor Gericht als Zugangs-
beweis bestand. Eine Zustel-
lung per E-Mail empfiehlt sich
nicht, weil nicht jedes Gericht
E-Mails, auch bei Lese- und
Zugangsbestätigung, als Be-
weis anerkennt. Die Bestäti-
gung beweise nur die Über-
mittlung des Datensatzes als
solche, nicht auch, ob der ge-
naue Inhalt wahrnehmbar zu-
gestellt wurde.

Folgen bei Warenbestellung
Wer online etwas bestellt, hat
in der Regel 14 Tage Zeit, be-
vor er den Widerruf erklären
und die Ware zurückschicken
muss. Bei dieser Frist reicht es,
wenn die Waren innerhalb
dieser Frist abgesandt wurde.
KommtdasPaketaufgrunddes
Streiks verspätet beim Ver-
käufer an, hat der Kunde die
Frist trotzdem eingehalten.
Der Verbraucher sollte den
Nachweis für die Rücksen-
dung aufheben. vzsa/nd
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Mietrecht: Wohnungswechsel

Umzug in Zeiten
der Mietpreisbremse
Weg mit Wuchermieten: Seit
dem 1. Juni 2015 kann in an-
gespannten Wohnungsmärk-
ten die Mietpreisbremse grei-
fen. Das tut sie nur in Berlin,
im Juli soll Nordrhein-West-
falen folgen. Was ändert sich
noch? Fragen & Antworten.

Nachwuchs, neuer Job, endlich
zusammenziehen – Gründe für
einen Umzug gibt es genug.
Doch leisten kann sich das in
Deutschland längst nicht mehr
jeder. Denn für neue Verträge
erhöhen viele Vermieter kräftig
die Miete. Zudem können Mak-
lergebühren die Wohnungssu-
che verteuern. Vor allem in
Groß- und Unistädten wird
Umziehen so zum Luxus. Mit
der Mietpreisbremse könnten
die Bundesländer dagegenhal-
ten – doch viele lassen sich Zeit.

Warum können die Mieten ge-
deckelt werden?
In vielen großen Städten wer-
den Mietwohnungen immer
teurer. Laut Bundesjustizmi-
nisterium lagen neu geforderte
Mieten in Hamburg und Mün-
chen im vergangenen Jahr um
25 Prozent über bestehenden
Mieten, in Münster um 30 Pro-
zent. Einkommensschwache
und Familien können sich Um-
ziehen dann kaum leisten. In
kleinen Gemeinden ist die Lage
dagegen relativ entspannt.
Deswegen soll die Mietpreis-
bremse nicht überall greifen.

Wie genau funktioniert sie?
Wird eine Wohnung frei, darf
die neue Miete künftig maxi-
mal um zehn Prozent über dem
ortsüblichen Niveau liegen. Das
ist etwa im Mietspiegel nach-
zulesen: Kostet eine Wohnung
bisher 5,50 Euro pro Quadrat-
meter und liegt die ortsübliche
Vergleichsmiete bei 6,00 Euro,
darf der Vermieter bis auf 6,60
Euro raufgehen – auch wenn er
hier mehr rausholen könnte.

Wo greift die Mietpreisbrem-
se genau – und ab wann?
Berlin ist das einzige Bundes-
land, in dem sie bereits am 1.
Juni startete. Nach derzeitigem
Stand wird das bevölkerungs-
reichste Land Nordrhein-West-
falen ab 1. Juli nachziehen. Vor
allem die besonders dicht be-
siedelten Regionen entlang des
Rheins dürften unter die neue
Regelung fallen.
Andere Landesregierungen

prüfen noch, in welchen Städ-
ten der Wohnungsmarkt be-
sonders angespannt ist. Termi-
ne für eine Begrenzung der

Neumieten haben sie noch nicht
genannt. Manche peilen den
Sommer an, in Niedersachsen
zum Beispiel wird es 2015 aber
wohl nichts mehr.
Wiederum andere Bundes-

länder wollen überhaupt keine
Gebiete für die Mietpreisbrem-
se ausweisen. Sachsen-Anhalt
und das Saarland schätzen ihre
Wohnungsmärkte nicht als so
eng ein. In Sachsen-Anhalt steht
bei großen Wohnungsunter-
nehmen sogar fast jede achte
Wohnung leer.

Gibt es Ausnahmen bei der
Mietpreisbremse?
Die Bundesregierung will den
dringend nötigen Neubau nicht
abwürgen. Die Mietpreisbrem-
se gilt daher nicht, wenn ab dem
1. Oktober 2014 gebaute Woh-
nungen erstmals vermietet

werden. Genauso nach großen
Modernisierungen. Die Miete
muss außerdem nie gesenkt
werden.

Wie kräftig ist die Wirkung?
»Den Wohnungsmarkt revolu-
tionieren wird die Mietpreis-
bremse nicht«, meint Mieter-
bundpräsident Lukas Sieben-
kotten. Dafür gebe es zu viele
Ausnahmen. Extreme Mietstei-
gerungen würden aber verhin-
dert. Der Bundesverband der
Wohnungswirtschaft (GdW)
geht davon aus, dass sich beim
Grundproblem Wohnungs-
knappheit nichts tut.

Was ändert sich für Woh-
nungssuchende noch?
Ab 1. Juni muss nur noch Mak-
lergebühren zahlen, wer die
Vermittler selbst eingeschaltet
hat. Ist derMakler dagegen vom
Vermieter beauftragt, muss
dieser das selbst zahlen – die
Kostenübernahme richtet sich
nach dem sogenannten Bestel-
lerprinzip. Bislang konnte er die
Gebühren an den neuen Mieter
weiterreichen. Sollte er dies

weiterhin tun wollen, muss er
künftig mit einem Bußgeld von
bis zu 25 000 Euro rechnen.

Können Preisbremse und Be-
stellerprinzip Nebenwirkun-
gen haben?
GdW-Präsident Axel Gedasch-
ko warnt davor, dass der Woh-
nungsmarkt durch die Miet-
preisbremse noch knapper wer-
den könnte – dann nämlich,
wenn Vermieter ihre Wohnun-
gen verkaufen, weil sich das
Vermieten nicht mehr lohnt.
Der Eigentümerverein Haus
und Grund erwartet, dass in
Mietshäusern bald weniger
modernisiert und repariert
wird.
Makler befürchten durch das

Bestellerprinzip massive Um-
satzeinbußen. Zwei Vermittler
klagten deshalb per Eilantrag

gegen die Einführung – schei-
terten aber am 27. Mai 2015 vor
dem Bundesverfassungsgericht
(Az. 1 BvQ 9/15). Die Existenz
des Berufsstands sei nicht be-
droht, urteilten die Richter. Die
Verfassungsbeschwerde sei
zwar nicht von vorn herein un-
begründet. Für eine einstweili-
ge Anordnung reichten die bis-
lang vorgelegten Argumente
aber nicht aus.

Welche Probleme bereitet das
Urteil gegen den Berliner
Mietspiegel von 2013?
Mietspiegel sollen vielerorts zur
Grundlage für die Mietpreis-
bremse werden, weil sie die
ortsüblichen Vergleichsmieten
ausweisen. Nun hat ein Gericht
den alten Berliner Mietspiegel
für ungültig erklärt. Auch ge-
gen den neuen erwartet die
Landesregierung Klagen – ist
sich aber sicher, dass er nicht zu
beanstanden sein wird. Trotz-
dem dürfte es Rechtsstreitig-
keiten zwischen Mietern und
Vermietern darüber geben, wie
genau die Vergleichsmiete er-
mittelt wird. dpa/nd

Wohnungswechsel eine Frage des Geldes Foto: dpa/Jan Woitas

Mietpreisbremse und Mietvertrag

So machen Sie alles richtig
Die Mietpreisbremse und die
damit verbundene prozentua-
le Festschreibung von Miet-
forderungen stellen auch Mie-
ter vor neue Probleme.

Eine Überschreitung der 10-Pro-
zent-Grenze kann nicht in allen
Fällen mit Erfolg korrigiert wer-
den. So sollte niemand einen für
ihn zu teuren Mietvertrag in der
Erwartung abschließen, die Mie-
te hinterher reduzieren zu kön-
nen.

Rüge »qualifiziert« erheben
Einen möglichen Verstoß gegen
die Mietpreisbremse müssen Sie
gegenüber Ihrem Vermieter
»qualifiziert« rügen. Dazu soll-
ten Sie ihm schriftlich darlegen,
umwelchenkonkretenBetragdie
mietvertraglich vereinbarte Mie-
te nach dem im Mai veröffent-
lichtenBerlinerMietspiegel 2015
und unter Berücksichtigung des
10-prozentigen Zuschlags über-
höht ist.
Umden zutreffendenWertmit

Hilfe des BerlinerMietspiegels zu
ermitteln, könnenSie sichdes auf
der Internetseite der Senatsver-
waltung zugänglichen Berech-
nungsprogramms bedienen oder
den Berliner Mieterverein in An-
spruch nehmen. Mit Zustellung
per Einschreiben, Einwurf unter
Zeugen oder E-Mail mit Lesebe-
stätigung sollte der Zugang
nachweisbar erfolgen.

So schnell wie möglich rügen
Das Gesetz sieht vor, dass die
überhöhten Mietzahlungen, die

vor dem Zugang einer Rüge beim
Vermieter fällig geworden sind,
nicht zurückgefordert werden
können. Eine alsbaldige Rüge
nach Mietvertragsabschluss hilft
also, Geld zu sparen.

Zunächst die Miete in vollem
Umfang zahlen
Solange Sie sich mit dem Ver-
mieternichtaufeineSenkungder
Mietehabeneinigenkönnenoder
der Streit nicht gerichtlich ge-
klärt ist, sollten Sie die mietver-
traglich vereinbarte Miete unter
Vorbehalt, aber in vollem Um-
fang zahlen. Da alle nach der Rü-
ge fällig gewordenen überhöh-
ten Mietbeträge in der dreijäh-
rigen Verjährungsfrist zurück-
verlangt werden können, geht
Ihnen gegebenenfalls nichts ver-
loren.
Die Zahlung der vollen Miete

empfiehlt sich wegen des grund-
sätzlich bestehenden Kündi-
gungsrisikos. Sollten Sie sich bei
der Berechnung der zulässigen
Miete geirrt haben oder die Ge-
richte künftig zu unvorherseh-
baren Rechtsauffassungen ge-
langen, können Sie schnell in
Zahlungsverzug geraten, der den
Vermieter zu einer wirksamen
Kündigung veranlassen könnte.

Rechtsberatung aufsuchen
Äußert sich Ihr Vermieter nicht
zu der Rüge oder kann er die
überhöhte Miete nicht nach-
vollziehbar erläutern, sollten Sie
spätestens dann eine Rechtsbe-
ratung aufsuchen.

Aus: MieterMagazin 5/2015

Mietvertrag

Besenrein – was heißt das?
Steht im Mietvertrag, die Woh-
nung ist beim Auszug »im ver-
tragsgemäßen« Zustand zu-
rückzugeben, heißt das nicht
automatisch, dass der Mieter
noch Schönheitsreparaturen
durchführenmuss. Das gilt erst
recht bei »besenrein«.

Besenrein bedeutet laut Mieter-
verein Dresden und Umgebung
(mvd), dass die Wohnung im
sauberen Zustand zurückzuge-
ben ist. Man muss nicht Küche
und Keller von Grund auf reini-
gen oder Fenster putzen. »Be-
senrein« begründet keine spezi-
ellen Reinigungsverpflichtun-
gen, sondern heißt – so der Bun-
desgerichtshof (Az. VIII ZR
124/05) – »mit dem Besen grob
gereinigt«. Beseitigt der Mieter
grobe Verschmutzungen, auch
Spinnweben im Keller, hat er sei-
ne Pflichten erfüllt.
Auch bei besenreiner Rück-

gabe sind Renovierungsarbeiten
nicht völlig ausgeschlossen. Ent-

hält der Mietvertrag zugleich ei-
ne wirksame Regelung über
Schönheitsreparaturen, müssen
diese in Abhängigkeit vom Frist-
ablauf und vom objektiven Re-
novierungsbedarf ausgeführt
werden. Allerdings hat die
Rechtsprechung bis zum BGH in
letzter Zeit eine Vielzahl von Ver-
tragsklauseln über Schönheits-
reparaturen geprüft und etliche
für unwirksam befunden.
Hinweis: Im März 2015 er-

klärte der BGH zwei Klauseln für
unwirksam: zum einen die so-
genannte Quotenklausel. Sie
verpflichtet die Mieter zu einem
anteiligen Geldbetrag an den
Vermieter, wenn bei Mietende
das Renovierungsintervall noch
nicht abgelaufen ist (BGH, Az. VIII
ZR 242/13). Zum anderen: Ein
Mieter, der eine unrenovierte
Wohnung übernommen hat,
muss weder während noch bei
der Beendigung des Mietver-
hältnisses renovieren (BGH, Az.
VIII 185/14). mvd/nd
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Wohnungseigentümergemeinschaften

Nutzung der Außenanlagen
Küchenkräuter anpflanzen,
eine Schaukel für die Kinder
aufstellen oder eine Garten-
hütte bauen: Auf den Außen-
anlagen rund um die Woh-
nungseigentumsanlagen lässt
sich mancherlei anstellen.

Auch wenn sich viele Möglich-
keiten bieten, die Außenanla-
gen dürfen nicht einfach so pri-
vat genutzt werden, wie der
Verbraucherschutzverband
Wohnen im Eigentum (WiE)
mitteilt. Sondereigentum ist
laut § 3 Abs. 2 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes (WEGesetz)
nur an abgeschlossenen Räu-
men oder nach Rechtsprechung
des Kammergerichts Berlin aus-
nahmsweise an Terrassen mög-
lich, wenn diese aufgrund ihrer
Lage für fremde Personen nicht
zugänglich sind. Das ist in den
Außenanlagen meist nicht der
Fall.

Regelfall: Gemeinsam ent-
scheiden, gemeinsam nutzen
Das bedeutet: Alle Wohnungs-
eigentümer dürfen die Außen-
anlagen in gleichem Umfang
nutzen; private Bereiche gibt es
in der Regel nicht. Auch die Ei-
gentümer der Erdgeschoss-
wohnungen haben keine Son-

dernutzungsrechte. Wie die Au-
ßenanlage gestaltetwerden soll,
entscheiden die Wohnungsei-
gentümer durch Beschluss: ob
beispielsweise Blumenbeete
angelegt oder Kinderspielgerä-
te oder Bänke zum Ausruhen
aufgestellt werden sollen.
Ob alle zustimmen müssen

oder ob die einfache Mehrheit
genügt, hängt von der Art der
Maßnahme ab. So ist beispiels-
weise nach einem Urteil des
Landgerichts Frankfurt amMain
das Aufstellen einer Schaukel
oder das Anlegen eines Sand-

kastens eine bauliche Verände-
rung, der alle (betroffenen) Ei-
gentümer zustimmen müssen.

Ausnahmen: Gebrauchsrege-
lungen vereinbaren
Sollen einzelne Eigentümer be-
stimmte Bereiche alleine nut-
zen können, müssen die Eigen-

tümer sogenannte Sondernut-
zungsrechte durch eine Ge-
brauchsregelung nach § 15
Abs. 1 WEGesetz vereinbaren.
Nach einem Urteil des Bundes-
gerichtshofs (Az. V ZB 58/99)
können Sondernutzungsrechte

nicht durch Beschluss begrün-
det werden.
Gebrauchsregelungen soll-

ten ins Grundbuch eingetragen
werden. Nur dann sind nämlich
auch Eigentümer, die später ei-
ne Wohnung kaufen, an die
Vereinbarung gebunden. Wer
Wert auf einen eigenen Garten
legt, in dem er nach Belieben
seinem Hobby frönen kann,
sollte also vor dem Kauf der
Wohnung Teilungserklärung,
Aufteilungsplan und Grund-
bucheinträge genau überprüfen
– und sich nicht auf mündliche
Aussagen des Verkäufers ver-
lassen.
Auch Sondernutzungsrechte

gelten aber nicht unbeschränkt.
Was erlaubt ist und was nicht,
bestimmt die Teilungserklä-
rung. Bauliche Veränderungen
dürfen ohnehin nur vorgenom-
men werden, wenn die Tei-
lungserklärung oder Ge-
brauchsvereinbarung es aus-
drücklich erlauben oder andere
Wohnungseigentümer dadurch
nicht benachteiligt werden.
Auch Eigentümer mit Son-

dernutzungsrechten müssen,
wenn entsprechende Regelun-
gen in der Teilungserklärung
oder in der Gemeinschaftsord-
nung bestehen, ihre Miteigen-
tümer fragen, wenn sie etwa ein
Gartenhäuschen bauen oder
den Gartenteil einzäunen
möchten.WiE/nd

Ob Schaukel oder Sandkasten – die Zustimmung aller betroffenen Ei-
gentümer muss vorliegen. Foto: dpa/Arno Burgi

Tierschutz am Haus

Vogelfalle Schornstein
Immer wieder fallen Vögel in
ungesicherte Schornsteine,
aus denen sie ohne mensch-
liche Hilfe nicht mehr he-
rauskommen

Nicht selten müssen Mitarbei-
ter von Vogelpflegestationen
die verrußten und halbver-
hungerten Tiere aus ihrer miss-
lichen Lage befreien. »Für vie-
le Piepmätze sind Schornstei-
ne von Wohnhäusern beliebte
Rast- und Aussichtsplätze«, er-
klärt dazu Ingeborg Polaschek
von der aktion tier – Fachbe-
ratungsstelle für Wild- und
kleine Haustiere.
Besonders in der Jungvo-

gelzeit stürzen unerfahrene
kleine Singvögel, Eulen und
Käuze in die Tiefe und finden
aus eigener Kraft nicht mehr
den Weg nach oben. Auffal-
lend häufig zeigen sich Dohlen
sehr interessiert an Schorn-
steinöffnungen und stürzen be-
sonders häufig ab. »Vielfach
werden Hausbewohner dann
durch Rascheln und Flattern
aufmerksam und sollten die-
sen Geräuschen auch schnells-
tens auf den Grund gehen«, bit-
tet Ingeborg Polaschek. Es

empfiehlt sich in jedem Falle,
den Bezirksschornsteinfeger
hinzuzuziehen.
Hausbesitzer sollten, wenn

irgend möglich, präventiv tätig
werden und dafür sorgen, dass
nach oben hin offene Schorn-
steine etwa mit Dohlenschutz-
gittern, Kaminhüten aus nicht
brennbarem Material oder Me-
tall- und Plastikaufsätzen ab-
gedeckt werden.
Die verschiedensten Kons-

truktionen sind im Fachhandel
erhältlich und sollten am bes-
ten schon beim Hausbau an-
gebrachtwerden.aktion tier/nd

In diese Esse fällt wohl niemand
hinein. Foto: dpa/Roland Holschneider

Urteile

Treuhandkonto
verstößt gegen
Trennungsprinzip
Wenn ein Verwalter unter sei-
nemNamendasKonto einer Ei-
gentümergemeinschaft (WEG)
führt, so entspricht dies meist
nicht dem Grundsatz ord-
nungsmäßiger Verwaltung.

Ein entsprechender Beschluss ist
daher nach dem Urteil des Land-
gerichts Frankfurt/Oder (Az. 16 S
46/14) rechtswidrig und ungül-
tig. Sogenannte Treuhandkon-
ten des Verwalters sind nur aus-
nahmsweise geboten, wenn bei-
spielsweise die Einrichtung ei-
nes eigenenWEG-Kontos der Ge-
meinschaft zu erheblichen Nach-
teilen wie Zinsverlusten führen
würde. Die Umstellung der Kon-
ten auf den Namen des Verwal-
ters verstößt außerdem gegen
das Trennungsgebot gemäß § 27
Abs. 5 Satz 1 WEGesetz. Ein ei-
genes Konto schützt die WEG am
wirksamsten vor dem Zugriff der
Gläubiger des Verwalters. Des-
halb muss, so das Landgericht, in
der Regel diese sicherste Anla-
geform gewählt werden.

Fremde Daten nicht
weitergeben
Die LBS Immobilien GmbH darf
Verbraucherinnen und Ver-
braucher nicht ohne deren vor-
heriges Einverständnis anrufen
oder anschreiben, um Daten
möglicher Immobilieninteres-
senten zu erfragen. 250 Euro ver-
sprach das Unternehmen für ent-
sprechende Hinweise. Der Ver-
braucherzentrale Bundesver-
band hatte gegen dieses Vorge-
hen geklagt.
Die LBS Immobilien GmbH er-

kannte den Unterlassungsan-
spruch nun an (Urteil des Land-
gerichtMainzvom5. Februar2015,
Az. 10 HK O 51/14).WiE/nd

Einbruchssicherung

Mehr Zuschüsse
Die Zahl der Wohnungseinbrü-
che ist 2014 um 1,8 Prozent auf
rund152 000gestiegen.Wer sein
Haus oder seine Wohnung ge-
gen Einbrüche sichert, bekommt
ab Herbst dafür mehr Geld vom
Staat. Jeweils 10 Millionen Euro
hat der Haushaltsausschuss des
Bundestags für dieses und die
beiden nächsten Jahre dafür be-
reitgestellt.
Die Förderung wird über die

KfW erfolgen. Laut »Welt« müs-
sen mindestens 500 Euro in Si-
cherungsmaßnahmen investiert
werden. 20 Prozent der Kosten
sollen gefördert werden – maxi-
mal 1500 Euro.WiE/nd

Kündigung eines Bauvertrages

Nur ein Verdacht reicht nicht
Ein Bauherr muss triftige
Gründe benennen können,
um aus einem Vertrag mit ei-
ner von ihm beauftragten
Baufirma auszusteigen.

Negative Erfahrungen anderer
Bauherrn reichen nach Infor-
mation des Infodienstes Recht
und Steuern der LBS nicht, wie
das Oberlandesgericht Hamburg
(Az. 11 U 150/11) urteilte.
Der Fall:Es ging umdenBau

eines Fertighauses. Auftragge-
ber und Auftragnehmer strit-
ten über Sachfragen. Schließ-
lich kündigte der Bauherr der
Firma fristlos. Das Unterneh-
men forderte über 100 000 Eu-

ro, weil die Gründe eine Kün-
digung nicht rechtfertigten. So
meinte der Bauherr, schlechte
Erfahrungsberichte anderer
Bauherren hätten sein Ver-
trauen erschüttert.
Das Urteil: Die Argumen-

tation mit den negativen Be-
richten genügten dem Gericht
nicht. Sie mögen das Vertrau-
en erschüttert haben. Sie könn-
ten den Beklagten als Auf-
traggebern aber jedenfalls so-
lange kein Recht zur fristlosen
Kündigung geben, als nicht
deutlich wird, dass die ange-
botene Werkleistung einen
strukturellen, nicht behebba-
ren Mangel hat. LBS/nd
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Leserfragen zur Einkommensteuererklärung 2014

Verspätungszuschlag bis zu 10 Prozent
Die gesetzlich festgelegte Ab-
gabefrist für die Einkom-
mensteuererklärung 2014 ist
mit dem festgeschriebenen
Stichtag 31. Mai – in diesem
Jahr der 1. Juni 2015, weil der
Stichtag auf einen Sonntag
fällt – inzwischen überschrit-
ten, aber nach wie vor errei-
chen uns Leserfragen zur
Steuererklärung.

Können Steuerzahler die Ab-
gabefrist verlängern?
Man kann die Abgabefrist ver-
längern: Dafür müssen Sie ei-
nen Antrag stellen. Der indivi-
duelle Antrag beim Finanzamt
muss begründet werden, und
dann liegt es im Ermessen des
Sachbearbeiters, ob dem statt-
gegeben wird oder nicht.
Wer jedoch aber zum Bei-

spiel seine Steuerangelegen-
heiten einemSteuerberater oder
als Mitglied einem Lohnsteuer-
hilfeverein anvertraut, der ge-
winnt Zeit. In dem Fall muss die
Steuererklärung erst zum 31.
Dezember 2015 abgegeben
werden. Allerdings bedeutet der
Zeitgewinn auch, dass man län-
ger auf eine mögliche Steuer-
erstattung warten muss.

Was geschieht mit denjeni-
gen, die diese Frist versäu-
men?
»Wer Steuern nachzahlen muss,
die Erklärung aber zu spät ab-
gibt, der kann mit einem Ver-
spätungszuschlag bestraft wer-
den«, erklärt Dr. Rolf Sukowski
von der Lohnsteuerhilfe für Ar-
beitnehmer e.V., Lohnsteuerhil-
feverein (Beratungsstelle Berlin).
»Die Finanzbehörde kann einen
Zuschlag von bis zu 10 Prozent
der festgesetzten Steuer ver-
langen.« Denn die Abgabefrist
31. Mai ist gesetzlich in der Ab-
gabenordnung § 149 festge-
schrieben.

Warum ist die Steuererklä-
rung 2014 wichtig?
Grundsätzlich sollte keiner die
Chance auslassen, das für 2014
beste Ergebnis zu erzielen. So
hat das Statistische Bundesamt
2010 bekannt gegeben, dass
Steuerzahler im Durchschnitt
823 Euro Steuererstattung er-
halten.

Wie viel Lohnsteuern kann
man zurückholen?
Das lässt sich im Einzelnen nicht
beziffern, weil es von vielerlei
Faktoren abhängt. Und weil das
ein so weites und mitunter un-
durchsichtiges Feld ist, ist Steu-
erzahlern zu raten, sich an fach-
kundige Hilfe zu wenden. Dies
aus einer Reihe von Gründen,
wie Dr. Rolf Sukowski nachfol-
gend aufführt:

Es ist eine der Besonderhei-
ten des Steuerjahres 2014, dass
zahlreiche gesetzliche Vorga-
ben aber auch bisher ge-
bräuchliche Verfahrensweisen
von den Finanzgerichten in Fra-
ge gestellt wurden.
Als Beispiele hierfür stehen

das neue Reisekostenrecht, die
Krankheitskosten als außerge-
wöhnliche Belastung, haus-
haltsnaheDienstleistungenoder
die Frage, ob die Kosten einer
Erstausbildung Werbungskos-
ten oder Privatausgaben sind.
Der Fiskus werbe zwar auf

den Seiten »elster.de« mit dem
Satz: »Meine Steuer mache ich
heute einfach online.« Einfach
ist dort aber allenfalls, dass man

seine Steuererklärung über das
Internet an das Finanzamt sen-
den kann.
Selbst mit der Einrichtung ei-

nes entsprechenden Zugangs
haben nicht weinige Steuer-
zahler ihre Probleme. Steuer-
software kann zwar in Stan-
dardfällen hilfreich sein, aber
woher weiß der Nutzer solcher
Programme, ob er zu den »Stan-
dardfällen« zählt oder nicht?.
»Im Übrigen«, so der Experte

Dr. Sukowski, »ist nicht jede
Steuersoftware immer auf dem
aktuellen Stand, was die rele-
vanten Gerichtsurteile angeht.
Wir erleben immer wieder, dass
Steuerpflichtige 100 Euro ge-
spart haben durch die Selbst-
anfertigung der Steuererklä-
rung, aber gleichzeitig mehr wie
diese Ersparnis durch Fehler
oder Nichtbeachtung von Ab-
zugsmöglichkeiten verschenkt
haben.«
Auch die Fehlerquote des Fi-

nanzamtes bei den Veranla-
gungen ist ebenfalls nicht zu un-
terschätzen, der Laie erkennt
dies mitunter nicht und ver-
säumt deswegen den erforder-
lichen Einspruch.

Wann müssen Rentner Steu-
ern zahlen und wie viel?
Grundsätzlich steht jedem deut-
schen Steuerzahler – ob Ar-
beitnehmer oder Rentner – ein
sogenannter Grundfreibetrag

von 8354 Euro im Jahr zu (für
Verheiratete der doppelte
Grundfreibetrag von 16 708 Eu-
ro). Daraus folgt: Wer mit sei-
nem Einkünften unter dieser
Grenze bleibt, zahlt keine Steu-
ern. Wer darüber liegt ist steu-
erpflichtig.
Wie viel Steuern ein Rentner

zahlen muss, hängt also von der
Höhe seines Einkommens (also
Rente und andere Einkünfte ad-
diert) ab. Im Januar 2005 trat
bekanntlich das Alterseinkünf-
tegesetz in Kraft. Das besagt:
Wer 2005 oder früher in Rente
gegangen ist, muss 50 Prozent
seiner Rente versteuern. Die an-
deren 50 Prozent sind steuer-
frei. Geht ein Arbeitnehmer

2006 in Rente, so muss er 52
Prozent seiner Rente versteu-
ern, ab 2007 sind es dann schon
54 Prozent und so weiter. Ab
2040 muss jeder Rentner seine
Rente zu 100 Prozent versteu-
ern.
Auch Rentner können das zu

versteuernde Einkommen sen-
ken und damit Steuer sparen. So
wird auch Rentnern automa-
tisch die Werbungskostenpau-
schale in Höhe von 102 Euro pro
Jahr angerechnet. Zusätzlich
senken Sonderausgaben und
außergewöhnliche Belastungen
das Jahreseinkommen und da-
mit die fällig Steuer. ZudenSon-
derausgaben zählen beispiels-
weise Spenden, Beiträge für die
private Haftpflichtversiche-
rung. Außergewöhnliche Be-
lastungen sind unter anderen
Arzt- und Medikamentenrech-
nungen oder Pflegeheimkosten.

Sorgen Riester- und Basisren-
te für ein Plus im Steuerbe-
scheid
Es ist zutreffend, dass ein Al-
tersvorsorgevertrag steuerliche
Vorteile bringen kann. Gerade
Vorsorgesparer, die in einen
Riester-Vertrag oder eine Ba-
sisrente – auch Rürup-Rente ge-
nannt – investieren, können mit
einer richtig ausgefüllten Steu-
ererklärung Geld sparen, erklär
Michael Greifenberg, Versiche-
rungsexperte von CosmosDirekt.

Wie profitiert man bei der
Riester-Rente vonZulagenund
Steuererstattungen?
Bis zum Rentenbeginn sind die
Einzahlungen in den Riester-
Vertrag steuerfrei, danach gilt
der persönliche Steuersatz. »Der
SparerentrichtetdieBeiträgefür
seinen Vertrag aus dem bereits
versteuerten Nettoverdienst.
Damit die Riester-Beiträge steu-
erfrei bleiben, bekommt er die
zu viel gezahlten Steuern nach-
träglich vom Finanzamt erstat-
tet«, erläutert Michael Greifen-
berg. Wer 4 Prozent des Vor-
jahreseinkommens abzüglich
Zulage gespart hat, bekommt
jährlich 154 Euro Zulagen vom
Staat. Familien werden noch

stärker gefördert: Für jedes Kind
erhält ein Elternteil bis zu 300
Euro gutgeschrieben.

Wie verhält sich das bei der Ba-
sisrente?
Hier sind mehr als drei Viertel
der Beiträge steuerlich absetz-
bar. Besserverdiener und
Selbstständige profitieren bei
einer Altersvorsorge mit der Ba-
sisrente von einer hohen staat-
lichen Förderung. Bis zu 20 000
Euro können Alleinstehende –
bis zu 40 000 Euro Verheiratete
– für das Jahr 2014 bei der Steu-
ererklärung geltend machen.
Für 2014 können Sparer 78 Pro-
zent der eingezahlten Beitrags-
summe als Sonderausgabe von
der Steuer absetzen.
EinRechenbeispiel:Wennein

40-jähriger verheirateter Al-
leinverdiener mit einem zu ver-
steuernden Bruttojahresgehalt
von 50 000 Euro jährlich 1800
Euro in seine Basisrente ein-
zahlt, bekommt er für 2014 ca.
420 Euro an Steuern erstattet.
Um sich die Steuervorteile zu

sichern, müssen Basisrenten-
Sparer die »Anlage Vorsorge-
aufwand« ausfüllen – aufgrund
der Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung ist die An-
lage ohnehin auszufüllen. nd

Weitere Infos unter www.cos-
mosdirekt.de/versicherungstipp-
steuerklärung-2014

Normalerweise war am 1. Juni die Abgabefrist für die Steuererklärung 2014. Foto: imago/Christian Ohde

Bei Alzheimer
Scheidung nicht
immer möglich

Bedeutet die Scheidung
für einen nicht-deut-
schen und schwer kran-
ken, unter einer Alzhei-
mererkrankung leiden-
den Ehepartner dessen
Ausweisung aus Deutsch-
land, so kann das Gericht
den Scheidungsantrag
wegen besonderer Härte
ablehnen.

Die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deut-
schenAnwaltvereins (DAV)
informiert in diesem Zu-
sammenhang über eine
Entscheidung des Amtsge-
richts Berlin Tempelhof-
Kreuzberg vom 27. März
2014 (Az. 177 F 10637/13).
Der Ehemann einer an

Alzheimer erkrankten Sy-
rerin wollte sich scheiden
lassen. Seine Frau lebte zu
diesem Zeitpunkt seit drei
Jahren in einem deutschen
Pflegeheim. Der Mann sah
die Ehe als gescheitert an,
da er keine eheliche Bin-
dung mehr fühlte.
Der Pfleger der er-

krankten Frau unterstrich
jedoch, dass sich der Mann
gegenüber seiner Frau wie
ein Ehemann verhalte. Laut
seinerAussagebesuchteder
Mann seine Frau regelmä-
ßig und habe auch vor dem
Pflegepersonal seine Posi-
tion als Ehemann mit der
Verantwortung für seine
Frau bekräftigt. Der Be-
treuer wies zudem darauf
hin, dass der Aufenthalt der
Frau in Deutschland und in
dem Pflegeheim nur durch
dieEhemit ihremMann,der
deutscher Staatsbürger ist,
gesichert sei.
DasFamiliengerichtwies

den Scheidungsantrag des
Mannes wegen besonderer
Härte ab. Für die inder Pfle-
geeinrichtung lebende
Ehefrau sei die Aufrecht-
erhaltung der Ehe von exis-
tenzieller Bedeutung. Nur
durch die Ehe sei ihr Auf-
enthalt in Deutschland so-
wie ihre Unterbringung in
dem Pflegeheim mit ent-
sprechender Versorgung
gesichert.
Da der Mann lediglich

das Gefühl fehlender ehe-
licher Bindung habe und
dies für ihn jedochnicht von
weiterer Bedeutung sei,
überwiegen die Interessen
seiner Frau an der Auf-
rechterhaltung der Ehe.
Zudem besuche er seine
Frau nach wie vor regel-
mäßigundverhalte sichwie
ein Ehemann. DAV/nd
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Kfz-Versicherung

Marderschäden: Jedes 170. Auto einmal im Jahr betroffen
Über 200 000 Fälle durch Mar-
derschäden zählt die deutsche
Versicherungswirtschaft jähr-
lich. Statistisch gesehen wird
damit einmal im Jahr jedes
170ste Auto Opfer einer Beiß-
attacke. Autobesitzer sollten
daherdenLeistungskatalogder
eigenen Police prüfen, ob sie
die Schäden auch abdeckt.

Insbesondere Basisversicherun-
gen greifen hier oft zu kurz. Das
Berliner Vergleichsportal Top-
Tarif gibt einen Überblick und er-
klärt, worauf Verbraucher zur
Hochsaison der Vierbeiner ach-
ten sollten.

Basistarife decken
Marderschäden oft nicht ab
Viele Kfz-Versicherer bieten so-
genannte Basistarife an, die zwar
günstiger sind, aber dafür einen
geringeren Leistungsumfang
bieten. Dabei ist die Ersparnis oft
gar nicht so hoch. So zahlt ein
Berliner Golf-Besitzer für die
günstigste Vollkasko mit Kom-
fortschutz jährlich 530 Euro, der

Basisschutz desselben Versiche-
rerskostet23Euroweniger.Beim
zweitgünstigsten Versicherer be-
trägt der Unterschied zum Ba-
sistarif sogar nur sieben Euro.

Folgeschäden absichern
Basis-Versicherungen schließen
Marderschäden inderRegelnicht
ein: »Der direkte Schaden ist oft
garnichtdasProblem.Teuerwird
es, wenn der Marderschaden un-
bemerkt bleibt. Dann wird etwa
aus einem defekten Kühlwas-
serschlauch schnell ein Motor-
schaden, der zu vierstelligen Re-
paraturkosten führen kann«, er-
klärt Klaus Hufnagel, TopTarif-
Geschäftsführer. Also darauf
achten, dass auch Folgeschäden
von der Versicherung gedeckt
werden, eingeschlossen oft mit
einer Summe von bis zu 3000 Eu-
ro. Einige Policen sichern auch
in unbegrenzter Höhe ab.

Viele Punkte fehlen
Auch andere Leistungen sind oft
nicht Teil der Basisversicherun-
gen: Autofahrer, die mit einem

Leihwagen innerhalb Europas
reisen, sollten darauf achten,
dass die sogenannte Mallorca-
Police eingeschlossen ist. Sie ga-
rantiert bei Unfällen die mit der
deutschen Versicherung ge-
schlossenen Deckungssummen
für Personen-, Sach- und Ver-
mögensschäden, die in der Re-
gel viel höher sind als in ande-
ren Ländern.
Grobe Fahrlässigkeit – dazu

gehört etwa das Telefonieren oh-
ne Freisprecheinrichtung – so-
wie erweiterte Wild- und Ele-
mentarschäden werden in der
Regel ebenfalls nicht vom Ba-
sistarif gedeckt. Um sicherzuge-
hen, sollten Verbraucher in je-
dem Fall einen Blick in die Ver-
tragsbedingungen werfen.
Schutzvorkehrungen zur

Marderabwehr helfen kaum. So
haben Wildbiologen die Wirk-
samkeit der Duftabwehr gänz-
lich widerlegt. Lediglich die Ins-
tallation von Hochspannungs-
geräten ist effektiv, so die Ex-
perten. toptarif/de

Übersicht unter http://www. top-
tarif.de/kfz-versicherung/kfz-lexi-
kon/marderbiss

Wenn die possierlichen Tierchen »zugeschlagen« haben, kann es für den
Autobesitzer teuer werden. Foto: imago/blickwinkel

Rundumschutz für Kleinsparer

EU-Einlagensicherung tritt am 3. Juli 2015 in Kraft
Krisen haben auch ihr Gutes.
Als Lehre aus der globalen Fi-
nanzkrise 2007/2008 einigten
sich die Regierungen der Eu-
ropäischen Union (EU) auf ei-
ne »Bankenunion«. Die wird al-
lerdings von Wirtschaftswis-
senschaftlern wie Professor
Rudolf Hickel von der Ar-
beitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik, deren »Memo-
randum 2015« kürzlich er-
schien ist, als ungenügend kri-
tisiert.

Eine kritische Sicht ist immer an-
geraten, gerade, wenn es um fi-
nanzielle Fragen geht. Doch das
Maßnahmepaket für die Ban-
kenunion beinhaltet immerhin
strengere aufsichtsrechtliche
Auflagen für Banken, Regeln für
die geordnete Abwicklung von in
Schwierigkeiten geratenen Ban-
ken und einen verbesserten An-
legerschutz.

Einlagensicherungsfonds in
jedem EU-Land
Alle EU-Länder sind nun ver-
pflichtet, bankenfinanzierte Ein-
lagensicherungsfonds aufzu-
bauen, damit im Entschädi-
gungsfall Bankeneinlagen bis zu
100 000 Euro garantiert sind.
Da immer mehr ausländische

Banken auf den lukrativen deut-
schen Markt drängen und im-
mer mehr Bundesbürger im Aus-

land eine Bankverbindung un-
terhalten, ist dies auch eine gute
Nachricht für deutsche Sparer.
Jedes Land in der EU muss

seine eigenen Einlagensiche-
rungsfonds aufbauen. Die nati-
onalen Fonds sollen grundsätz-
lich mit 0,8 Prozent der Einla-
gen ausgestattet werden. In
Deutschland hat der Bundesrat
in seiner Sitzung am 8. Mai das
Gesetz zur Umsetzung der Eu-
ropäischen Einlagensicherungs-
richtlinie in nationales Recht ge-
billigt. Die meisten der im Ge-
setz genannten Vorschriften
werden am 3. Juli 2015 in Kraft
treten – ansonsten am Tag nach
der Verkündung.

Hohes Schutzniveau in
Deutschland bleibt
Das vergleichsweise hohe
Schutzniveau, das für Kontoin-
haber in Deutschland bereits gilt,
bleibt auch zukünftig erhalten. In
Deutschland gibt es seit Länge-
rem einen gesetzlichen Einla-
genschutz bis zu 100 000 Euro.
Die Privatbanken und öffentli-
chen Banken sind gesetzlichen
Entschädigungseinrichtungen
zugeordnet. So verfügen die
Sparkassen sowie die Volks- und
Raiffeisenbanken über ihre ei-
genen Sicherungssysteme, die
künftig als gesetzliche Einla-
gensicherungssysteme aner-
kannt werden. Die jeweiligen

Fonds müssen gegebenenfalls
entsprechend der neuen EU-Re-
gelung aufgestockt werden, bis
sie 0,8 Prozent der gedeckten
Einlagen erreichen.

Was ist neu?
Zu den wesentlichen Neuerun-
gen zählt die Verkürzung der
Auszahlungsfrist im Entschädi-
gungsfall von bisher zwanzig auf
nur noch sieben Arbeitstage. Au-
ßerdem werden besonders
schutzwürdige Einlagen bis zu
einem Betrag von 500 000 Euro
gesetzlich gesichert. Hierzu zäh-
len laut Bundesrat beispielswei-
se Einlagen aus einem Immobi-
lienverkauf oder aus sozial-
rechtlichen Abfindungen.

Was wird geschützt?
Geschützt werden Kundenein-
lagen (»Einlagensicherung«).
Dazu zählen Kontoguthaben (et-
wa Giroeinlagen, Sparguthaben,
Tages- und Termingelder sowie
auf den Namen lautende Spar-
briefe) sowie Forderungen, die
das Institut durch Ausstellung
einer Urkunde verbrieft hat (bei-
spielsweise Namensschuldver-
schreibungen). Inhaber- und Or-
derschuldverschreibungen, Ge-
nussrechtsverbindlichkeiten
oder Verbindlichkeiten aus ei-
genen Wechseln sind keine Ein-
lagen.
Doch der Einlagensicherungs-

schutz bezieht sich nicht auf
Wertpapiere. »Wertpapiere«, so
erklärt eine Sprecherin des Bun-
desfinanzministeriums, »sind
keine Einlagen.« Sie stehen im
Eigentum des Kunden und wer-
den für diesen von der Bank ver-
wahrt.

Zusätzliche freiwillige
Einlagensicherung
Über die gesetzliche EU-Einla-
gensicherung hinaus garantie-
ren viele auf dem deutschen
Markt tätige Banken weit höhe-
re Beträge – über ihre eigenen
Sicherungssysteme. Zwar senkte
beispielsweise der Einlagensi-
cherungsfonds des Bundesver-
bandes deutscher Banken (BdB)
seine Sicherungsgrenze am 1.
Januar von 30 auf 20 Prozent des
haftenden Eigenkapitals. Aber
immer noch werden mindestens
eine Million Euro garantiert. Für
die meisten nd-LeserInnen dürf-
te das ausreichen ...
Die dem Einlagensicherungs-

fonds des BdB zugehörigen Ban-
ken sowie die Höhe der Absi-
cherung können Sie direkt beim
Bundesverband deutscher Ban-
ken e.V. (www.bankenver-
band.de) erfahren.

Weitere freiwillige Einlagensi-
cherungseinrichtungen
Für öffentliche Geldinstitute
wurde der Einlagensicherungs-

fonds des Bundesverbandes Öf-
fentlicher Banken Deutschlands
e.V. eingerichtet. Einzelheiten
können Sie beim Bundesver-
band (www.voeb.de) abrufen.
Die Mehrzahl der Bauspar-

kassen gehört dem Bausparkas-
sen-Einlagensicherungsfonds
e.V. an. Informationen unter
www.bausparkassen.de.
Sparkassen, Landesbanken,

Landesbausparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken sind Mit-
glieder »institutssichernder«
Einrichtungen. Nähere Infor-
mationen zum Sicherungssys-
tem erhalten Sie vom Deutschen
Sparkassen- und Giroverband
e.V. (www.dsgv.de).
Auch die Volks- und Raiffei-

senbanken bauen auf den Er-
halt ihrer Institute durch eine
Solidargemeinschaft. Weiteres
erfahren Sie vom Bundesver-
band der Deutschen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken e.V.
(www.bvr.de).

Wo findet man Rat?
Doch wie erfahren Sie im Kri-
senfall, welcher Sicherungsein-
richtung Ihr Institut angehört?
Banken und Finanzdienstleis-
tungsinstitute sind verpflichtet,
ihre Kunden im »Preisaushang«
darüber zu informieren, wel-
chen Sicherungseinrichtungen
sie angehören.

Hermannus Pfeiffer
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Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt warnt

Betrügerische Geldeintreiber am Telefon
Trickanrufer wenden erneut
äußerst ausgeklügelte Ma-
schen an. Davor warnt die
Verbraucherzentrale Sach-
sen-Anhalt (vzsa).

So wurde eine Verbraucherin
angeblich von der Staatsan-
waltschaft Düsseldorf ange-
rufen und mit folgender Ge-
schichte konfrontiert: Es gebe
eine Vorladung, da aus einem
nicht gekündigten Gewinn-
spielvertrag eine offene For-
derung von über 9000 Euro

vorliegen würde. Die Angele-
genheit könnte aber außerge-
richtlich über die Verbrau-
cherzentrale geklärt werden.
Noch während die Ver-

braucherin im Anschluss an
diesesTelefonatüberlegte,was
sie tun sollte, erhielt sie einen
Anruf eines Rechtsanwaltes,
der den frei erfundenen Sach-
verhalt bestätigte. Im Display
erschien die korrekte Tele-
fonnummer der Beratungs-
stelle Zeitz der Verbraucher-
zentrale Sachsen-Anhalt. Die

Abzocker hatten sich auf die
Telefonnummer der Verbrau-
cherzentrale aufgeschaltet.
Die Verbraucherin schöpfte

Verdacht und holte sich Rat bei
der Zeitzer Beratungsstelle, so
dass die Gaunerei aufflog.
Hier werden Verbraucher

unglaublichdreist hinters Licht
geführt. Die Verbraucher-
zentrale ruft keinesfalls un-
aufgefordert Verbraucher an,
schon gar nicht, um angebli-
che Forderungen einzutrei-
ben. Hier versuchen Betrüger,

den guten Namen von seriö-
sen Institutionen und Behör-
den zu benutzen, um Ge-
schäfte zu machen.
Betroffene sollten den An-

rufern keinen Glauben schen-
ken und sich auf nichts ein-
lassen. vzsa/nd

Tipps zu dubiosen Anrufen er-
halten Ratsuchende in den Be-
ratungsstellen der Verbraucher-
zentrale Sachsen-Anhalt oder am
Verbrauchertelefon montags bis
freitags von 9 bis 18 Uhr unter
(0900) 1775 770 (1 Euro/min
im deutschen Festnetz, Mobil-
funkpreise abweichend).

Was Touristen bei Reisen nach Übersee beachten sollten

Fettnäpfchen mit unangenehmen Folgen
Was Feriengäste in Übersee
lieber lassen sollten, damitder
Traumurlaub nicht zum Alb-
traum wird? Sich vor Reise-
antritt genau informieren, um
nicht böse Überraschungen zu
erleben.

Das ist nämlich immer dann der
Fall, wenn Urlauber im Reise-
gepäck ihre Sittenvorstellungen
und Gesetze von daheim in fer-
ne Länder mitschleppen. Doch
andere Länder, andere Sitten
und Gesetze. Überraschungen
lauern nicht nur beim Zoll, auch
Sexualmoral und Drogenge-
schichten bergen Zündstoff.
In Kenia zum Beispiel steht

es unter Strafe, Geldscheine, auf
denen der Präsident abgebildet
ist, zu verschandeln oder zu
zerknüllen. In Thailand ge-
nießt das Königshaus außeror-
dentlichen Respekt. Abfällige
Bemerkungen gelten dort als
Majestätsbeleidigungen und
können mit bis zu 15 Jahren
Haft bestraft werden.
Ein Fettnäpfchen für Touris-

ten stellt immer wieder die Se-
xualmoral dar, und das nicht
nur in islamischen Ländern. In
Thailand oder Brasilien sind
Nacktbaden oder weibliches
»Oben ohne«-Sonnen verboten.
Im Emirat Katar, Gastgeber-

land der Fußball-WM 2022, ist
selbst der Austausch von Zärt-
lichkeiten in der Öffentlichkeit
– und dazu zählt schon das
»Händchenhalten« – verboten.
In Iran droht bei »unzüchti-

gem Verhalten« im schlimms-
ten Fall gar die Todesstrafe.
Auch Frauen anderer Kultur-
kreise müssen dort Kopftuch
und Mantel tragen, Männer
sollten keine kurzen Hosen tra-
gen, wollen sie nicht den Zorn
der Sittenwächter auf sich zie-
hen. Selbst im Touristenland

Marokko sind außereheliche
und gleichgeschlechtliche Se-
xualbeziehungen Straftatbe-
stände.
In der Diskriminierung Ho-

mosexueller steht der Orient
nicht allein da: In Singapur ste-
hen »homosexuelle Handlun-
gen« zwischen Männern nach
wie vor unter Strafe. Nicht an-
ders in Indien: Auch dort ist ho-
mosexueller Geschlechtsver-
kehr strafbar, die Höchststrafe
beträgt lebenslänglich.
In China wiederum stellt das

»Gesetz über Strafen für Ver-
gehen gegen die öffentliche
Ordnung« gleich 238 Tatbe-
stände unter Strafe. Dazu zäh-
len allerhand nebulöse Delikte
wie »Störung der öffentlichen
Ordnung« oder »sittenwidriges
Verhalten«. Neben saftigen
Bußgeldern hagelt es auch bis
zu 15 Tage Arrest – ohne rich-
terliches Urteil.
Einfach nur am falschen Ort

zu sein, kann auch übel enden.
In Indien zum Beispiel ist der
Aufenthalt in den Himalaya-Re-
gionen Ladakh und Sikkim so-
wie auf den Andamanen-Inseln

ohne Sondererlaubnis strafbar.
Indien wie auch Kenia ahnden
den Aufenthalt trotz abgelau-
fener Visa hart.
In Thailand sind Reisende

verpflichtet, immer ihre Aus-
weise mit sich zu führen. Vor al-
lem in den Vergnügungsvier-
teln von Bangkok, Phuket oder
Pattaya wird streng kontrol-
liert. Wer in Mexiko Pass und
Touristenkarte nicht bei sich
trägt, findet sich schnell im Po-
lizeigewahrsam wieder, bis der
legale Aufenthalt nachgewiesen
ist.
Auch Länder wie Australien

und Neuseeland, die von inva-
siven Tier- und Pflanzenarten
geplagt sind, verstehen biswei-
len keinen Spaß, üben ein
strenges Quarantäne-Regime
für Hund und Katze aus und
kassieren eingeführte Lebens-
mittel. Daneben legt Australien
großen Wert auf seine Tabak-
steuer. Gerade mal 50 Zigaret-
ten dürfen zollfrei eingeführt
werden.
Bei Drogendelikten drohen

nicht nur in Saudi-Arabien oder
Iran drakonische Strafen. Man-

che Länder machen keinen Un-
terschied zwischen harten und
weichen Drogen. Japan etwa
bestraft den Besitz selbst kleins-
ter Mengen Haschisch mit bis zu
sieben Jahren Haft.
Ärger kann auch die Ausfuhr

bereiten, nicht nur die von An-
tiquitäten, sondern auch die ge-
schützter Tiere und Pflanzen.
Vor allem artenreiche Länder
wie Südafrika, Brasilien oder
Mexiko ahnden Verstöße ge-
gen das Washingtoner Arten-
schutzübereinkommen (CITES)
streng.
In Brasilien beginnen die

Delikte nicht erst bei Ausfuhr
eines Jaguarfells. Schon der
Versuch, Zierfische, Samen wil-
der Pflanzen, Insekten oder nur
eine Vogelspinne auszuführen,
wird streng verfolgt. Ähnlich
Mexiko: Dort kann sich der Ur-
lauber, der ein Stück Koralle
oder Kakteen exportiert, mäch-
tig in die Nesseln setzen.

Kai Althoetmar

Wer nach Übersee reist, sollte sich vorher gründlich informieren, was
gestattet ist und was nicht. Foto: dpa/Divyakant Solanki
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Wir beraten Sie gern!

ratgeber
4

(030) 29 78-18 41 
(030) 29 78-1842 ( (030) 29 78-18 40

@ anzeigen@nd-online.de

Hotelstornierung
bei einem Streik

Wer ein Hotelzimmer ge-
bucht hat, aber wegen ei-
nes Streiks nicht anrei-
sen kann und absagen
muss, hat mit Storno-
kosten zu rechnen.

»Ein Reisender ist ver-
pflichtet, den vereinbarten
Preis für die Übernachtung
im Hotel zu zahlen«, sagt
Rechtsanwalt Paul Degott
vom Deutschen Anwalt-
verein (DAV). »Erkannaber
vom Hotelier verlangen,
dass dieser ersparte Auf-
wendungen und Erlöse aus
einer Weitervermietung
abzieht.« Für die Storno-
kosten muss ein Reisender
auch dann aufkommen,
wenn er nicht dafür ver-
antwortlich ist, dass er das
Hotelzimmer nicht errei-
chen und nutzen kann. Die
Anreise ist grundsätzlich
die Sache des Gastes.
Im Falle eines Streiks gilt

dieser als Umstand »höhe-
re Gewalt«, als etwas nicht
Vorhersehbares. Beispiele
für »höhere Gewalt« sind
neben Streiks wie bei der
Deutschen Bahn auch Na-
turkatastrophen, politische
Unruhen, Kriege oder Epi-
demien. Da in solchen Fäl-
len auch die Hotelbetrei-
ber keine Verantwortung
haben, dürfen sie rechtlich
gesehen auch nicht auf den
Kosten für reservierte Ho-
telzimmer sitzen bleiben.
Eine Möglichkeit, den

Kosten zu entgehen, gibt es
nur dann, wenn der Hote-
lier das Zimmer anderwei-
tig vermieten kann oder ku-
lant ist. Daher empfiehlt
sich, bereits bei Buchun-
gen kostenfreie Stornie-
rungen für den Fall der Fäl-
le zu vereinbaren. DAV/nd


